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AlB-Aktuell: Die Macher der zweiten Ölkrise 
Die sog. ~eite Ölkrise des Jahres 1979 täuft inzwischen auf vol­
len Touren. Sie war Gegenstand u. a. des Gipfels der 7 West­
mächte von Tokio und der Energiedebatlc des Bonner Bundes­
tages Ende Juni! Anfang Juli d. J.Auch die Schuldfragescheim 
nunmehr eindeutig gekJa.rt: Wie Bundeskanzler Helmut 
Schmidt in der Bundestagsdebaue betonte, verdanken wir kei­
nem anderen als den OPEC-Ländern einen "internationalen 
Verteilungskampr' ums Öl. Der frischgebac kene CDU/ C5U­
Kanzlerkandidat Franz losd Strauß sah in den Olländern bzw. 
Scheichs die Verantwortlichen einer heraufziehenden "dritten 
großen Krise unSeres Jahrhunderts". Im Washingtoner Penta­
gon diskutierte man derweil die militärische Krisenbewlt ltigung: 
Angriffsziel einer US-Eingreiftruppe von I 10 lXX) ist das ö lrei­
ehe Umfeld des Persischen Golfes. In Bonn machte sich na­
mentlich der entwicklungspolitische Sprecher der CDU Toden­
hOfer stark für die Washingtoner Ö lkriegsplanung. 
Etwas zurtlckhaltender nahm sich da das Kommunique des To­
kioer Wirtschaftsgipfels aus. Der von US-Präsident J. Carter 
favorisierte Konfrontationskurs --er hatte konkrete Aktionen 
gegen die OPEC gefordert - fand keine ungeteilte Gegenliebe. 
Einig wußte man sich hauptsächlich in der Feststellung der an­
geblichen Hauptschuld der ÖlIänder an der kapitalistischen ÖI­
und Energiekrise sowie in der Schonung der Ölmultis vor jeder 
Art von Schelte oder Kampfansage. Stattdessen suchte man im 
Tokioer Schlußkommuniquc die Verantwortung für Ölkrise , 
I~flation und rtlckläufiges Wirtschaftstum alleine der OPEC 
aufzuladen. 
Die gemeinsamen Verpflichtungen zu wirksamen nationalen 
Einsparungsmaßnahmen oder zum Einfrieren der Ölimpone bis 
zum Jahr 1985 sind dennoch kaum ernstzunehmen. Als Mitglie­
der der Internationalen Energieagentur (gegr. 1974, sie umfaßt 
20 kapitalistische Industriestaaten) hatten sich die Westmächte 
zuvor schon für 1979 zu einer Einsparung von 5 "lo des Ölver­
brauchs bekannt, ihn aber prompt im ersten Quartal um 3,3 "lo 
gesteigert. Ihr interner" Verteilungskampf ums Ö l" ist bereits 
in vollem Gange. Die tonangebenden ,,5 Großen" scheiden sich 
dabei in zwei Lager: Auf der einen Seite verbindet die USA und 
Großbritannien eine Sonderstellung als Stammländer der welt­
marktbeherrschenden Ölmultis, bei einem relativ niedrigen An­
tei l (1978) der Ölimporte am Ölverbrauch (42 bzw. 50"l0) und 
am Gesamtenergieverbrauch (22 bzw. 21 "lo). Auf der anderen 
Seite stehen in einer erheblich schwächeren Ausgangslage die 
BRD, Frankreich und Japan, die kaum konkurrenzfähige Ölge­
seUschaften noch - anders die USA und Großbritannien 
(Nordsee-OI!) - ansehnliche eigene Ölressourcen aufweisen. 
Bei allen Strukturveränderungen ihrer Energiewirtschaften wer­
den sie zumindest für die nächsten beiden Jahrzehnte auf die Si­
cherung eines kontinuierlichen, ausreichenden Ölzuflusses aus 
den OPEC-Staaten - auf sie entfallen heute rund 85 OJo des 
Weltölexports, davon über 2/ 3 auf den arabischen Raum und 
den Iran - angewiesen bleiben. Die jüngsten Praktiken der 
angloamerikanischen Ölmultis und der Carter-Administration 
haben hingegen anschaulich gezeigt, daß sie nicht Garantie­
mächte, sondern absolute Unsicherhei tsfaktoren für die künfti­
ge Ölversorgung Westeuropas und Japans sind. Mehr noch gilt 
es diesen Ö lkriegsabenteurern den Zugriff auf die bundesdeut­
sche ÖI- und Energiewirtschaft zu entziehen. Dies ist heute 
möglich über die Herstellung direkter Lieferbeziehungen in 
Form langfristiger bilateraler Verträge mit den OPECLändern, 
und zwar auf der Grundlage von deren Rohöl-Richtpreisen an­
stelle der Spot-Preise der Multis. Dies wiederum ist realisierbar 
mithilfe staatlicher Ölpreiskontrolle und -regulierung bishin zur 
Verstaatlichung der Ölkonzerne. 
Die Bundesregierung indessen laßt die Ölmult is weiter unge­
schoren. Konzernlobbyist Graf Ouo von Lambsdorff wies wäh­
rend der Energiedebatte des Bundestages derartige "dirigisti-
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sehe Eingriffe" des Staates strikt ab und warb um Vertrauen in 
einen sparsamen Energieverbrauch ober "freie", also höchste 
Ölpreise. Ein gefundenes Fressen für die 7 Majors (Exxon, Te­
xaco, British Petroleum, Standard Oil of California, Mobil Oil. 
Gulf Oil und Royal Dutch/ Shell), die in der BRD rund70"lo, 
weltweit 80 "lG des Ölvertriebs beherrschen. Sie nahmen 1979 die 
Preiserhöhungen der OP EC-Länder fUr Rohöl auf einen Richt­
wert von 18-23,5 Dollar pro Barrel (1 58,8 Liter) zum Anlaß 
fUr überdimensionale Preistreibereien auf den "freien" Rohöl­
märkten, fUr Treibstoffe und Heizöl; letzteres erhöhten sie im 
Zeitraum Juni 1978 bis Juni 1979 von 0,3 aufO,6 DM pro Liter, 
also um 100"l0. Die OPECPreise fUr Rohöl aber waren analog 
nicht einmal um 40 "lo gestiegen. 
Wie die zweite Ö lkrise demonstrierte, sind die Multis dabei, die 
ihnen mit der Enteignung der Ölquellen und Ö lförderungsanla­
gen durch die OPEC-Staaten verlustig gegangenen Extraprofite 
durch Sonderprofite im Verteilungssystem einzutreiben. Im er­
sten Halbjahr 1979 schnellten ihre Reingewinne denn auch um 
29-106"l0 empor. Ein anderes Beispiel hierfür hatte zuvor ihre 
Verdoppelung der Preisspanne zwischen Rohöl und Raffinerie­
produkten im Zeitraum 1974--78 geliefert. Während die 
OPEC-Länder in dieser Periode - dank der proimperialisti­
schen Bremserrolle der Saudis - nur um rund 17,5 "lo anhoben, 
ließen die Ö lmajors die Endverbraucherpreise fOr raffinierte 
Produkte um 55 ,6 "lo anschwellen. Zwischenzeitlich fUhrten der 
Dollarverfall und die fortgesetzte Inflation (Erhöhung der In­
dustriegüterpreise!) in den entwickelten kapitalistischen Staaten 
zu einer Minderung des Realwertes der OPEC-Öleinkünfte von 
4O-60"l • . Infolgedessen vermögen die von den Ölländern fOr 
1979 vorgenommenen Anhebungen des Rohöl-Richtpreises ihre 
Verluste an Konzerne und Regierungen der westlichen Indu­
strieländer nicht einmal voll auszugleichen. 
Wie OPEC-Repräsentanten im Juni d. J. erklärten, wurde von 
den Ölländern trotz der vortlbergehenden Produktionsaustlllle 
im Iran im ersten Halbjahr 1979 mehr Öl gefördert als im Ver­
gleichszeitraum 1978. Erst inrolge des Hortens riesiger Ölvorrä­
te, von SchiebergeSChäften seitens der Multis und der US­
Regierung kam es zu ernsteren Versorgungsengpassen in den 
USA und Westeuropa - eine künstliche, eine gemachte ÖI­
verknappung also. Und die Macher sitzen nicht am Persischen 
Golf, sondern in New York, Washington und London. 
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Nikaragua 

Ullich RuppEin Sieg über Jahrhunderte 

Am 20.7.1979 zogen 3000 Kampfer der Sandinistischen Front 
der Nationalen Befreiung (FSLN) unter dem Jubel Zehntausen­
der in Managua ein. Kurz zuvor hatten sie den Bunker, die letz­
te Befehlszentrale Somozas mit seinen unterirdischen Gefäng­
nissen, die Somoza kurz vor seiner Flucht noch verminen ließ, 
gestürmt. Gleichzeitig mit den Sandinisten traf auch die Provi­
sorische Regierungsjuma ein. 
Mit der übernahme der Macht hat das nikaraguanische Volk ei­
nen historischen Sieg errungen. Er war nicht nur, wie es Hum­
berte Ortega von der FSLN bei einem Kubabesuch formu lierte, 
ein Sieg über 45 Jahre Somozismus. "es war ein sieg Ober 150 
Jahre ausländischer Domination in diesem Land, es ist ein Sieg 
Ober viele lahrhunderte der Eroberung und Ausbeutung". I 
Das Programm der neuen Regierung (Wortlaut nachstehend) 
und das Provisorische Grundgesetz geben Aufschluß über die 
grundlegenden Erstmaßnahmen der Revolution: Kampf gegen 
die überreste der Diktatur; Festigung der Souveränität und Un­
abhängigkeit des Landes; Wiederaufbau der Wirtschaft, die aus 
staatlichen und privaten"Unternehmen bestehen soll; Schaffung 
eines demokratischen Systems; Enteignung des Besitzes der So­
mozas und Bildung einer nationalen Armee bestehend aus der 
F$LN und patriotischen Offizieren der aufgelösten National­
garde. 
Daß bei der Verwirklichung dieser Aufgaben alte nichtsomozi­
stischen Kräfte in eine gemeinsame Verantwortung genommen 
wurden, beweist recht eindrucksvoll die Zusammensetzung des 
neuen Regierungsapparates. Als Legislative fungiert der 
33köpfige Staatsrat, dem die FSLN, die Nationale Patriotische 
Front (FPN), die Breite Oppositionelle Front (FAO) sowie Ver­
treter des Rates der Privatunternehmen angehören.2 Dem 
Staatsrat wurde die,Aufgabe übertragen, die neue demokrati­
sche Verfassung des Landes und ein Wahlgesetz auszuarbeiten. 
Die Gesetzesvorlagen werden von ihm mit 21J-Mehrheit verab­
schiedet. 
Die Exekutive besteht aus dem 18köpfigen Ministerrat und der 
Sköpfigen Regierungsjunta. Dem Ministerrat gehören die 
Sandinista-Vertreter Tomas Borge und Jaime Wheelock als 
Innen- und Agrarreformminister, der Priester Ernesto Cardenal 
von der Gruppe der 12 als Kulturminister an. Finanzminister 
Joaquin Cuadra Chamorro war 20 Jahre lang Anwalt der Ban­
co de America, der finanzstärksten Gruppe des Landes, der Mi­
nister für Industrie und Handel, Noel Rivas Gasteazoro ist ein 
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Vertreter der Handelsbourgeoisie. Zum Erziehungsminister 
wurde der ehemalige Rektor der autonomen Universität, De. 
Carlos Tunnerman, und zum Arbeitsminister der Vorsitzende 
der das Kleinbürgertum vertretenden Unabhängigen Liberalen 
Partei, der Advokat Virgilio Godoy, bestellt. Der 1979 wegen 
eines Putschversuchs aus der Nationalgarde ausgestoßene 
Oberst Bernardino Larios wurde Verteidigungsminister. 
Die ~egierungsjunta besteht aus dem Universitätsprofessor 
Moises Hassan von der Vereinigten Volksbewegung (MPU), 
Daniel Ortega von der nationalen Leitung der Sandinistas, dem 
Schriftsteller Sergio Ramirez von der Gruppe der 12, dem Un­
ternehmer und F AQ..FÜhrer Alfonso Robelo und Violeta Bar­
rios de Chamorro, Witwe des Direktors der oppositionellen Ta­
geszeitung La Prensa, der im Januar 1978 im Auftrag Somozas 
ermordet wurde. 

Sicherung der Revolution 

Entsprechend dem Provisorischen Grundgesetz hat die Regie­
rung umfangreiche Maßnahmen zur Sicherung der Revolution 
eingeleitet. Zum Erhalt der nationalen Unabhängigkeit und zur 
Abwehr konterrevolutionärer Akte befindet sich die Armee im 
Aufbau. Dies ist umso dringender als es immer noch Wider­
standsnester somozatreuer Teile der Nationalgarde auszuheben 
gilt. An der Grenze von Honduras sammeln sich unter der Füh­
rung des Sohnes von Somoza rund 2000 Nationalgardisten -
eine ständige Bedrohung der jungen nikaraguanischen Revolu­
tion. 
Die Furcht vor weiteren Machtübernahmen durch Guerilla­
streitkräfte in den an Nikaragua angrenzenden Staaten hat in 
der Carter-Administration zu geheimen Debatten über US­
Militärhilfe an EI Salvador und Guatemala und zu ihrer ver­
stärkten Aufrtlstung Anlaß gegeben. Und trotz aller Dementis 
seitens der US-Regierung bereitet sich in Miami eine 7000 Mann 
starke Streitmacht zur Rückkehr nach Nikaragua vor. ) 
Zum Aufbau einer eigenen nationalen Wirtschaft wurden sämt­
liche im Auslandsbesitz befindliche Banken, die Fischindustrie, 
die Holzinduslrie, der Bergbau sowie das Spar- und Kredilwe­
sen verstaatlicht. Ebenfalls nationalisiert wurde der Besitz des 
Somozas. Auf dem Boden des Clans wird augenblicklich eine 
umfassende Agrarreform durchgeführt. 



Nach Aussage des Agrarreformminislers Jaime Wheelock soll­
ten 64000 Landarbeiter und Kleinbauern als eTSle berOcksich­
tigt werden. 50000 ha Land in der Provinz Leon wurden 5000 
Kleinbauernfamilien übergeben. In J inotepe wurden die eTSlen 
IS Genossenschaften gegrOndet. Volkskomitees zur Veneilung 
der Lebensmittel bilden sich, die Landwinschaftsbetriebe lie­
fern kostenlose Milch. 
Im Bildungsbereich hat sich die Regierung ebenfalls große Ziele 
gesetzt. 63 'le aller Nikaraguaner Ober 10 Jahre sind Analphabe­
ten. Zur Durchführung einer Alphabelisierungskampagne, die 
im März 1980 beginnen soll, werden 200000 Oberschüler und 
Studenten vorbereitet, die in allen Landesteilen die Bevölke­
rung unlerrichten sollen. Zu diesem Zweck sollen ab dem 17. 9. 
1979 alle Schulen des Landes ihren normalen Lehrbetrieb wie­
der aufnehmen. ( 
Diese Vorhaben und ersten Erfolge einer demokratischen Um­
gestaltung dürfen jedoch nicht über die Hypothek der Somoza­
Diktatur hinwegtäuSchen. Nikaragua ist von dem Krieg Somo­
lAS schwer gezeichnet. Ismael Reyes, Präsidenl des nikaragua­
nischen Roten Kreuzes und der Handelskammer, beziffen die 
Toten des Krieges auf 50000.250000 Menschen, 10'10 der Be­
völkerung, sind vertrieben. Heroisch kämpfende Städte wie Le­
on und Masaya liegen in Schutt und Asche, lediglich 2 Fabriken 
produzieren noch. 

Fachleute schätzen die Kriegsschäden aufO,8 bis 1 Mrd Dollar; 
und das in einem Land, das nach der PlUnderung der Staatskas­
se durch Somoza nur noch über flüssige Mittel in Höhe von 3,5 
Mio Dollar verfügt. In Nikaragua ist es zu spät für die Aussaat 
auf den Baumwollfeldern, von denen nach dem Kaffeexport die 
höchsten Einnahmen kommen. Außerdem trieben Großgrund­
besitzer ganze Viehherden über die Grenze in die Nachbarlän­
der. 60000 Rinder waren es al lein in Somotillo, die illegal nach 
Honduras verschoben wurden. ' 

Nikaragua-Solidarität 
Zur Koordinierung der Nikaragua-SolidariUlt in der Bundesrtpublik 
trafen sich am I. August d. J. in Bonn Vertreter der SandinistllS, des 
Antümperialisti~hen SolidariUltskomitees (ASK), des Wuppenaler 
Informationsbüros Nikaragua, des Service Civillnternational (SCI) 
und anderer Organisationen. 
Sie werteten die Weltkonferenz der SolidariUlt mit Nikaragua aus, die 
vom 13.- 17. Juli 1979 in Caraeas stattfand. An der vom Weltfrie­
densrat, der Sandinislischen Front der Nationalen Befreiung (FSLN) 
und der Nationalen Patriotischen Front NikarllJulIS Initiierten Konfe­
renl nahmen IBO Vertreter aus 8j Undern teil, darunter lahlreiche 
Delegationen aus Lateinamerika und Westeuropa. Fraru: Sommer­
feid, Chefredakteur der roten blluer, konnte im AuftrllJ des ASK 
der Delegation Nikaraguu eine Spende in der Höhe von jOOO,- DM 
überreichen. 
Im Zeichen des bevorstehenden Sieges der Volbkrlfte benannte die 
Weltkonferenz ab Sthwerpunkte der internationalen SolidariUlt mit 
Nikaragua: a) die internationale Mobilisierung gegen jede imperiali­
stische Interventionspolitik, speziell der USA, und b) die Organisie­
rung weltweiter Hilfe fü r den Wiederaufbau Nikaraguu und fIIr die 
Verteidigung der demokratischen Revolution. Die Konferenzteilneh­
mer versicherten ferner in der Abschlußerklarung von CaraClS ihre 
volle und bedingunaslose UnterstU tzung für die Regieruna des natio­
nalen Wiederaufbaus, die legit ime Vertretung des nihraguanischen 
Volkes. 
William Agudelo, Reprlsentant der FSLN in der BRD, betonte auf 
dem Bonner Treffen die weitere Gültigkeit dieser Aufgaben fUr die 
SolidariUltsbewegung unseres Landes. Er rief dazu auf, das Volk und 
die Regierung NikaragullS aktiv bei der Bewilligung der anstehenden 
Aufgaben zu unterStütlCn. Die Teilnehmer einlaten sich in Bonn dar­
auf, ein konkretes SolidaritAuprojekt und die Entsenduna von Frei­
willigen mit nikaraguanischen Regierungsvertretem abzustimmen. 

Das ASK bittet um Spenden auf das 
Sonderkonto Prof. Ericb Wulff, Kennwort Nlkaril UI, 
Spendenkoato S17055---Ml PScbA FrlDkfurt I. M. 

AngesiChts d ieses Ausmaßes der Zerstörungen ist die Volksre­
gierung aus eigener Kraft nicht imstande in kurzer Zeit Epide­
mien, Elend, Wohnungsnot und andere Folgewirkungen zu be­
wältigen. 
Eduardo Ramon Kuehl. Chefkoordinator für Hilfsprogramme, 
bezifferte auf der Konferenz der Sozialistischen Internationale 
in Schweden Mitte Juli d. J. die nötigen Hilfsgelder auf 3 Mrd 
Dollar. Am dringendsten sei ein umfassendes Impfprogramm. 
In Nikaragua werden in den nächsten Monaten nach Aussage 
des Roten Kreuzes von Nikaragua mehr als 1000 ausländische 
Ärzte benötigt.' 
Besonders eine Reihe lateinamerikanischer Staaten haben ihre 
Verantwortung erkannt und unverZügliCh großzügige Hilfe ge­
währt. So erklärte Fidel Castro, Kuba sei bereit, unbedingte 
Unterstützung zu leisten: " Die Sandinisten sind Revolutionäre. 
Sie sind Realisten, und es sind Realisten, die die besten Revolu­
tionen machen, die besten und die tiefgreifendsten Revolutio­
nen ... Wenn sie (die Menschen in Nikaraguaj d. Verf.) 500 
Ärzte brauchen, werden wir ihnen 500 schicken." 7 

Selbst die Bundesregierung erklärte sich nach längerem Zögern 
Mitte August d. J. zu finanziellen Hilfeleistungen in Höhe von 
20 Mio DM für das neue Nikaragua bereit. 
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1) Granma, Havanna, j. 8. 11179 
2) Zum Charakter und zur Programmatik der Oppositionsgruppen 
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4) Allgemeiner Deutscher Nachrichtendienst (ADH>, 4.15. 8. 1\179 und 
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Dokumentarfilm: 

NICARAGUA 
SEPTEMBER '78 
Eine hautnahe Reportage vom Volksauf­
stand und seiner Niederschlagung durch 
die Nationalgarde des Somoza- Regimes 
in Nicaragua im letzten September (aus­
gezeiChnet mit der Goldenen Taube auf 
dem Internationalen Dokumentar- und 
Kurzfilmfestival in LeipZig 1978), 
Das Filmteam kam zwe i Tage vor dem Auf­
stand in das Land. Es fi l mte die Opfer 
des Krieges, die Verwundeten in den im­
proviSierten Krankenhäusern, die Bür­
ger in ihrer Armut, Opposit ionsführer 
im Vers teck. Sie sprachen mit Guer ille­
ros auf den Barrikaden. Präsident 
Somoza nimmt Stellung. ebenso einer 
seiner Generale. der gerade die Stadt 
Masaya "gesäubert" hat. 
Der Film ist ,-------, 

im Verleih bei: ~«nIlIII~~~ 

Dontw.29 Poltfod'l"l5 
8000 I1lünchcn 19 
Tcl. :069/1S606I 
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Programm der neuen Regierung 
Oi~ Junta der R~runl rur den Nationalen Wiuleraufbau mOclw: die 
rollenden Ifundlegenden Richtlinien ihres polhischen Programms be­
kanntjeben: 

I. SchllffUPI fon Demokratie, GerecbUakeh und aesdlschaft llchen 
FortKbriu: Es werden die.' erforderlichen Geselze vcrkUndcl, um ein 
System auf der Grundlage tehter Demokratie, Gerechtigkeit und des 
aesellschaftlichcn ForLIChritu zu scharren, das vollsllndig das Recht 
aller Nikaraguaner ,arantien. an der Politik und an allgcm~nen Wah­
len sowie der Orpoisalioo und der TlIliakcit politischer Pantien ohne 
jealiche ideologische Diskriminierung teilzunehmen. Ausgenommen 
sind allerdings solche Parteien, die rine RUckkehr des SomOl.ismus an­
st reben. 
2. Ora.niSll lion da S ll alel : 

a) Rcaicrunll: Die exekutive und administrative Verantwortung wird 
bei der Junta der Regierung fll r den Nationalen Wiederaufbau lieBen. 
Die Junta wird solange wie notig ihre Pflicht erfllllen, um den Weg fUr 
eine wahrllaft demokratiKhe Entwicklung auf dCT Grundlage einer 
breiten Beteiliguni d~ Volk~ und der praktischen VttwirklichulIJ dCT 
Konzeptionen ulld Ziele, in Punkt 1 dieses PrOll'amms genannt sind, 
zu ebnen. 
b) Die Legislative: Es wird ein Staatsrat gebildet, der gemeinsam mit 
der J unta die gesetzaeberischen Aufgaben wahrnehmen, wird. Dieser 
Rat wird die breite Vertretung der politischen, wirtschaftlichen und ge­
sellschaftlichen Krtfte garantieren, die duu beigetragen haben, die 
Diktatur SomoUl zu stOrzen. Der Staaurat wird sich aus 30 Mitglie­
dern zusammensetztn, die die nachfolgend lenannten politischen, ge­
stlbchaftlichen und winschaftlichen Orlanisationen vertreten und von 
ihnen ernannt werden: 
- Die Sandinistische Nationale Befreiunpfront FSLN. 
- Die Nationale Patriotische Front, die Vereinigte Volksbewegung, 
die Unabhlnaige Liberale Partei, die Gruppe der 12, die Christlich· 
Soziale Volkspanei, die Union Nikaraguunischer Arbeiter CTN, die 
Arbeiterfront, der Verband dCT Rundfunksprecher. 
- Die Breite Oppositionsfront FAO, die Demokratische Konservative 
Panei, die Christ lich· Soziale Partei NiklrlluM, die Demokratische 
Bcwquna Nikantj:uas, die Liberale BcWCiUIlJ dn Anhlnger einer VCT­
fassunlsmlßiaen Reaicrunlsform, die SozilHslische Partei Nikara­
lua5, der Allgemeine Unabhlngige GewerkJchdubund, der Verband 
fUr Gewerkschaftseinheit CUS. 
- Der Oberste Rat rur private Betriebe COSEP, das Nikaraguanische 
Entwicklunasinstitut INDE, die Kammer der Industrie Nikaraguas CA· 
DIN, die Handelskammer Nikaraguas, der Verband der Produz.cnten 
landwirtschaftlicher EruuJllissc und der Viehl':llchter UPANIC,die Ni· 
karaluanische Kammer ror Bauwesen. 
c) Die Judikative: Der Oberste Gerichtshof wird das IIOclute Organ dCT 
Judikative sein. Ober die Zahl der Mitglieder, ihre internen Oraanlsa· 
tionen und die spezifISChen Funktionen wird zum leaebenen Zeitpunkt 
entschieden. Die ausschließliche Gerichtsbarkeit sowie die Tttigkeit der 
Judikative mit der erforderlichen Kompetenz und Unabhlngigkeit sei· 
tens ihrCT Mitglieder, die Schaffung eines Systems, in dem richtia Recht 
gesprochen wird und ihre Garantie, daß die Bilrgerrechte voll ausaeUbt 
werden. sollen gewlhrJciSltl sein. Es wttden erlJ;l.nzende Bestimmun­
gen erlassen, die erforderlich sind, um eine a~ete ErfDllung der Ver· 
antwOrtung und Auflaben der Judikative lU .. ranlitten. 
3. Garantie der vollen Achtung der Menschenrechte: Die volle Ach· 
tung der Menschenrechte, wie sie in der universellen ErkJarullJ der Ver· 
einten Nationen und der amerikanischen ErklArullJ des OAS (Oraani· 
sation Amcrikanischer Staaten; d. Red.) Uber die Rechte und Pflichten 
d~ Menschen aufl~tellt worden sind. werden aarantien. 
4. Gruadfrt'lbl'lll'a : Unter BerIIcksiehtilu", der leaenWllnigen Laae 
im Lande werden besondere Garantien fUr die nachfolflend genannten 
Grundfreiheiten gewahn: 
- Informations- und Meinungsfreiheit: Alle ~e, die die 
Informations- und Meinungsfreiheit unterdrucken, werden abge­
schafft. 
- Freiheit des reliaiOsen Glaubens: Die volle AusUbung der Reliaions. 
freiheit wird gtwlhrleistet. 
- Freiheit zur Schafruna von genossmschaftlichen, gewCTkschaflli. 
ehen und Volksorpnisationcn: Ein Gesetz wird verkUndet und Maß. 
nahmen werden getroffen, die die Freiheit zur SchaffullJ von genoum· 
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schaftlichen. gewerkschaftlichen und Volksorganisationen in den StJd· 
ten wie auf dem Lande garantieren und fOrdern. 
5. A/)$eh,nunl rcprt:5sh 'l'r Ge5e11l': AUe repressiven Gesetze werden 
abgeschafft, und zwar insbesondere jene, die legen die Wllrde und die 
Integritlt d~ Menschen verstoßen. Auf dicsc Weise wird den Morden, 
dem Verschwinden von Personen, der Folter. den illegalen Verhaftun· 
gen und den Oberfll.lIen auf Wohnußicn ein Ende bereitet. 
6. AbKh.nuna rcprcah'l'r IDSlIUlloIII'D: Alle repressiven Inst itutionen 
wie das Nationale Sicherheiubllro OSN und der Militarische Geheim­
dieost, die dazu dienten, das Volk und .eine Organisationen politisch 
zu unterdrucken. werden aufgelOst. 
7, Bal'l ilauna der Unzulli nglk hlldll'n der Diktatur: Die Korruption, 
die fUr die Diktatur Somozas kenn~eichnend war, wird besei tigt. Zu 
den unter "die Korruption fallenden Maßnahmen gehOren die betrllgeri· 
sehe Aneignuna von GOtern, SchmUllcl , rechtswidrige Steuerbefreiuni 
und ·verteilungen, bttr1lgerische Ansebote und Bodcngeschlfte, Ver­
schwendung staatlicher Gelder, rechuwidriges Verleihen von Geld. 
Schmiergeldertahlungen fll r Darlehen und andCTe UnreaelmAßlikeiten. 
Die Ehrlichkeit der Verwaltuns und dil' Rechtschaffenheit aller Beam· 
ten werden zu den Hauptregeln im Bereich der öffentlichen Verwaltung 
gehOren. 
S. J ustb: Alle Offiziere und Zivilisten, die in Verbrechen geaen das 
Volk oder in die Verschwendunl von staat lichen Geldern sowie andere 
iIlelale Geschlfte verwickelt sind, werden den Gerichten Ubcrgeben. 
9, AuO!ebunallleja1er PmU55C und Urteilt: Alle Prozes$C der iUeaa' 
len Kriegsgerichte werden annullien und ihre Urteile aufgehoben. Alle 
politischen Gefangenen wc:rden freilehwen und die Tore d~ Vaterlan· 
des werden allen leDffnet. die im Exil leben. 
10. Autonom!1' dn Gi'melnden: Es wird ein Gesetz verabschiedet wer· 
den, das den Gemeinden volle Autonomie aarantiert und sie in die Tat 
umsetzt, wobei die entsprechenden Einrichtungen frei vom Volk ge­
wahl! wllrden . Die StadtverwaJtuna von Managua wird wieder herge­
stellt. 
11 . Aufl6.UIII des MlCbllppaTltes von Somou: Alle Strukturen des 
Machtapparat~ von Somoa werden lufgelOst und durch neue demo­
kratische Strukturen im Einklang mit den zu diesem Zweck er llWl'nen 
Gesetztn und mit diesem Proaramm ersttzt. 
U. OI"JIn!5111l0 11 " DU DeUl'n nallonlten Anote: Es wird eine neue na· 
tionale Armee aufaestcllt werden. Ihre fundamenta le Aufaabe wird in 
der Verteidilung des demokratischen Prozesses und der SouverlnitJI t 
und Unabhanaigkeit der Nation sowie in der Einheit seines Territori· 
ums bestehen. Diese Armee wird die FSLN·Kamp(er sowie diejenigen 
Soldaten und Offizieren umfautn. die eine ehrliche und pltriotische 
FOhruq anscskhts der in der Diktatur herrschenden Politik der Kor· 
ruption, Rtpfe$$ion und Unterwerfuna bewiesen haben. Diese Armee 
wird außerdem diejenigen umfassen, die am Kampf zum Stutz des 
Somoza·Regimn teilgenommen haben, sowie die Teile des Volkes. die 
fUr die Befreiun, des Volkes gekAmpft haben und jetzt in die neue Ar· 
mee eintreten wollen, und auch diejenigen kOrperlich f"llhiaen BUrger , 
die zur Zeit ihren obligatorischen Wehrdienst ableisten. In dieser neuen 
nationalen Armee wird kein Platz sein fUr korrupte Offiziere. die rur 
aß! Volk beaangene Verbrechen verantwonlich sind. 
13. Nl tiODIJe Pollui: Der nationalen Polizei wird eine Sonderrolle zu· 
kommen, bei der sowohl die Art ihrer bürgerlichen Pflichten als auch 
die Pflichten im Zusammenhang mit dem Schutz der Bllrler ber1lck­
sichtigt werden. 
14. Unabhl ngiae AußeDpolillk: Es wird eine unabhlnaige, nicht pakt· 
gebundene AußenpoUtik verfollt werden. die Beziehungen zu aUen 
LIndern erlaubt, die die Selbstbestimmung sowie lerechte und gegen· 
stitig vorteilha fte WirUchaftsbeziehungen respektieren. Wahrend wir 
an diesen Prinzipien f" thalten, werden diplomatische und Handelsbe­
ziehunlen zu all den Undern unterhalten. die den internen revoluti0-
nIren P rozcß Nikaraguas r~pektieren . Es werden auch neue MArkte 
sowie die Solidaritlt mit den demokratischen Lindern Laltinamerikas 
und der Obriaen Welt angestrebt. 
15. Rütkktbr der Im Ausland lebenden Nlkll"laulDu: Es wird eine 
Politik zur ROckfUhruna aller im Ausland lebenden Nikara,uaner gl} 
fOrdeT! werden. 10 daß diese ihr Wissen und ihre Erfahruna in den 
Dienst d~ Land~ stellen und aktiv I n seinem Wiederaufbau und seiner 
Entwicklunl teilnehmen kOnnen. 
(Quelle: Nicaragua.NaChrichten.,Wuppcrtal, Nr. 7/Juli 1979, S. 1-5) 



Chile 
Ivim Ljubetii: "Grenzperiode' , 

des Widerstands 

1m Mai d. J. wurde in Santiago ein Dokument der Kommunisti­
schen Partei Chiles veröffentlicht, in dem erklärt wird: "Man 
kann sagen, daß wir uns in einer Grenzperiode befinden zwi­
schen der langen Etappe, in der das Volk seine Rechte m(lhevoll 
gegen die terroristische Offensive der Tyrannei verteidigte und 
einer neuen Phase, in der es die Initialive ergreift." 
Innerhalb der Periode des defensiven Kampfes des chilenischen 
Volkes können wir drei Etappen unterscheiden. Eine erste 
Etappe, deren Merkmale der totale Krieg gegen das Volk, der 
entfesselte Terror und die SChwierige Reorganisierung der Volks­
parteien und der Gewerkschaftsorganis3tionen sind, reicht vom 
11. 9. 1973 bis zum 30. 4. 1975. Die zweite, die dadurch gekenn­
zeichnet ist, daß die Diktatur ihre soziale und politische 
Basis verliert und die bewußtesten Teile des Volkes Widerstands­
aktionen organisieren, beginnt am I . 5. 1975 und endet am 30. 
4. 1977.! Am l. 5. 1977 kann man den Beginn einer dritten 
Etappe ansetzen, deren Merkmale die wachsende Einheit der 
antifaschistischen Kräfte und immer machtvollere Massenakti0-
nen sind. 
Am Anfang dieser Etappe kam es zu einem entscheidenden Er­
eignis. Es war der Hungerstreik von 26 Angehörigen von ver­
schwundenen politischen Gefangenen, der in Santiago vom 
14.-23. Juni 1977 durchgeführt wurde. 2 
Diese spektakuläre Aktion weckte nicht nur die Solidarität brei­
ter Kreise im In- und Ausland, sondern markierte auch den Be­
ginn des organisierten Kampfes von H underten von Angehöri­
gen von Verschwundenen, der auch für andere Kreise beispiel­
haft wirkte und als vereinigendes Element diente. 
Im Jahr 1977 gewannen die einheit lichen Aktionen, die bis da­
hin nur von einem kleinen SeklOr christdemokratischer Arbeiter 
gemeinsam mit Mitgliedern und Anhängern der Unidad Popu­
lar (UP) getragen worden waren, zunehmend an Kraft und Brei­
te. Der Kampf um das tägliche Brot und um die gewerkschaftli­
chen Rechte fOhrte immer mehr Arbeiter zusammen. 
Diese Tatsac)le zwang auch den rechten FlUgel der Christdemo­
k.ratischen Partei (PDC) seine Haltung zu ändern. Vom sektie­
rerischen " Dritten Weg", fOr den sich Frei Ende 1975 ausge­
sprochen haue ("nichts mit den Marxisten") ging man nun da­
zu über, im Dokument der PDC "Ein Vaterland für alle" vom 
10. 10. 1977 die Möglichkeit gemeinsamer Aktionen der PDC 
und der UP nicht mehr auszuschließen. Es war schon vorher zu 
gemeinsamen Aktionen gekommen. beispielsweise beiin Bum­
melstreik der Hafenarbeiter, größere Bedeutung erreichten sie 
aber erst beim Streik der Minenarbeiter von EI Teniente am 2. 
November 1977. 1 

Diese Kämpfe der Arbeiter und die Aktionen der Angehörigen 
von verschwundenen politischen Gefangenen brachten die Dik­
tatur in eine schwierige Lage. Hinzu kam noch die erneute Ver­
urteilung der Verbrechen der Junta durch die XXXII . UN­
Vollversammlung. Dieser Beschluß erregte besonders innerhalb 
der Streitkräfte großes Unbehagen, da Pinochet versprochen 
hatte. es werde 1977 dank der "kosmetischen" Maßnahmen der 
Diktatur zu keiner Verurteilung mehr kommen. 
Um sich aus der Situation zu retten montierte Pinochet ent­
schlossen und skrupellos eine Kampagne gegen die UNO, Er 
rief sogar zu einem Referendum auf, bei dem sich am 4. Januar 
1978 die Bevölkerung zwischen Chile und der UNO entscheiden 
sollte. Er "gewann" diese Farce und es gelang ihm, damit eini­
ge Sektoren zu täuschen.' 
Bei dieser wie auch bei anderen Gelegenheiten bewies der Dikta­
tor seine Fähigkeit zu manövrieren. Es gelang ihm, einer Klippe 
auszuweichen, aber mittel- und langfristig gesehen entstanden 
ihm dadurch noch größere SChwierigkeiten, Die Referendums­
farce spitzte die WidersprUche zwischen ihm und General Leigh 
zu, was am 24. Juli 1978 damit endete, daß dieser seiner Ämter 
als Mitglied der Junta und Oberbefehlshaber der Luftwaffe ent­
hoben wurde. 5 Die Generäle seiner Waffengattung solidarisier­
ten sich mit ihm und traten gleichfalls zurUck, außer einem, Ge­
neral Fernando Mauei. der sein NachfOlger wurde. 
Diese Ereignisse dürfen nicht nur als Streitereien zwischen fa­
schistischen Machthabern verstanden werden. sondern als Er­
gebnis des Einflusses, den die Widerstandsaktionen und die in­
ternationale Solidarität auf die Situation innerhalb der Streit­
kräfte haben. 

Wo sind die Verschwundenen? 

1978 war durch wachsende Massenaktionen gekennzeichnet. 
Am I , Mai gab es eine große Kundgebung in Santiago, Die 9000 
Arbeiter der Kupfermine Chuquicamata entwickelten eine neue 
Kampfform: Von Ende Juli bis Anfang September 1978 weiger­
ten sie sich, die Speiseräume des Unternehmens aufzusuchen, 
während sie gleichzeitig Lohnerhöhungen forderten. 6 Zu ähnli­
chen Aktionen kam es im Stahlwerk Huachipato. in der Kup­
fermine EI Salvador, im Banco dei Trabajo u. a. 
Um die Offensive der Arbeiter aufzuhalten, griff Pinochet zu 
neuen Repressionsmaßnahmen. Er verbot am 19. Oktober 1978 
sieben Gewerkschaftsförderationen, die 529 Basisgewerkschaf­
ten mit insgesamt ca. 400000 Mitgliedern umfassen, Wenige 
Tage später, am 27. Oktober, wurde die Auflösung aller Ge­
werkschaftsvorstände im privaten Sektor bekanntgegeben und 
gleichzeitig zu Neuwahlen innerhalb von drei Tagen aufgeru­
fen. Die Diktatur traf alle Maßnahmen, um die Wahl von ihr 
genehmen Gewerkschaftsführern zu erreichen, aber sie scheiter­
te. 7• Von den neu geWählten Gewerkschaftern gehören 851170 
der Opposition an und mindestens 45 070 von ihnen sind Mitglie­
der oder Anhänger der Kommunistischen Partei (PC). Dabei 
muß noch berücksichtigt werden, daß in den 529 Gewerkschaf­
ten der 7 verbotenen Verbände, in denen die UP oder die PC 
schon jahrelang eindeutig in der Mehrheit sind, nicht geWählt 
werden durfte. 
Mit anderen Worten, die Wahlen vom 31. Oktober 1978 bewie­
sen, daß die pe ihre Position innerhalb der Gewerkschaften 
nicht nur halten , sondern ihre Kraft nach dem Putsch sogar 
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ausbauen konme. Diese Tatsache bereitet nicht nur den Faschi· 
sten Sorge, sondern auch jenen, die im In- und Ausland die Fä­
den ziehen, damit in Chile nach dem Sturz der Junta eine Regie· 
rung ohne Beteiligung der Arbeiterklasse, ohne Kommunisten 
an die Macht kommt. 
Am 31. Juli 1978 wurde die Kommission der 24 gegründet, die 
sich zur Aufgabe stellte. ein alternatives Verfassungsprojekl zu 
dem fasch istischen auszuarbeiten. Anfangs waren die re<:hten 
Kreise der PDC und der Sozialdemokraten dagegen, daß auch 
Kommunisten an dieser Arbeit beteiligt wO rden. Aber sie muß­
ten bald diese Haltung aufgeben, und die Kommission wurde zu 
einer Organisation, in der aUe demokratischen Kräfte vertreten 
sind - ein weiterer Beweis für die Fortschritte im Einheitspro­
zeß der Opposition gegen die Diktatur. 
1978 markierte auch den Beginn der Massenaktionen der Stu­
denten. Sie began nen im September mit Solidaritätskundgebun­
gen fOr das Volk von Nikaragua, wurden fortgesetzt mit De­
monstrationen, bei denen die Demokralisierung der Universitä­
ten gefordert wurde und erreichten ihren Höhepunkt mit einem 
Streik in der Theologischen Fakultät der Katholischen Universi­
tät in Santiago. ' 
Auch im kulturellen Bereich erreichten 1978 die Veranstaltun­
gen Massencharakter. Im Dezember wurde die Nationale Verei­
nigung für Kultur gegründet, die zahlreiche fortsc hritt liche In· 
stitutionen vereinigt. _ 
Dies sind alles Teilaspekte des antifaschistischen Widerstands· 
kampfes im Jahr 1978, in dessen Verlauf, wie bereits im Vor­
jahr, dit Angehörigen der Verschwundenen ein wichtiges Kapi­
tel schrieben. Ihre mutigen Aktionen und die nationale und in­
ternationale Solidarität die sie begleiteten, trugen dazu bei, dem 
faschistischen Terror die Hände zu binden. Ab Januar 1978 
wurden keine Patrioten mehr verschleppt. Aber Pinochet be­
harrt weiterhin darauf, die Verhaftung von Ober 2500 Chilenen, 
die von seiner Geheimpolizei entführt wurden, zu bestreiten. 
Die so oft wiederholte Frage" Wo sind die Verschwundenen?", 
erhielt jedoch Ende 1978 eine erste dramatische Antwort. Am 
30. November wurde im verlassenen Kalkbergwerk von Lonqu­
en ein Massengrab entde<:kt. 9 

Von den dort gefundenen Leichen ko nnten 15 dank der sorgfäl­
tig gefü hrten Untersuchung von dem damit beauftragten Rich­
ter, Adolf Banados, identifiziert werden. Es handelte sich aus­
schließlich um Landarbeiter aus der Gegend um Lonquen, die 
von dort stationierten Polizeikräften, deren Namen auch be­
kannt sind, am 7. Oktober 1973 verhaftet worden waren. 
Ende März wurde Richter Banados vom Obersten Gerichtshof 
gerügt und von der Diktatur unter Druck gesellt, damit er den 
Fall unter Beruf!lng auf das Amnestiegesetz vom 19. 4. 1978 als 
abgeschlossen erklärt . Er weigerte sich, das zu tun, erklärte sich 
jedoch fUr unzustä ndig, die Untersuchung weiterzufÜhren, da 
Polizeikräfle in den Fall verwickelt waren. Der Fall ging des­
halb an das Militärgericht über, das sich nun bemü ht, alles im 
Sand verlaufen zu lassen. 
Der Fall Lonquen haue aber in Chile die Wirkung einer Bombe. 

f"lIu"am"",r du Junta 
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Viele, die bis dahin die Verbrechen noch nicht wahrhaben woll· 
ten, wurden wachgerüttelt. Die Protestdemonstrationen und 
·erklärungen wurden von breitesten Kreisen unterstützt, so daß 
der Fall Lonquen zu einem weiteren Einheitsfaktor der antifa­
schistischen und nichtfaschistischen Kräfte wurde. 
1978 endete mit der Boykondrohung der Regionalen Interame­
rikanischen Organisation der Arbeiter (ORIT), was Pinochet 
wieder zu einem seiner Manöver zwang. Er wechselte einige sei· 
ner Minister aus, darunter auch den Arbeitsminister. Der neue 
Arbeitsminister kOndigte am 2. Januar d. J. einen "Plan zur 
Arbeit" an. 
Nach dem Putsch im September 1973 wurden die Einheitszen­
trale der Werktätigen Chiles (CUT) und alle landesweiten Ge­
werkschaftsfö rderationen verboten. Durch die Gesetzesverord­
nung 198 von Dezember 1973 setzte man dann alle Basisgewerk­
schaften unter militärische Kontrolle. Aber die heldenmütige 
Untergrundtätigkeit konnte bei der großen Mehrheit der Ge­
werkschaftsorganisationen verhindern, daß sie von Faschisten 
kontrollierbar wurden. 
Im Laufe der Zeit bildeten sich Gewerkschaftsgruppen heraus, 
indem sich die landesweilen Förderationen, die ähnliche Rich­
tungen vertraten, verbanden, obgleiCh sie theoretisch noch ver-
boten waren. ' 
1974 wurde die Gruppe der 10 organisiert, die rechte christde­
mokralische und sozialdemokratische Positionen einnimmt. 
Auch die Konföderation der Privatangestellten Chiles 
(CEPCH), sozialdemokratischer Tendenz, die wie die Gruppe 
der 10 damals mit der Junta kollaborierte, nahm die Arbeit wie­
der auf. Außerdem wurde die 1971 gegrU ndete Einheitsfront 
der Werktätigen (FUT) reorganisiert , in der sich fortsch rittliche 
Christen und Christdemokraten zusammenfanden. 

Die Gegenmachl Gewerkschaftsbewegung 

Die von der Unidad Popular und linken Christdemokraten ge­
leiteten Gewerkschaftsföderationen gründeten die Nationale 
Gewerkschafts-Koordination (CNS). Die Junta organisierte ih· 
rerseits zwei von ihr orientierte Gruppen: die Arbeitsfront und 
die Vereinigung der Werktätigen Chiles (UNTRACH). 
Anfang 1979 haue die juntatreue Arbeitsfront, der es nie ge­
lang, eine Massenbasis zu gewinnen, bereits aufgehOrt zu exi· 
stieren. An ihrer Stelle wurden zwei weitere Fassadenorganisa· 
lionen gegründet, die jedoch innerhalb der chilenischen Ge.­
werkschaftSbewegung keinerlei Gewicht haben. 
Die UNTRACH, die 1976 zur Unterstützung der J unta gegrtln· 
deI worden war, hat im Laufe der Zeit als Folge ihrer internen 
Widersprüche eine sehr wechselhafte Haltung eingenommen. 
1m September 1978 nahm sie zum ersten Mal einen oppositio­
nellen Standpunkt ein, als sie gemeinsam mit der Gruppe der 10 
ein Schriftstück unterzeichnete, in dem die Arbeitspolitik der 
Junta kritisiert wurde. 
1979 waren die UNTRACH und die Gruppe der 10 die einzigen 
Gewerkschaftsverbände, die vom Arbeitsminister zu einem Ge­
spräch tiber den neuen "Plan zur Arbeit" eingeladen wurden. 
Die Vertreter beider Organisationen waren in ihrer Mehrheit 
mit den vorgeschlagenen Maßnahmen einverstanden. Doch dies 
fü hrte zu Spannungen innerhalb der beiden Vorstände, was ne­
ben dem Druck, der von der Basis gegen den " Plan zur Arbeit" 
kam, beide Verbände zwang, diesen abzulehnen. 
Am 15. Februar wurden fünf Gewerkschaftsführer der Kupfer­
mine Chuquicamata entlassen, die zur Konföderation der Kup­
ferarbei ter gehört, deren von den Faschisten eingesetzte Leitung 
in der UNTRACH mitarbeitet. 
Die willkürliche Entlassung erregte große Unzufriedenheit in­
nerhalb der UNTRACH und bewirkte eine breite Welle der So­
lidarität mit den Betroffenen, die sich auf alte innerhalb der Ge­
werkschaftsbewegung bestehenden Tendenzen ausdehnte. Da· 
durch wurde der Einheitsprozeß beschleunigt, der sich schon 
ein paar Tage vorher, bei den Veranstaltungen zum 26. Jahres­
tag der CUT, am 12. Februar, gezeigt hatte. Bei dieser Gelegen-



Schwierigkeiten in der Sozialistischen Partei Chiles 

Im Mai d. J . wurdr onentlkh bekannt, daß earlos Altamirano von 
seinem Aml.15 Gmerabckretl r der Sozialistischen Parta Chiles (PS) 
enthoben und bald darauf aus der Panei ausaeschlossen worden war. 
Diese Erei&nisse achOren in den Rahmen dcr Entwicklung der PS zu 
einer wirklich manlisliKh-leninillischen Partei. 
Seit ihrer Grtlndun, im Jah re 1933 hal es innerhalb der PS Auseinan­
derSC1ZUnaen rwi5l:hen verschiedenen 5,trtlmunacn aegeben. Sie WUf­
den in der Zeit der Volksre&lerungstlrker und spitzten sich besonders 
nach dem Putsch vom 11. 9. 1973 zu. 
Im Mln: 1978 fand in Alaief ein Plenum der PS $Iau (Wortlaut deT 
Alaier·Erklirulla in: Al B 9/ 1978), bei dc~ die von Adonis Scpulveda 
angefllhrte ultralinkc Tendenz, die innerhalb der Partei großen Ein­
nuß gewonncn hatte, verdranat wurde. Die Auseinandersetzungen 
fanden zwischen den von Carlos AltamiranD und von Clodomiro Al­
meyda vertretenen StrOmungen 5Iau . Leu:tere konnle sich durchset­
zen und wlhl te die Mehrheit des neuen Zentralkomitees. Troudem 
wurde, um eine mOgliche Spaltung der Partei zu vermeiden, Carlos 
Altamirano in seinem Amt als Generalsekrell r bcslliigt. 

Volum des J . Unterxrundplu ums der PS 

Im Februar, Man und April d. J. fand in Chile das ). Unter&f\lnd­
plenum der PS lIall. In dcucn Verlauf wurde " der mlfllutisch­
leninutische Charakter der Organisation und die klar antiimpcrialisti­
sche, lateinamerikanische und Driu~Welt-Politik der Panei bekrlf­
tigt".1 Das Plenum "bcstltigte und vertief tC die politische Linie, die 
in Alaier angcnommcn worden war. Diese Linie geht davon aus, daß 
ror die gtlenWlrtigc geschichtliche Periode das Haupuiel , das alle 
chilenischcn Demokraten ohne Sektierertum und ohne Ausschlüsse 
vereinigen sol lte, die WiederhcrstelluflJ und Erneuerung der Demo­
kratie sein muß" .2 
Im ). Unter&f\lndplenum wurde auch beschlossen, " den General» 
bellr, GenO!.5Cn Carl05 Altamirano, von seinem Amt zu entheben. 
Diese Maßnahme ist notwendig rIIr die Entwicklung der Partei, rIIr 
ihre Festigung und fU r den Fortschrill im Kampf gegen die Diktatur 
und ror den Sozialismus". Gleich:tCitig wurde beschlossen, "den Ge­
nossen Clodomiro Almeyda zu neuen Oeneralsekret1r zu 
ernennen".' Parallel rum) . Plenum fanden lhnliche Versammlun­
gen im Ausland stan, in all jenen Landern, in denen heute Mitglieder 
der PS leben. Bei der großen Mehrheit dieser Versammlungen gab es 
eine absolute Obereinstimmung mit den Beschillssen des Plenums in 
Chile. 
In einer Versammlung in Berlin, an der Vertreter der Partei aus Chile 
und aus dem Ausland teilnahmen, wurde der Beschluß, Altamirano 
durch Almeyda im Amt des Generalsekretirs der PS zu cnet:tCn, aus­
gerllhrt . Altamirano nahm an dieser Versammlung weder teil noch 
anerkannte er ihre Maßnahmen. 
Angesichts dieser Haltung beschloß das Zentralkomitee der PS mit 
den Stimmen von J6 seiner 40 Mitglieder Altamirano aus der Partei 
auszuschlidlen. In einem in Paris am 2. Mai d. J. herau.sgqebcnen 
Kommuniqul' der PS heißt es, daß der Grund fllr den Ausschluß Al­
tamiranO$ darin liegt, daß er "die Lq:alitlt der Partei verletzte, als er 
sich weigerte, die BeschlUsse der kUrzlich im Unttt&f\lnd in Chile 
durchgefahrten Plenanilrunglßzuerkennen".' 
Diese Gcschehni5Se fa hrten zur Spaltung der PS und leiteten eine eH­
fent liche Debatte ein. Nach Meinung von Altamirano "war die Spal­
tung nur der Höhepunkt eines langen Prozesses und die Folge von 
zwei verschiedenen Auffassungen der Partei und ihrer LciIUßiSrol1c 
in Chile. Die AnhlngCf Almeydas fahren durch ihre sektiererische 
und dogmatische Aurrassung des Mantumus unvermeidbar zu einer 
Ver~ng des politischen Raumes, den der Sozialismus ausfüllen 
muß".' 

Almeyda widersprach scinerseiu der Behauptung Altamiranos, die 
jetzige Leitung der PS stehe unter kommunistischem Einfluß, indem 
er erkJa rtc: "Das Argument des angeblichen Prokommunismus hat 
einer Erklaruna: die heterogenen Gruppen, die Altamirano bcgleiten 
_ Sozialdemokraten und Trotzkisten, Rec:htsopportunisten und Ul­
tralinke - haben an Gemeinsamen nur ihren Antikommunismus. 
Deshalb heben sie diesen Aspekt hervor, der ihnen außerdem dazu 
verhilft, die UnterstUtzung derjenigen zu erhalten, die im Ausland 
daran interessiert sind, die Volksbcweaung zu spalten ... Auf diese 

C. Almqdll (I.), "" .... , Gr"",~/Irt:lii. dt. PS 

Basis gestUtzt und mit einer anarchistischen AuffusulijI der Partei 
kann man nicht weit kommen".' 
Die Kommunistische Partei Chiles, engster und wichtigster Partner 
der PS in der Unidad Popular , gab am 18. Mai d. J. eine Offentliche 
ErkLarung ab, in der es heißt: "Die Kommunistische Partei Chiles ist 
ofliziellllber die Ernennuna des GenO$$en Clodomiro Almeyda zum 
neuen Generalsekrctlr der Sozialist ischen Partei informiert worden. 
Sie drUckt ihre Obcrzcuaung aus, daß unter seiner Leitung die Sozia­
listische Partei weiterhin Seite an Seite mit der Kommunistischen 
Partei und allen Parteien der Unidad Popular gCSen den Faschismus 
kampfen wird .. . " Die Kommunistische Partei "bedauert zutiefst 
die Schwierigkeiten, die die Sozialistische Partei in der letzten Zeit 
durchmachte, die in der Tat vorUbergchend ihren Beitrag zum 
Kampf, um der faschistischen Diktatur so bald wie moglich ein Ende 
zu bereilen, schwlchten. Die Kommunistische Partei wird sich wei· 
terhin bemUhen, ihre BeziehUlijlen zur Sozialistischen Partei zu festi­
gen und zu entwickeln ebenso wie ru allen anderen Parteien der Uni­
dad Popular. Sie tut und wird alles lun, was an ihr liegt, damit die 
Sozialistische Partei moglichst bald die Schwierigkeiten UbcrYJindet 
und diese auf keinen Fall eine SchWlchung der Unidad Popular be­
deuten. Um letzteres t u erreichen wird sie sich auch bemahen, gute 
BeziehungCß zum Genossen Carlos Altamirano und der Stl'Omung, 
die er vertritt , aufrechtzuerhalten". 7 

Anmcr!tUftlcn: 

I) IPS Kabel , Santiago, 26. 5. 11179 
2) Hoy Nr. 107, Santiago, 13 .- 19. 6. 1979, S. 21 
3) Partido Socialista, Resoludoncs dei Pleno dei Comite Central, 

Abril \\178, S. 88 
4) AFP·Kabel, Paris, 2. 5. 1\179 , veröffentlicht in: La Tercera, San-

tiago, 3. 5. 11179 
5) Hoy, Nr. 108,20.-26.6. 1\179, S. 22 
6) Hoy, Nr. 107, 13.-111. 6. 1\179, S. 22 
7) Erkllruna der Kommunistischen Partei Chiles, 18. 5. 1\l79 
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heit hanen Gewerkschafter der verschiedensten Richtungen die 
Notwendigkeit und Bedeutung des von den Faschisten verbote­
nen Dachverbandes unterstrichen. 

Auf der gleichen Linie liegt die gemeinsame Ausarbeitung von 
einem an den Arbeitsminister gerichteten Schriftstück, das die 
CNS, die FUT, die CEPCH und die UNTRACH unterzeichne­
ten und in dem es den "Plan zur Arbeit" betreffend heißt: 
"Wir können nicht hinnehmen, daß diese Maßnahmen ohne 
vorherige Beratung durchgesetzt werden, zum ernsten Schaden 
der Arbeiter, da sie Errungenschaften verletzen, die harte ge­
werkschaftliche Kämpfe gekostet haben und die die Arbeiter als 
ihr Recht betrachten."'o Gleichzeitig wurde die Aufhebung von 
sechs Gesetzesverordnungen gefordet, die gegen die Interessen 
der Arbeiter gerichtet sind. 
Die Gruppe der JO war nicht bereit, an dem Schriftstück mitzu­
wirken und es zu unterzeichnen, obgleich sie dazu aufgeforden 
worden war. 
Innerhalb der UNTRACH gelang es den juntatreuen Kräften, 
die Organisation wieder von den gemeinsamen Aktionen mit 
den anderen Gewerkschaftsgruppen abzubringen. Sie erreich­
ten sogar, daß die UNTRACH am 1. Mai d. J . an der von der 
Ju nta organisierten Veranstaltung teilnahm (wo ihre Vertreter 
jedoch an der Politik der Junta Kritik übten) und daß sechs ih­
rer Mitglieder sich an der Delegation beteiligten, die die Dikta­
tur zur Jahresversammlung der Internationalen Arbeitsorgani­
sation (ILO) in Genf entsendete. 
Einen ähnlichen Zickzackkurs wie die UNTRACH vollfOhn e 
bisher die Gruppe der 10. Sie wurde 1974 von Gewerkschaftern 
gegrOndet, die mit der Junta kollaborierten. 1976 ging sie in die 
Opposition über, war jedoch nicht bereit sich an Aktionen zu 
beteiligen, an denen auch Gewerkschafter der UP mitwirkten. 
Die Leiter der Gruppe sind in erster Linie rcehte Christdemo­
kraten und in geringerem Maß auch rechte Sozialdemokraten. 
Sie werden stark von der US~Gewerkschaftszentral e AFL-CIO 
und der europäischen Sozialdemokratie beeinnußt, von denen 
sie eine bedeutende Unterstützung erhalten. Die AFL-CIO geht 
so weit, die Gruppe der Zehn als einzige demokratische Ge­
werkschaftsorganisation in Chile anzuerkennen. 
Als Anfang Januar d. J . die Boykottdrohung der Regionalen 
Interamerikanischen Organisation der Werktätigen (ORI1) 
konkrete Formen annahm, reisten drei Leiter der Gruppe der 10 
in die USA, wo sie Unterredungen mit Gewerkschaftern der 
AFL-CIO ruhrten. Nach diesen Gesprächen setzte die US­
Gewerkschaft die ORIT unter Druck, so daß diese den Boykott 
gegen Pinochet auf unbestimmte Zeit vertagte. Offiziell wurde 
behauptet, die AFL-CIO habe sich gegen den Boykott ausge­
sprochen, weil sie davon ausgehe, daß der neue "Plan zur Ar­
beit" eine Liberalisieru ng des chilenischen Gewerkschaftslebens 
bringen würde. 

Eine Front gegen den "Plan zur Arbeit;' 

Den wahren Grund erwähnte jedoch Eduardo Rios, rechter 
Christdemokrat und Vorsitzender der Gruppe der 10 in einem 
Interview Ende Januar d. J. in Samiago. Rias erklärte: "Die 
Vertreter der chilenischen Regierung, insbesondere Minister 
Fernandez (Innenminister) bezeichneten den Boykott als eine 
Maßnahme, die das Ziel verfolge, die Mili tärregierung zu ent­
stabilisieren. Dies bereitete den USA Sorgen, da es z. Z. keine 
politische Alternative gibt" .11 Mit anderen Worten, der Impe­
rialismus war besorgt, weil es zu dem Zeitpunkt in Chile keine 
politische Alternative gab, die seinen während der Diktatur ge­
tätigten milliardenhohen Investitionen Garantien geboten hät­
te. Bei dieser Einschätzung spielten zweifelsohne auch die Er­
gebnisse der Gewerkschaftswahlen von Oktober 1978 keine ge­
ringe Rolle. 
im Verlauf des gleichen Interviews sprach sich Rios auch gegen 
die Einheit der chilenischen Arbeiter aus: " In der ganzen westli­
chen Welt gibt es Arbeitsorganisstionen, die Tendenzen ideolo­
gischer An entsprechen . Wenn es mehr als eine Arbeiterzentrale 
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Wirtschaftskennzilfern ZU Chile 
Haue das Wirtschaftsmodell des faschistischen Regimes in Chile im 
Zeitraum September 1973 bis Ende 1976 noch zu einer wirtsehafl ti­
ehen Krise von katastrophalem Ausmaß geführt, so laßt sich 1977178 
eint' relative Stabilisierung t' rkennen: 
• drm Rlkkgang des Brullosozillprodukles von 1973-76 etwa 

20~. folgte 1978 t'in Zuwachs von 617.: 
• betrug die Innatlonsnl.lt 1974 noch 600117. und 1975 340,7 '1o, so 

wurde sie bis 1978 auf 31,5 '10 zurilckgedrlngt: 
• ging die Industrieproduktion bis 1915 noch um 25 '7. zurück, so 

erhöhtt' sie sich ]977178 um über 10 th; 
• einer Verminderung des üporlvolumtns im Zeitraum 1973-76 

um j O 111. steht eine Erhöhung um t2 '70 im Jahr ]978 gegt'nüber. 
Trotz dieser Abschw!ichung dt'r Krise kann von einer Verbesserung 
der sozialen und wirtschaftlichen Lage in Chile nicht die Rede sein: 
• die InduSlritprodukliun hat 1978 noch immer nicht die Größen­

ordnung w!ihrend der Allende-Regierung erreicht; setzt man den 
Index der Industrieproduktion fOr 1969 mit 100 an, so betrug t'r 
1972 117,6, im Jahr 1978 dagegen nur 101,3; 

• die Arbellsloscnquole hält sich weiter bei 30 th: wellert' 7 "It dt'T 
Erwerbsrähigen haben nur eine Mindt'stanslellung: 

• durch rigorose Senkung der lohne und Einkommen sank das Re­
IIlelnkommen der Arbeiter um über 50"10 untt'r das während der 
A1lende-Regierung erreichte Niveau: 

• die Aushlnds,·enchuldung hat mit 6,4 Mrd Dollar ihren bisher 
höchsten Stand erreicht 

• infolge der weiteren örrnung des Landt's fOr das Auslandskapital 
meldeten alleine 1979 tO '7o der einheimischen lndustrit'betriebe 
den Bllnkrott an. 

geben muß, so soll sie existieren". 11 Auch antikommu nistische 
Äußerungen konnten bei seinen AusfU hrungen nicht feh len. 
Insgesamt also eine Erklärung sehr im Sinne des Imperialismus 
und der eurOpäischen Sozialdemokratie, die auch mit der Linie 
des Internationalen Bundes Freier Gewerkschaften (IBFG) 
übereinstimmt, der dagegen ist, weiterhin die CUT materiell zu 
unterstützen. Er will stattdessen nur bestimmte Sektoren be­
gUnstigen und trägt so zur Spaltung der chilenischen Arbeiter 
bei. Doch trotz aller Machenschaften einiger Diversionisten 
setzt sich weiterhin der Einheitsprozeß der Arbeiter durch. 
Auch die Leitung der Gruppe der 10 mußte dem Druck der Ba­
sis nachgeben und es kam zu einer Verständigung mit der CNS, 
der FUT und der CEPCH, was dazu fUhrte, daß alle vier Orga­
nisationen gemeinsam zu Kundgebungen am I. Mai d. J. aufrie­
fen und diese, obwohl sie verboten wurden , auch gemeinsam 
durchfühnen. 
Die Konföderation der Privatangestellten Chiles (CEPCH), die 
von Sozialdemokraten der Rechten und der Mitte kontrolJien 
wird, hat gleichfalls unter der Diktatur ihre Position mehrmals 
gewechselt. Zuersl war sie zur Kollaboration bereit, ging dann 
gemeinsam mit der Gruppe der 10 in die Opposition über, um 
später wieder mit der UNTRACH für die Junta zu arbeiten. In 
den letzten Monaten ist ihre Haltung immer konsequenter ge­
worden, als Ergebnis der antifaschistischen Position der Sozial­
demokraten der Rcehten und der Mitte, die sich erst jetzt dazu 
durchgerungen haben. 
Die Einheitsfront der Werktätigen (FU1) in der sich fortschritt­
liche Christen und Christdemokraten vereinigt haben, ist der 
Lateinamerikanischen Konförderation der Werk:lätigen (CLAl) 
angeschlossen, die eine christliche Tendenz vert ri tt. Sie hat eine 
konsequent antifaschistische Haltung eingenommen und arbei­
tet eng mit der CNS zusammen, was ihr hane Verfolgungen ein­
brachte. 

Die Nationale Gewerkschafts-Koordination (CNS) ist der z. Z. 
wichtigste Gewerkschaftsverband. Er kontrolliert mindestens 
60 "lo der gewerkschaftlich organisierten Arbeiter und hat in p0-

litischer Hinsicht das breiteste Spektrum . Zu seiner Leitung ge­
hö ren Kommunisten, die die stärkste Kraft darstellen, bis hin zu 
fortschrittlic hen Christdemok,raten. Die CNS ist zum Kern der 
Einheitsaktionen der chilenischen Arbeiter geworden. 
Nach den harten Repressionsschlägen, denen die CNS·im Okto­
ber 1978 ausgesetzt war, setzte sie trotzdem ihre Aktivitäten 



verstarkt for!. Im November organisierte ihr Frauenausschuß 
das erste Treffen der arbeitenden Frau nach dem Putsch, an 
dem Ober 250 lklegierte aus allen Landesteilen teilnahmen. 
Auch die "aufgelösten" FOderationen und ihre Basisgewerk­
schaften stellten die Arbeit nicht ein. Da sie außerdem eine star­
ke nationale und internationale Solidaritat erfuhren, sah sich 
der Arbeitsminister Anfang Januar d. J. gezwungen zu erklä­
ren, "man erwäge die ROckgabe der GewerkschaftsgOter, die 
den sieben betroffenen FOderationen und einigen Basisgewerk. 
schaften beschlagnahmt worden waren". U Darüber hinaus ver­
längerte nlan die Amtszeit der Vorstände dieser sieben Gewerk­
schaftsföderationen, die, wie bereits erwähnt wurde, am 31. 
Oktober 1978 keine Wahlen abhalten durften. L ~ 
Dies ist ein Beweis für die Macht der GewerkSChaftsbewegung, 
insbesondere jener Organisationen in denen traditionsgemäß 
die UP und konkret die PC sehr stark sind, und zeigt gleichzei­
tig die Bedeutung der internatiOnalen Solidaritat und die 
Schwäche der Diktatur. 
Im Februar d. J. führte die CNS die erste landesweite Versamm­
lung durch, an der etwa 500 Delegierte aus allen Provinzen teil­
nahmen. Man verabschiedete eine Kampfplattform, beschloß 
die Organisationsstruktur zu dynamisieren und den anderen 
Gewerkschaftsgruppen eine gemeinsame Kundgebung zum 
1. Mai vorzuschlagen. Seit dem Putsch ist dies die wichtigste in 
Chile abgehaltene Gewerkschaftsversammlung gewesen. 

Einsetzen offensiv gefü hrter Kämpre 

Die Veranstaltungen zum I. Mai d.J. waren Ausdruck der Ein­
heit, Kampfkraft, Organisierung und des hohen Bewußtseins­
grades der chilenischen Arbeiterklasse. In 24 Städten fanden 
Veranstahungen stau, zu denen die vier bereits genannten Ge­
werkschaftsgruppen aufgerufen hatten, die insgesamt 90 '7G der 
gewerkschaftlich organisierten Arbeiter umfassen. U 

Den Repressionsmaßnahmen zum I. Mai (allein in Santiago 
wurden ]65 Kundgebungsteilnehmer verhaftet) folgte der 
Kampf um die Freilassung der Gefangenen. Die wichtigste Rol­
le spielten dabei die Studenten, die zahlreiche Solidaritätsakti0-
nen durehführten: Hungerstreiks, Demonstrationen, Versamm· 
lungen. 
Ein paar Tage zuvor hallen die Studenten der Universidad de 
Chile ihre Reife bewiesen, als sie sich gegen die Wahlfarce, die 
die Faschisten für den 24. April angesetzl hatten, durchsetzen 
konnten. Trotz aller Einschränkungen und Hindernisse wählten 
die demokratischen SlUdenten 6OGI. der Delegierten, die Jun­
taanhlnger dagegen nur 28 '7 •. Die rest lichen 12 '7. erklärten 
sich unabhängig. Dieses Ergebnis ist ein Anhaltspunkl zur 
Beurteilung der Lage innerhalb der Millelschichten in Chile. 
Zusammenfassend können wir sagen, daß sich in den letzten 
Monalen neue Möglichkeiten für den Kampf des chilenischen 
Volkes eröffnel haben. Die DiktalUr sieht sich angesichts der 
Unzufriedenheit und der Massenkämpfe gezwungen, ihre Tak­
tik zu ändern. Sie muß sogar die Repression mildern, ohne sie 
jedoch ganz einzustellen, da diese vom Faschismus untrennbar 
ist. 
Der Widerstandsprozeß in Chile entwickelt sich nicht in Form 
einer geraden Linie. Es ist ein vielschichtiger und widerspruchs­
voller Prozeß, dessen Grundtendenz jedoch darin besteht, daß 
die demokratischen Kräfte zunehmend an Geschlossenheit, 
Breite und Entschlossenheil gewinnen und einen breileren Ak­
tionsradius (ür sich erobern. Pinochet kann nicht mehr so han­
deln, wie er mOchte, hat aber noch Manövrierflthigkeit. 
Die Einheitsbewegung findet nicht ohne Rückschläge (siehe 
auch Kasten zur Sozialistischen Partei) stall, 1979 begann je­
doch als Jahr der Massenkämpfe. Die gestaute Unzufriedenheit 
findet ihren Ausdruck in zahlreichen Aktionen. Die Gewerk­
schaften haben Hunderte von Forderungskatalogen eingereiCht. 
Am;lere Schichten, für die die Politik der Junta auch negative 
Folgen hat (insbesondere die Millelschichten), schließen sich 
den Kämpfen an. 

Die Verteidigung der Menschenrechte ist weiterhin ein Feld, das 
alle demokratischen Kreise vereinigt. Die Arbeiterklasse ist 
dank ihrer beharrlichen und anpassungsfähigen Aktion zum 
Rückgral der fort schrilllichen Kräfte des Landes geworden. 
Es beginnt eine Periode offensiv geführter Kämpfe. Deshalb iSI 
die internationale Solidarität heute von größter Wichtigkeit. 
Kein Land darf bei der Junta Kupfer oder Früchte kaufen, kei­
ne Bank ihr Kredite eneilen, kei ne Universität mit den Faschi­
sten Verträge abschließen, kein BOIschafter die Ausweitung der 
wirtschaftlichen Beziehungen mit den Mördern von ]0000 chi­
lenischen PalTioten einleiten. Man muß auch verhindern, daß 
bestimmte Kreise, getrieben von sektiererischen Interessen, die 
Spaltung der antifaschistischen Chilenen verfolgen. indem sie 
den Antikommunismus auf ihre Fahnen schreiben. Diese Ver­
suche kommen nur Pinochet zugute. 
Das chilenische Volk braucht Einheil um zu siegen. Und es 
braucht die Unterstülzung der brüderlichen internationalen So­
lidarität. 

Anmerkungen: 
I) Val. AlB 9/1977 
2) Val. ebcnda 
J) VJI. AlB 5/ 1978 
4) val. AlB 211 978 
S) V&l. AlB 11-1211978 
6) V&l. ebcnda 
7) VJI. AlB 2/1979 
8) VJI. ebcnda 
9) Val. AlB 2 und 5/ 1979 

10) La TeTcera, Sanliago, 10. 3. 1979, S. 6 
11) Ho)" Santiago NT. 88, 31. 1.-6.2. 1979, S. 14 
12) Ebcnda S. 14f. 
13) La Tercera, S. I. 1979. S. 2 
14) La Tercera. 18. I. 1979. S. 6 
IS) ViI. AlB 7-811979 
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Konstanze Wetzel Chile-Boom 
der Bundesrepublik 

"Wir schälzen das große Verständnis Ihrer Regierung und der 
Unternehmer, die es möglich gemacht haben, die bilateralen 
wirtschaftlichen Beziehungen unserer Länder auf das ausge­
zeich nete Niveau zu bringen, auf dem sie sich heule befin­
den".! So charakterisierte General A uguslo Pinochet die spezi­
fisc hen Beziehungen heider Staaten bei der Akkreditierung des 
neuen BRD-Botschafters Heinz Dittmann in Santiago_ Daß Pi­
noche! mit dieser Äußerung in gewisser Weise durchaus ein 
Stück Wirklichkeit ctfaßte, beweisen die Beziehungen der 8un­
desrepublik und ihrer Regierung zur faschistischen Militärjun­
ta, die sich trotz zahlreicher internationaler BoykottbeschlUsse 
gegenUber diesem Regime - wie z. B. die des Internationalen 
Bundes Freier Gewerkschaften und der Sozialistischen Interna­
tionale - in Ausmaß und Umfang nicht vermindert, sondern 
stabilisiert und eher ausgeweitet haben (siehe auch AIB9/ 1978. 

Inveslitionsschub für die Junla 

Gleich zu Beginn des Jahres 1979 statteten der Vorsitzende der 
Dresdner Bank, Helmut Haeusgen, der geschäftsführende Di­
rektor der Deutsch-Südamerikanischen Bank (Tochter der 
Dresdner Bank), Albrecht Radecke, u. a. dem Juntachef 
höchstpersönlich einen Besuch ab, bei dem sie unter Hinweis 
auf die traditionsreichen Beziehungen ihre Bereitschaft zu wei­
terer finanzieller Unterstützung bekräftigten. "Die Dresdner 
Bank" , so wurde betont, "war die erste deutsche Bank , die in 
Chile zwei Wochen nach dem Regierungswechsel präsent war, 
um finanzielle Unterstützung ror den Wiederaufbau des Landes 
anzubieten".2 
Aber auch die Deutsche Bank blieb bei der großzügigen Kredit­
vergabe an die Junta nicht untätig. Wie im November 1978 be­
kannt wurde, beteiligte sich mit einer Eingabe von 50 Mio Dol­
lar an dem sich auf insgesamt ]00 Mio Dollar belaufenden Kre­
dit eines internationalen Bankenkonsortiums. Dies war bereits 
der dritte (Januar 1978: 125 Mio und April 1978: 210 Mio Dol­
lar), aber bei weitem höchste internationale Bankkredit für die 
Junta im Jahre 1978. Daß solche privaten Anleihen keineswegs 
unabhängig von der staaliichen Wirtschaftspolitik vergeben 
werden, zeigt sich daran, daß der chilenische Finanzminister 
Sergio de Castro vor oer Bewilligung des erwähnten 2JO·Mio­
Dollar-Kredits im April 1978 Gespräche mit Bundesaußenmini­
ster Genseher und Wirtschaftsminister Lambsdorff fü hrte. 
Hiermit sind jedoch noch längst nicht die Quellen erschöpft, 
aus denen die Wirtschaftshilfen unseres Landes fUrdas inhuma· 
ne Regime in Chile fließen. Ober den Hebel der "HermeSbürg. 
schaften"(staatliche Ausfuhrgarantien rur die Industrie) deckt 
die Bundesregierung derzeit laufende Geschäfte privater Unter­
nehmen in HOhe von mindestens 530 Mio DM. Bedenkt man, 
daß dem Pinochet-Regime Ober die drei bedeutendsten interna· 
tionalen Finanzorganisationen, die Weltbank, den Internatio­
nalen Währungsfonds und die Interamerikanische Entwick­
lungsbank (an den~n die BRD maßgeblich beteiligt ist) immense 
Summen zukamen, so nimmt es nicht Wunder, daß die Außen­
verschuldung Chiles den höchsten Stand in seiner bisherigen 
Geschichte erreichte und die 5-M illiarden-Grenze überschritt. 
Um welchen Preis damit die Erfolge "bei der Inflationsbe­
klI:mpfung, der Umstellung auf eine nach außen offene Markt­
wirtschaft, dem Rückzug des öffentlichen Sektors aus der WirJ­
schaft und der Einkommenspoli tik"l erkauft wurden, wird 
noch deutliCher, füh rt man sich die horrende Arbeitslosenquote 
von 25-30 '10, die Reallohnsenkung um mehr als 50"/0 gegen-
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über 197] und dcn nationalen Ausverkauf der Wirtschaft und 
der natürlichen Ressourcen vor Augen. Um diesen Trend noch 
weiter zu forc ieren, wurde im März 1977 das Investitionsstatut 
D.L. 600 grundlegend dem Wirtschaftskonzept der Chicagoer 
Schule angepaßt, wonach die "in- und ausländische(n) Anlagen 
grundsätzlich gleichgestellt: freier Gewinntransfer sowie Repa­
triierung des eingebrachten Kapitals nach mindestens drei Jah­
ren" zugesichert werden. 4 

Seitdem nahm der "Investitionsboom"erheblich zu. Die vom 
chilenischen Komitee für ausländische Investitionen bis zum 11. 
8. 1978 genehmigten Projekte erhöhten sich zwar nur um sechs 
gegenilber dem gesamten Vorjahr, jedoch wurde das Volumen 
der getätigten Investitionen im selben Zeitraum von 888,253 
Mio Dollar 1977 auf 1,28 1 Mrd Dollar, also um 44,311']0 gestei­
gert.' Der italienischen Stampa vom 25. 6. 1979 zufolge ist die 
Gesamtsumme des in Chile investierten Auslandskapitals von 
200 Mio Dollar im Jahr 1976 auf derzeit 1,4 Mrd Dollar ange­
wachsen. Auch hierbei spielt das westdeutsche Kapital mit inve­
stierten 48 Mio Dollar eine beachtliche Rolle, wobei sich die In­
vestitionen aus der BRD bis August 1978 gegenÜber dem Vor­
jahr mehr als verfilnffachten. 
Beispielsweise erwägt der multinationale Konzern Triumph die 
Möglichkeit, eine Firma in Chile zu errichten, nachdem er be­
reits seit 1978 mit einer Zweigniederlassung in Santiago vertre­
ten ist. Siemens investierte im Vorjahr 27 Mio DM in eine 2-
Kilovolt-Freileitung. Der Oetker-Konzern beteiligt sich am Bau 
von sieben Brauereien und Malzereien in Chile sowie an der Er­
richtung einer weiteren Brauerei. 
Auch an der Reprivatisierung der letzten 29 unter der UP­
Regierung verstaatlichten Unternehmen in Form von öffentli­
chen Ausschreibungen ist das ausländische, darunter bundes­
deutsche Kapital beteiligt. Eine der jüngsten Maßnahmen der 
Junta, die internationalen Handelsbeziehungen auszuweiten 
und somit ausländischen Produkten Tür und Tor zu ö ffnen, ist 
die am I. Juni d. J . in Kraft getretene weitere einheitl iche Sen­
kung des Importzolls auf 10'10. Sie ist insbesondere fOr die Au­
tomobilindustrie von großem Vorteil, deren ZOllsalz sich bisher 
auf 10511']0 belief. 

Geheime Rakelengeschäfte 

Bereits im Vorfeld der Verhandlungen über diese Bestimmung 
erhielt die Magirus-Deutz AG in Ulm einen Auftrag von dem 
chilenischen Transportunternehmen Pullman Chile zur Liefe­
rung von 112 Diesel-Fahrzeugen im Wert von 20 Mio DM. 6 
Diese Neuregelung veranlaßte sodann auch das Handelsblatt, 
den blilhenden Handelsbeziehungen zwischen der BRD und der 
Juma rosige Zeilen zu prophez~ien. Noch immer hält sich die 
BRD als Abnehmer von chilenischen Waren unangetastet auf 
dem ersten Platz (1978 wurden für 781,2 Mio DM Waren im­
portiert, davon entfielen 438,8 Mio DM auf Kupfer), während 
sie als Lieferant an fünfter Stelle rangiert. 
Ein weiterer Beweis für die Intensität der Beziehungen war die 
Teilnahme von insgesamt 112 Ausstellern aus der BRD an der 
internationalen Messe FISA in Sant iago im Oktober 1978, bei 
der laut Bericht des Ausstellungs-und Messeausschusses der 
Deutschen Wirtschaft (AUMA) "sehr zufriedenstellende Ge­
schäfte" abgeschlossen wurden. Hinzu kommt, daß derartige 
Aktivitäten der westdeutschen Wirtschaft mit 18 Mio DM aus 
Bundesmitteln subventioniert werden. 7 

Insbesondere die bundesdeutsche Rüstungsindustrie ist eine der 



grOßten Profiteure der chilenischen Wirtschaftspolitik. Minde-­
stens 3 Mrd Dollar hat die Junta bisher für Waffen käufe ausge­
geben, womit Chile zur starkSlen Militarmacht Lateinamerikas 
prozentual gesehen zu seiner Einwohnerzahl avancierte. Ein 
eklatantes Beispiel dafür, wie westdeutsche "Waffenschmie-­
den" dem chilenischen Unterdrückungsapparat tatkraftig zur 
Seite stehen, stellt dic Lieferung von 1900 Panzerabwehrrake­
ten vom Typ Mamba durch Messerschmidt-BOlkow-Blohm 
(MOB) dar. An diesem bayrischen ROstungskonzcrn ist der 
Bund mit 40 '1. beteiligt. 
Wie der Stern in seiner Ausgabe vom 25. I. 1979 enthOllte, soll­
te der geheime Raketen-Transport durch die Charterfluggesell­
schaft Pearl Air AG Swiss im Auftrag des Hamburger Fracht­
malders Aviation Consulting Partners GmbH (ACP) in zwei 
flOgen ror 40000 DM Transportkostco erfOlgen. Ausdrückli­
che Bedingung der ACP war: "Der endgOitige Bestimmungsort 
Santiago de Chile darf unter keinen Umstanden erwähnt wer­
den". Denn hierbei handelte es sich nach den Außenwirt­
schaftsgesetzen (das 1. eine ausdrückliche Genehmigung ftJr 
Waffenlieferung vorschreibt und 2. eine Lieferung in "Span­
nungsgebiete" prinzipeIl verbietet) um ein illegales Geschaft. 

M 81J·Rllkn~n : Iluf Scldridl .. ·q<''' 1ID("l! CI"I~ 

Ftlr die Bundesregierung jedOCh kein hinreichender Grund. um 
sich einzuschalten! Nach Meinung des MBß...Pressesprechers 
Roth hat sich der Konzern" völlig korrekt verhalten". Als Be-­
grOndung ror diese Behauptung gab die Geschäftsleitung an: 
"Das Panzerabwehrsystem der ersten Generation (Mamba) 
wird in Italien produziert, wobei Einzelteile unter anderem aus 
der früheren Fertigungskeue in Deutschland bezogen ..... erden ... 
Somit unterliegen die "Liderungen des Waffensystems ,Mam­
ba' ... den italienischen AußenwirtschaftSbestimmungen" . 
folgert MBB. Auch an dem insgeheimen Verkauf von minde­
stens vier in Spanien produzierten Transportflugzeugen vom 
TYP CASA 212 Aviocar an die chilenischen Streitkräfte soll 
MBB beteiligt sein. 
Ferner lidene die BRD Fenig- und Produktionsteile ror den 
Bau einer Fabrik roT Raketenausrüstungen, die Ende 1977 in 
Betrieb genommen wurde. Darüber hinaus erhielt die Junta 
3000 Boden·Boden-Raketen und die Zusage ror den Verkauf 
von Material zur Herstellung von 6000 Mittelstreckenraketen. 
Wie sehr die BRD bemOht ist, ihre Position in Chile auszubau­
en, zeigt ihr Angebot in Konkurrenz mit Japan und Finnland, 
der chilenischen Flotte Eisbrecher zu liefern, die sie beTlÖtigt, 
um auf der Bahia Margarita (Antarktis) eine neue Militärbasis 
zu errichten.' Daß zuguterletzt bundesdeutsche Konzerne wie 
Hoechst, Metallgesellschaft AG, AEG und Siemens auch daran 
beteiligt sind, dem faschistischen Regime bei der NUlZbarma­
chung eines militärischen Kernforschungszentrums behilflich zu 
sein, ist längst kein Geheimnis mehr. 

Neben diesem wirtschaftlichen und mili tarischen Komplott zwi­
schen den mächtigsten Finanz- und Konzernkreisen aus der 
BRD und dem Chile Pinochets - gestützt und Bcduldet von der 
Bundesregierung - verlaufen die vielflhigsten Fäden von Bonn 
nach Santiago. Die Machenschaften der Auslandsvertretung 
der CSU-nahen Hanns-Seide!-Stiftung in Santiago erreichten 

Ende 1978 einen weitere:n Höhepunkt. 
Und zwar kreierte Stiftungs-GeschaftsfOhrer Siegfried Lengl in 
Zusammenarbeit mit dem von der Junta gebildeten Institut ror 
Gewerkschaftliche Studien ein Projekt, daß die aus dcn Ge­
werkschaftswahJen vom 31. 10. 1978 hervorgegangenen junta­
treuen Funktionare auszubilden beabsichtigt. Erklärtes Ziel die­
ses Projektes ist .. der Aufbau freier und unabhängiger Gewerk­
schaften in Chile" . Diese Stiftung, die jährlich einen I6-Mio­
DM-ZuschuB aus der Staatskasse erhä lt. besaß dazu die Unver­
frorenheit vom Bund zu fordern, "das Vorhaben aus Miue:ln 
der EntwicklungShilfe mit 2,4 Mill ionen Mark (zu) bezahlen". 9 

Zu den weiteren "Aufgaben" dieser "Bildungseinrichtung" im 
Ausland zählt die Organisierung von Gastvortrltgen in Abspra­
che mit chilenischen Universitäten. So hielt z. B. Dieter Blu­
menwitz, Professor ror Internationales Recht und Politikwis­
senschaften an der Universi tat WUrzburg, wahrend seines Auf­
enthaltes vom 12.-21. März d. J . in Chile einen Vortrag tlber 
"Politische Institutionen" in der Juristischen Fakultät unter 
Protektorat der Hanns-Seidel-Stiftung. Hauptanliegen der 
Blumenwitz- Reise war allerdings das Zusammentreffen mit dem 
Vorsitzenden der Kommission zur Erarbeitung einer Verfas­
sung, Enrique Ortuzar und anderen Kommissionsmitglicdern. 
um über den vorläufigen Verfassungscntwurf zu diskutieren. 
Besondere WOrdigung von Seiten Blumenwilz erhielten jene 
Aspekte des Entwurfs, die das freie Unternehmertum, das Ei· 
gent ums recht, die freie Berufswahl usw. garantieren. 10 

Auch die Besuche prominenter Bonner Politiker wurden in ih­
rer Kontinuita t nicht gebrochen. So weilte der CDU­
Abgeordnete Olaf von Wrangel wahrend seiner Lateinamerika­
Reise, die er im Auftrag des Bundestages im November 1979 
durchführte, ror zwei Tage in Chile. Dort traf er mit dem stell­
vertretenden Außenminister , General Enrique Valdes, zusam­
men. Wrangel außerte seine große Zufriedenheit mit diesem Be­
such und hob die Haltung Chiles in Bezug auf die "Berlin­
Frage" hervor, die in diesem Punkt .,sensibler" als die der 
Weltpolitik sei. 11 

Eine Kursä nderung in den Beziehu ngen zwischen der BRD und 
der chilenischen Militarjunta kann aus dem hier angeführten 
Daten und Ereignissen der jüngsten Zeit schwerlich entnommen 
werden. Auch der Wechsel in den diplomatiSChen Vertretungen 
beider Länder gibt zu solchen Vermutungen keinen Anlaß. Ab­
gelöst wurde der berühmt-berüchtigte bundesdeutsche BOI­
schafter in Santiago, Erich Strätling, durch den Finanz- und 
Wirtschaftscxpcrten Heinz Dittmann, der bis zu diese:m Zeit­
punkt in der Abteilung fOr internationale Wirtschaftsbeziehun­
gen im Auswartigen Amt tätig war. Auf chilenischer Seite wur­
de die Botschafterin in Bonn. Luda Gevert, durch den Ökonom 
Vasco Undurraga ersetZ!i ror ihre "Verdienste" um die 
bundesdeUlsch-chilenischen Beziehungen erhieh sie vor ihrer 
Abreise das Bundesverdienstkreuz. 

Anmerkungen: 

I) La Tercera. SantiaSo. I. 6. 1979 
2) Ebenda. 18. I. 1979 
1) Nachrichten rnr AuOenhandel (NfA), 11 . 1. 1979 
4) Handelsblatt (HB), 22. 2. 1918 
S) Vgl. Bundesstelle fUr AuOenhandebinformntionen (BrA), Dok u-

ment NT. 13/ 1919 
6) Siehe HB. 26.121. j. 1979 
7) Report. 8.-22. 2. ]979 
8) Siehe La Tercera, 29. S. 1919 
9) Stern, 27. 12 . 1978 

10) Vgl. La Tercera. 17. J. 1979 
11) Ebenda. 2S. 11 . 1978 

Adressenänderungen 
bitte rechtzeitig bei der Redaktion 
(AlB, lieblgstr. 46, 3550 Marburg 1). 
nicht bei der Post, bekanntgeben! 
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Bolivien 

Anni Friese Übergang zur Demokratie? 
Die Entscheidung fiel in der Nacht zum 7, August 1979: Sc­
natspräsident Waller Guevara Acre wird vom Kongreß in La 
paz für ein Jahr zum neuen zivilen Staatspräsidenten des Lan­
des gcwähll . Er erklan, er wolle eine Regierung der "nationalen 
Versöhnung" bilden. Das MilitJr zieht sich nach JSjahriger 
Herrschaft gemäß den Ankllndigungen General David Padilla 
Arancibias aus der Regierung zurtlck. 
Bolivien auf dem Weg zur Demokratie? 
Es flllt schwer, eine eindeutige Antwort zu geben. Zu viele 
Konflikte und Krisen beglei teten die Entwicklung der vergange­
neo Wochen und Monate. Eines jedoch läßt sich nicht bestrei· 
ten: Zum ersten Mal seit nahezu 15 Jahren war den ca. 2 Mio 
wahlberechligten Bo livianern am I. Juli 1979 die Möglichkeit 
gegeben, sich an einer Wahl zu beteiligen, deren korrekte 
Durchfllhrung auch seitens der herrschenden Militärregierung 
angestrebt worden war. Ein Vorhaben, das in einem Land, in 
dem auch heute noch 2/3 der Bevölkerung nicht lesen und 
schreiben können, und in dem Wahlmanipulationen infolgedes­
sen leicht durchzuführen sind, nicht einfach zu realisieren ist. 
Ein neues Wahlgesetz - ausgearbeit~ von allen politischen 
Parteien, auch den Linken - sowie die Erstellung farbiger 
Wahlformulare, die auch den analphabelischen Sümmberech­
tigten verstandlieh waren, sollten diese Schwierigkeiten beseiti­
gen helfen. 

Wahlsieg der Linken 

Probleme aber gab es nicht nur im Hinblick auf die DurchrUh­
rung der Wahl. Mehr als 50 Parteien hatten sich Anfang d. J . 
für die Wahlen aufstellen lassen und damit erneut die nahezu 
traditionelle Zersplitterung der politischen Krtfte dokumen­
tiert. Mit Hilfe des Wahlgesetzes gelang es, diese Gruppierun­
gen auf vier ParteienbUndnisse und vier Einzelparteien zu redu­
zieren, die am 1. Juli 1979 um das Prtsidentenamt, sowie 27 
Senatoren- und 117 Abgeordnetensitze warben. Als die beiden 
starksten Allianzen schälten sich heraus: 
• _OJr. Demokratische Volksunion(UDP) mit dem Präsident­
schaft.skandidaten Hern{ln Siles Zuazo von der Nationalisti­
schen Revolutionären Bewegung der Linken (MNRI) , der be­
reits von 1956-60 das Amt des Staatspräsidenten innehatte. 
Die UDP stellte ein BOndnis von 12 demokratischen Parteien 
dar (zur UDP-Programmatik siehe nachstehendes Grundsatz­
dokument), darunter die Bewegung der Revolutionären Linken 
(M IR), die auch mit Jaime paz Zamora den Kandidaten für die 
Vizepräsidentschaft stellte, und die Kommunistische Partei Bo­
liviens (PCB). 
FOhrende Kraft innerhalb dieses Bondnisses ist die MNRI, die 
sich aus der Revolutionsbewegung paz Estenssoros abgespalten 
hat, nachdem dieser seit 1964 seine politischen Zielsetzungen 
von 1952 1 mehr und mehr aufgab, ja sogar ein Bündnis mit der 
Banzer-Diktatur einging. 
Als nachteilig rur die Kandidatur der UDP erwiesen sich die 
heftigen Auseinandersetzungen innerhalb des Bündnisses, die 
zwei Monate vor den Wahlen zum Austritt verschiedener Gru~ 

pierungen fOhrten. Grund rur die Auseinandersetzungen war 
vor allem die Frage des Führungsanspruchs, aber auch die No­
minierung des Kandidaten für die Vizeprtsidentenschaft. Erst 
kurz vor den Wahlen verzichtete Siles Salinas, der Halbbruder 
Siles Zuazos, der ebenfalls eine FÜhrunasrolle im Parteien bUnd­
nis beansprucht und das Bündnis mit seinen Anhängern verlas­
sen haue, endgültig auf seine Teilnahme als weiterer Präsiden-
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tenschaftskandidat. 
• Die Demokratische Allianz der Nationalistischen Revolu­
tion (ADRN) mit Victor paz Estenssoro vom historischen F1ü· 
gel der Nationalislischen Revolutionären Bewegung (MNR), 
der in den Jahren 1952-56 und 1960-64 wie Zuazo schon ein­
mal Staatspräsident Boliviens gewesen war. 
Weitere Mitglieder dieses Parteienbündnisses, dem auch seitens 
der USA grOßtes Wohlwolle.n entgegengebracht wird, sind die 
Christdemokratische Panei (00, die mit-dem Bergbaubesitzer 
Luis Ossio Sanjinez auch den Vizeprtsidentschafukandidaten 
stellte, und die Partei des jetugen Staatsprtsidenten Guevara, 
die Authentische Revolutionäre Partei (PRA), die ebenfalls eine 
Abspaltung des MNR darstellt. Auch die prochinesische Kom­
munistische Partei Boliviens ist Bestandteil des Bündnisses ge-­
worden . 
Bereits im Wahlkampf zeichn~e sich deutlich ab, daß die letzt­
liehe Entscheidung zwischen diesen beiden großen Gruppierun­
gen fallen wUrde, wahrend der vom ehemaligen Präsidenten 
Hugo Banzer ins Leben gerufenen Nationalistischen 
Demokratischen Allianz (ADN) als auch der ultrarechten Volks­
allianz der Nationalen Integration (APIN) mit der Christlich­
Demokratischen Union (unq und der Sozialistischen Bolivia­
nischen Falange (FSB) wenig Chancen fü r einen Wahlsieg ein­
geräumt wurden. Auch den vier kleinen Parteien, darunter der 
Sozialistischen Panei (PS I), wurde keine große Bedeutung für 
den Wahlausgang bdgemessen. 
Diese Vermutungen wurden durch das vorlAufige Wahlergebnis 
vom 17. Juli voll bestätigt: Die UDP Sile$ ZuaZO$ erhielt 35 11/0, 
die ADRN Paz EstenSSQros 3211/0 und Hugo Banzers Allianz 
1311/,. Insgesamt errangen die linken Krtfte (UDP und PS I) ge-­
genüber den rechten Gruppierungen einen großen Wahlerfolg 
mit 45.,. der Stimmen. 

Besonders in den Bergbaugebieten , den lndustrievieneln der 
GroßStlldte, den ärmlichen Vieneln der kleinen Städte und in 
den lAnd lichen Gebieten konnte die UDP einen hohen Stim­
mengewinn verbuchen. Pu Estenssoro fand hingegen vor allem 
bei den Vertretern des Kleinbürgertums, aber auch bei einem 
Teil der Landarbeiter, die in ihm immer noch den Revolutionär 
sehen, der ihnen 1953 das Land gab, Unterstüuung. % 

Banzer gewann, wie auch in den Jahren zuvor. seine Wähler aus 
den reaktionärsten Kreisen des Bllrgertums und der Armee, 
aber auch bei denjenigen, die aus Furcht vor einer "kommuni­
stischen Machtübernahme" und aufgrund ihrer politischen Un­
kenntnis der "starken Hand" Banzers Vertrauen schenkten. 
Welche Folgen hat nun dieses Wahlergebnis für die weitere polb 
tische Entwicklung in Bolivien? Trou der hohen Slimmenge­
winne für Siles Zuazo gelang es im Rahmen des Kongresses 
nicht, diesen auch mit der Mehrheit der Slimmen zum künfti­
gen Staatspräsidenten zu machen. Aber auch Paz Estenssoro 



erreichte mit 69 Stimmen nicht die geforderte absolute Mehrheit 
der Abgeordneten. Dabei haben die Auseinandersetzungen um 
das Prasidentenarnt erneut deutlich werden lassen, daß die rech· 
ten Krafte des Landes in keiner Weise bereit sind, eine Regie­
rung der Linken unter Siles Zuazo zu akzeptieren. 
Die Gefahr eines weiteren Putsches scheint demzufolge immer 
noch nicht endgültig gebannt. Auch innerhalb des breiten poli­
tischen Spektrums des Militlrs, in dem Arancibia und seine An­
hlnger nur eine Fraktion unter vielen darstellen, zeichnet sich 
eine deutliche Tendenz zugunsten Pu Estenssoros ab, dem 
auch von Banzer emeute Angebote zur Zusammenarbeit ge­
macht wurden. 

Schillernde Laufbahn des Interimsprisidenten 

So verwundert es kaum, daß der neue Präsident Guevara Acre 
nur als Interimsprasident gewlhlt wurde, dessen Hauptaufgabe 
es sein wird, die nächsten Wahlen, die im Mai 19S0 stattfinden 
sollen, vorzubereiten. Wie bereits erwähnt war auch Guevara in 
den 50er Jahren Mitglied des MNR und gehOrte 1952 ebenfalls 
zu den Führern der Revolution. Die von ihm mitgegrOndete 
PRA gehört heute zu den kleinsten und konservativsten Ab­
spaltungen des MNR. 
Guevara "trat als Botschafter ror einige Jahre in den Dienst des 
Diktators Banzer. Zuvor hatte er auch den General Barrientos 
als Außenminister unterstfltzt. 1973 schloß er ein Oppositions­
bündnis mit den Christdemok raten und mit Siles Zuazo. Banzer 
schickte ihn daraufhin ins Exil. Anfans 1978 söhnte er sich wie­
der mit seinem alten Intimfeind Paz Estenssoro aus und kandi­
dierte 1978 auf dessen Liste filr das Ami des Vize­
präsidenten ... Guevara erwartete von einem Präsidenten Pu 
Estenssoro das Amt des Außenministers. Außenminister war er 
schon 1952 unter paz Estenssoro gewesen. Dem Prasidenten Si­
les halle er als Innenminister gedient."l 

Diese bewegte Laufbahn dient kaum dazu, Vertrauen rur eine 
neue politiSChe Entwicklung bei der Mehrheit der Bevölkerung 
zu wecken. So wurden Guevaras Ankündigungen, er wolle eine 
Miue-Links·Regierung bilden und sich um ein pluralistisChes 
Kabinett bemühen, mit einigen Zweifeln aufgenommen. Seitens 
der Gewerkschaften will man vor einer endgültigen Stellung­
nahme zun!chst die ersten Regierungsentscheidungen hinsicht­
lich der Lohnpolitik abwarten. 
Fest steht, daß auch in diesem Jahr kaum die Probleme gelOst 
bzw. in Angriff genommen werden können, die das Land seit 
nunmehr 10 Jahren immer mehr in den Ruin treiben: Die Wirt­
schaft des Landes, vor allem der Bergbau, steckt in einer tiefen 
Krise. Die ErdOlfOrderung ist weiterhin rUckläufig, die Welt­
marktpreise für die meisten der in Bolivien gefOrderten Erze 
sind erheblich gesunken. Die Sraatsverschuldung im Ausland, 
die sich I97S auf 1,761 Mrd US-Dollar belief und deren Schul­
dendienst fast die Half te der Exporterlöse verschlang, dürfte 
unter diesen UmstAnden weiter zunehmen.· 
Die soziale Lage der BevOlkerung verschlechtert sich ständig 
und rückt Bolivien im internationalen Vergleich an das äußerste 
Ende der Statistiken zur Lage in Lateinamerika. 
Bolivien auf dem Weg zur Demokratie? Vom jetzigen Staats­
prasidenten wird es zunAchst abhangen, ob im kommenden 
Jahr die Wahlen durch ein neues Wahlgesetz den Wahlerwillen 
nachdrtlcklicher bertlcksichtigen werden, als dies nunmehr der 
Fall war, ob Boliviens enler Schrill auf dem Weg zu einer de­
mokratischen Gesellschaft nicht der einzige bleiben wird. Die 
Stärke der UDP und eine weitere Einigung der linken Kräfte 
werden maßgebliche Faktoren auf diesem Wes sein. 

Anmerkudeen: 
I) Zur bolivianisl;hen Revolution der SOer Jahre und deren ROckent-

wieklunJ siehe: AlB, Nr. 5/ 1917, S. 31-34 
2) Siehe: uteinamerika·Nachrichten, JulilAuJust 1979 
3) Frankfuner AIIJemeine ZdtunJ, 13.8. 1979 
4) Siehe: Horizont , Betlin, Nr. 2911979 

Demokratische Volksunion Boliviens 

Politische Erklärung 

Die Demokratische Volksunion (UDP) ist ein WahlbOndnis, in 
dem die Parteien und Organisationen ihre politiSChe Unabhan· 
gigkeit bewahren. Sie tragt nationalen, antiimperialistischen 
und revolUlionären Charakter. Die UDP wurde im harten anti­
faschistischen Kampf des bolivianischen Volkes mit dem Ziel 
gegrtlndet, die Diktatur zu zerschlagen. Alternativen zur beste­
henden Politik der Regierung anzubieten und demokratische in-­
stitutionen zu enichten bzw. zu stärken. Sie strebt die Bildung 
einer Regierung an, die die Volksherrschaft garantiert und es 
dem Land ermöglicht, seine nationale und wirtschaftliche Un­
abhängigkeit zu erlangen. 
Die UDP setzt die besten Kampf traditionen unseres Volkes fort 
und bringt das historische Streben der Mehrheit der ausgebeute­
ten Arbeiter, Bauern und Millelschichten nach nationaler und 
sozialer Befreiung zum Ausdruck. Die UDP fonniert sich in ei­
nem neuen historischen Abschnitt, in dem der revolutionare 
Prozeß Boliviens, der im April 1952 begann, wieder aufgenom­
men und den neuen Bedingungen angepaßt wird. Ihrem Wirken 
sind die grOßten Erfolge in der Zeit zwischen September 1969 
und August 1971 (Regierungsperiode unter dem nalionalpro­
gressiven General Torres; d. Red.) zu verdanken. 
Die UDP unterscheidet zwischen den konsequenten Tendenzen 
der amiimperialistischen und revolutionären Linie in der OOli· 

vianischen Politik, die die Massen und ihre rechtmäßigen Füh­
rer in dem komplexen und widersprtlchlichen Prozeß der natio­
nalen Revolution verfolgten, und jenen Tendenzen, die zur 
Aufgabe und zum Ausverkauf des Landes führten. In diesem 
Sinne wird die UDP zu einem Sammelbecken jener Kr-afte, die 
die Freiheitsideen .der Aprilrevolution von 1952 vertreten und 
ihnen einen antiimperialistischen, fortschrittlichen sozialen In­
halt geben. 
Die UDP klagt den Imperialismus, die einheimische Oligarchie 
und die neuen herrschenden Kreise an, für den Rückschritt in 
Bolivien, die Armut der Massen und die neokoloniale Abhän­
gigkeit des Landes verantwortlich zu sein. Die UDP vereint in 
ihren Reihen die repräsentaliven Paneien und Bewegungen der 
Arbeiterklasse, Bauern, Mittelschichten sowie verschiedener 
Kreise der nalionalen Bourgeoisie. Sie richtet ihre Einheitsak· 
lionen gegen den Faschismus und die Oligarchie. Diese Kräfte 
verraten die Unabhlngigkeit des Vaterlandes und treten die ver· 
fassungsmäßigen Rechte unseres Volkes mit Füßen. 
Die UDP steht allen Kräften offen, die die Forderungen des 
Volkes nach Demokralie sowie nationaler und sozialer Befrei­
ung unterstützen. Sie ist jedoch unversöhnlich gegenUber dema­
gogischen Spaltungsversuchen sowie gegenüber dem Faschis­
mus und seinen Komplizen. 
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Die historische Rechtfertigung der UDP, ihre politische Lebens­
kraft und Fähigkeit, das Volk zu vereinen, zeigte sich bei den 
Wahlen vom 9. Juli 1979. Das bolivianische Volk folgte ihrem 
Aufruf und schloß sich zusammen, um der Banzer· Diktatur ein 
Ende zu setzen. Der Wahlsieg der UDP konnte weder durch den 
Wahlbetrug noch durch den anschließenden Putsch der Pereda­
Clique geschmälert werden. 
Als Ergebnis der militärischen Erhebung vom 24 . November 
I97S, die eine Antwort der bewußtesten Kreise der Streitkräfte 
auf die legitimen und dringenden Forderungen des Volkes sowie 
ein Resultat der von der UDP initiierten Volksmobilisierung 
war, wurde eine übergangsregierung eingesetzl. Diese ist ver· 
pflichtet, freie Wahlen durchzuführen und zu garantieren, daß 
die Macht den am I . Juli vom Volk gewl.hlten Kandidaten über­
tragen wird. 
Gegenwärtig sind nach Meinuns der UDP fOlgende Aufgaben 
vorrangig zu lOsen: 
• Der Faschismus in Bolivien muß isoliert und zerschlagen 
werden. Faschislische Kräfte versuchen mit allen Mitteln, die 
Macht zurOckzuerobern, sei es auf dem direkten Wege eines 
Putsches oder durch Manipulierung der politischen Gruppen. 
die bereit sind, wie im Jahre 1971 der Plattform des "reVOlutio­
nären Nationalismus" zuzuslimmen und erneut die Rolle des 
SteigbügelhaJteTS der Oligarchie zu spielen . 
• Der gegen\\1.rtige Wahlprozeß muß streng lIberwacht wer­
den. Jede offene und verdeckte Wahlmanipulierung sowie jeder 
Versuch, die WlI.hler einzuschlIchtern, sind zu unterbinden. 
• Es gi ll , die Einheit der UDP zu wahren und ihr pOlitisches 
Programm zu propagieren. 
• Die UDP muß weiter gestärkt werden. Zu allen progressiven 
Massenorganisationen und demokratischen Institutionen sind 
enge Verbindungen herzustellen. 
• Es gehört zu den Aufgaben der UDP, den gewerkschaftli· 
chen Reorganisierungsprozeß und die Beschlüsse des V. Kon· 
gresses der Bolivianischen Arbeiterzentrale (ooB) zu unterstüt· 
zen und die Bauernschaft neu zu organiSieren. 

Politische Ziele der UDP 

Unter Beachtung der historischen Erfahrungen in der revolutio­
nären Bewegung unseres Volkes, der sozialen, ökonomischen 
und politischen Erfolge der Revolution vom April 1952, der 
Rückgewinnung der natürlichen Ressourcen und Grundlagen 
für die Industrialisierung des Landes, die in der Zeit von Se~ 
tember 1969 bis August 1971 geschaffen wurden. der noch un­
gelösten Probleme der nationalen Befreiu ng und der aktuellen 
Forderungen der Gegenwart setzt die UDP folgende politische 
Schwerpunkte: 
1. Die Wirtschaft Boliviens steht im Dienst der einheimischen 
Bourgeoisie und Imperialismus. Sie haben die ökonomische 
Macht und bereichern sich an der Arbeit und den Naturschät­
zen des bolivianischen Volkes. Angesichts dieser Tatsachen 
Stellt sich die UDP das Ziel, die nationale Wirtschaft so zu ge­
stalten, damit sie die kontinuierliche EOIwicklung unseres Lan­
des garantien sowie den Bedürfnissen der Arbeiter, Bauern, 
Akademiker, Studemen und anderen Schichten der Bevölke­
rung entspricht. 
2. Der Ausbau des staatlichen Wirtschaftssektors durch eine 
demokratische Volksregierung wird sich u. a. darauf konzen­
trieren, das bolivianische Volk von seiner imperialistischen Ab­
hängigkeit zu befreien und eine unabhängige und geplante 
Wirtschaft aufzubauen. Sie wird der Nation die Kontrolle und 
Nutzung ihrer NalUrvorkommen zu m eigenen Vorteil sichern, 
in allen Landesteilen den winschaftlichen und gesellschaftli· 
chen Fortschritt ermöglichen und die ausufernde Korruption 
beenden. Besondere Aufmerksamkeit ist den UOIernehmen 
COMfBOL, COFADENA, ENAF SIDERSA, CBF und YPFB 
zu widmen. Das letztgenannte Unternehmen muß wieder der 
einzige nalionale Betrieb werden, der für die Erforschung, Nut· 
zung und Vermarktung von Erdöl- und Erdgasprodukten zu· 
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Ständig in. Der Staat muß eine nationale Institution schaffen, 
die den Außenhandel kontrolliert und reguliert. Ebenso muß er 
der Bergbaubank (Baneo Minero) wieder das Recht einrAumen, 
die Produkte der mittleren und kleinen Bergbaubetriebe abzu· 
setzen. 
Eine UOP.Regierung wird die landwirtschaftliche und hand­
werkliche Produktion in Genossenschaften fördern. Sie wird 
Privatbetriebe, Industriebetriebe und Betriebe der industri~llen 
Landwirtschaft unterstützen, die keinen Monopolcharakter ha­
ben und nicht mit imperialistischen Monopolen liiert sind. Sie 
wird die Modernisierung der Landwirtschaft durch den Einsatz 
von Maschinen, technischer Hilfe und Kreditvergabe für die 
kleinen und mittleren Produzenten umerst{ltzcn, damit die frei­
willige Genossenschaftsbildung gefördert und der Markt neu 
organisiert wird. Den Bauern werden günstige Ankaufpreise rur 
ihre Produkte garantiert. 
3. Aufgrund ihrer ...oBigen übereinstimmung mit dem Kampf 
der Werktätigen fordert die UDP die Respektierung des Rech­
tes auf freien Zusammenschluß der Massen, die uneinge­
schränkte Tätigkeit der gewerkschaft lichen Organisationen und 
die Wahrung ihrer Unabhängigkeit. Sie hält es rur notwendig, 
daß sich die Arbeiterbewegung umfassend und einheitlich reor· 
ganisiert. 
4. Sie fordert die umfassende organisatorische Wiedervereini­
gung der bolivianischen Bauernschaft, die ihre wachsende Be­
teiligung an der Leilung der WirtsChaft und Politik des Landes 
ermöglichen soll . 
5. Besondere Aufmerksamkeit wird eine UoP·Regierung allen 
Aufgaben widmen, die dazu beitragen, das Analphabetentum 
zu beseitigen, die einheimischen Sprachen und nationalen Kul­
turen zu fördern, das Bildungswesen zu verbessern. die Auto­
nomie der Universitäten zu wahren und das geislig·kullurelle 
Leben zu unterstOtzen. 
6. Die StreitkrAfte haben als Institution des Staates die Aufga· 
be, das Land zu verteidigen. Unter keinem Vorwand und unter 
keinen Umständen dürfen sie den Volkswillen mißachten . 
7. Die UDP tritt ror eine wirksame und gleiChberechtigte Ein­
beziehung der frau in das politische und wirtschaftliche Leben 
ein. 
8. Auf außenpolitischem Gebiet wird die UDP eine Politik ein­
schlagen, die es ihr u. a. gestallet, die nationale Verteidigung 
und territoriale 100egrität auf der Grundlage konsequenter, fe· 
ster und realistischer Prinzipien zu gestalten; die nationale Sou· 
veränität im Rahmen der Selbstbestimmung der Völker und der 
Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten anderer Staa· 
ten zu verteidigen; den souverAnen Zugang Boliviens zum Meer 
wieder herzustellen; Beziehungen der Freundschaft und des ge­
genseitigen Vorteils mit allen tandem, insbesondere mit sol­
chen Ländern aufzunehmen, die gegen Kolonialismus und Ras­
sismus und für ihre nationalen Rechte kämpfen und sich an in­
ternationalen Organisationen und Konventionen nichtpaktge­
bundener LAnder beteiligen. 
Die vorliegende Politische ErkJarung der UDP, die von ihrer 
kollektiven Nalionalleitung angenommen wurde, ist für die ihr 
angehörenden Organisationen verbindlich. Auf ihrer Grundla· 
ge wird die UDP ein Regierungsprogramm ausarbeiten. 
Unterzeichner: 
Für die MNR1 : HernAn Siles Zuazo 
Für die MIR: Antonio Aranibar Quiroga 
Für die PCB: Jorge Kolle Cueto 
Für die MIN: Luis Sandoval Moron 
Für die ALlN: My. Ruben SAnchez Valdivia 
FlIT die CERNA: Guido Capra Jemio 
Für die ODEUR: Mario Lanza 
Für die MPLN : Ramiro Valasco 
Fü r die MRESPARTACO: Dulfredo Rua Bejarano 
Für die POR (TP): Carlos Flores B. 
Für die PRIN: Jose Morales Guillen 
Für die PS (TA): Sabino Tito Atahuichi 
Heeresgeneral Alfredo Ovando Candia 

(Quelle: Horizont, Berlin, Nr. 2711979) 



Vietnam 
Das Flüchllingsdrama Vietnams wurde in den felzten MonoIen zu einer beispiellosen Kampagne gegen die v;elnamesische Regierung 
ausgenutzt. FUr US-Prllsidenl Jimmy Carrer war es A nlaß zur Wiederpla<.;erung der VII. US.Kriegsfloul! in indodrinesischen Oewfis­
sem . Die Pekinger Führung tu. a. Viupremierminisler Li gegenaber der Newsweek vom 16. 7. /979) nutzte es zur Androhung einer 
neuen chinesischen "Lektion", Nachdem Washington und die EuropIJische GemeinschqJt ihre zugesogte Wiederoujbauhi/jejür die 
Sozjalistische Republik Vietnam (SR V) a/ifgrund des Fluchl/i"gsproblems kurzum gestrichen halfen, suchten sie im Verein mit Peting 
die Genfer UN-F!Uchtlingskon!erenz vom 20. / 2/. Juli d. J. in ein Tribunal gegen die SR V-Regierung umzuwandeln. Ausgerechnet US­
Vizeprllsident M ondale verstieg sich zum Vergleich der lndochinajlüchtlinge mit den Juden in Hitlerdeutschland. Von den ungeheuren 
amerikanischen - und ebensowenig von den chinesischen - Kriegszerst(Jrungen in Vietnam ..... ar nicht die Rede. Anders die aberwie­
gende Mehrheit der 65 in Gen/anwesenden Staaten. Sie konzentrierte sich enlsprechend dem Anliegen des UN·Genero!sekretlJrs Kurt 
Waldheim auf konkrete MQjJnuhmen zur Losung des humanitlJren Problems. Die Regierung der SR V sagte zu, über ihre bereits im Ju­
ni 1979 mit dem UN-Hochkommi$sariat getroffene 7-Punk/e- Vereinban.mg (Wortlaut siehe Kosten) hinaus vers/lJrk/e eigene A ns/ren­
gungen zur Verhinderung megaler Ausreisen zu unternehmen. Zudem stimmte sie der Einrichtung eines Zentrums/ar Ausreisewilfige 
in Vietnam zu. Die Teilnehmerstaaten in Gen/sicherten ihrerseits die Au/nahme von 260000 Flüchtlingen zu. Oer Versuch der USA, 
Großbritanniens, Chinas u. Q. Staaten, die Flachtlingsjrage zum Vehikel einer Interventionspolitik gegen aber Vietnam zu machen, ist 
damit erst einmal gescheiterl. 
Was bleibt ist die Frage noch den ta/slJchlichen Ursachen des aktuellen Flachtlingsstroms. Ihnen und der psychologischen Kriegs/ah­
rung gegen Vietnam geht die Analyse von Prof. Ganter Giesen/eld, Vorstandsmitglied der Freundscha/tsgesellschaft BRD-SR V, auf 
den Grund. Ein noch a~ührllcheres Material dazu hat die Freundscha/tsgesellschaj/ (Duisburger Str. 46, 4 Dilsseldorj, Tel. 0211-
490111) un/lJngst herausgebrucht: So .... 'erden Flacht/inge gemacht. Fragen, Fakten, Argumente, Um/ang 18 Stiten. 

Günter Giesenfeld 

Warum der 
Flüchtlingsstrom ? • 

Im Frühjahr 1975, kurz vor dem Zusammenbruch des Thieu­
Regimes, wurde von dessen Propagandaapparat und den Ame­
rikanern mit allen Mineln die Frucht vor einem Rachefeldzug 
der siegreichen Befreiungsfront geschürt. Es wurden Massen­
morde vorausgesagt und alle diejenigen, die mit der amerikani­
schen oder Thieu-Verwahung zu tun gehabt hatten, aufgefor­
dert, das Land zu verlassen. 
Die systematische und massenhafte Produktion von Flüchilin­
gen war das letzte strategische Millel, das die USA anwandten, 
um den Sieg der Befreiungsfront, den sie nicht mehr verhindern 
konnten, SO schwer wie mögliCh zu machen und seine morali­
sche Berechtigung in der internationalen Öffentlichkeit zu dif­
famieren. 
Amerikanische Stellen hallen damals eingeschätzt, daß etwa 
1- 2 Mio Menschen, die besonders eng mit ihnen und für sie ge· 
arbeitet hallen, vor den "Kommunisten·' ins Ausland gerettet 
..... erden müßten. Aufgrund ihrer Versprechungen und Gerüchte 
über bevorstehende Massaker hatten die USA also schon vor ih­
rem Rückzug aus Vietnam für eine mindestens ebenso große 
Anzahl von potentiellen Flüchtlingen geserg!. Zu ihnen gehör­
ten: 
• alle, die in der Armee oder Verwaltung der von den USA 
eingesetzten Regimes aktiv an der Unterdrückung des Volkes 
teilgehabt hatten, 
• alle, die ausschließlich oder teilweise von der Anwesenheit 

der US-Truppen und von der Korruption gelebt und dabei Ver­
brechen gegen da! Volk begangen hatten, 
• alle, die im kolonialistisch-kapitalistischen Wirtschaftssy­
stem des ehemaligen Südvietnam zu Macht und Reichtum ge­
kommen waren und beides zur Unterdrückung und Ausbeutu ng 
der Bevölkerung genutzt hatten, 
• schließlich diejenigen, die aufgrund jahrelanger Verhetzung 
den antikommunistischen Greuelmärchen Glauben schenkten 
und tatsächlich vom Sieg der Befreiungsstreitkräfte das Ende 
ihrer "Freiheit" oder ihres Lebens befürchteten. 

Im April 1915 brach die korrupte Armee des Thieu-Regimes so 
schnell zusammen, daß die USA nur ca. 160000 ihrer engsten 
Mitarbeiter ausfliegen konnten. Zurück blieben über I Mio pro­
amerikanischer Vietnamesen, die ihre Flucht bereits geplant 
hallen. Ihnen gegenüber verfolgte die revolutionäre Regierung, 
wie sie angekündigt hatte, trotz der großen Schwierigkeiten die 
"Politik der Versöhnung". 
Sie verzichtete auf Rache- und Unterdrückungsmaßnahmen ge­
genüber den Mitg:liedern oder Anhängern der alten Administra­
tion . Sie ließ die meisten nach wenigen Monaten Umerziehung 
wieder frei und schützte sie sogar vor Feindseligkeiten der Be­
völkerung. Darüber hinaus übte sie die Macht, die sie hane, 
nicht zu drakonischen Maßnahmen aus, die das Volk dazu 
zwingen sollten, die harte und lebensnotwendige Aufbauarbeit 
zu leisten. Sie versuchte vielmehr auf der Basis der Freiwilligkeit 
die Menschen dazu zu bringen, dies in eigener Verantwortlich­
keit zu tun, auch um den Preis von Verzögerungen . 
Es ist kaum vorstellbar - und viele von uns haben die seinerzeit 
darüber veröffentlichten Berichte wohl noch in Erinnerung, 
welches Ausmaß an Korruption, sozialer Not, wirtschaftlichem 
Chaos, poli tischer Verhetzung und psychischen Störungen die 
USA und die von ihnen abhängigen neokolonialistischen Regi­
mes in Südvietnam hinlerlassen haben (siehe u.a . AlB 2/1977. 
Mit dem Wegfall einer durch den Dollarstrom hervorgerufenen 
gewissen oberflächlichen Prosperität wurden nach 1975 die tief­
gehenden Widersprüche, die moralische und politische Haltlo­
sigkeit dieses absolut künstlichen und künstlich ernährten sozia­
len Gebildes offenkundig. 
Dies muß man sich vor Augen halten, wenn man die Schwierig­
keiten, mit denen die neue Führung zu kämpfen hatte, ermessen 
will, gerade dann, wenn sie notwendige und geplante Umgestal­
tungen nicht um ihrer selbst willen - etwa aus ideologischen 
Gründen - oder gegen den Willen der Bevölkerung vornahm, 
sondern auf ihre Bedürfnisse und auf ihr Bewußtsein Rücksicht 
nehmen wollte. 
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So hat - als konretes Beispid - die Politik der neuen Füh­
rung, den Handel noch nicht gleich zu verstaatlichen, sondern 
ihn allmählich durch neue Strukturen zu ersetzen, sicher dazu 
beigetragen, daß viele, die schon die gepackten Koffer im Hin­
terzimmer stehen hauen, noch nicht auswanderten, obwohl die 
Möglichk eit, dies illegal zu tun, damals wie heute bestand. 
Diese Poli tik hat wesentlich dazu beigetragen, daß im ersten 
Jahr nach der Befreiung nur eine verschwindend geringe Zahl 
von Personen illegal das land verließ. 
Seit 1978 haben jedoch mehrere innere und äußere Entwicklun­
gen dazu beigetragen, den Flüchtlingsstrom wieder rapide an· 
steigen zu lassen. 

Nachwehen, Naturkatastrophen und Grenzprovokationen 

Das schwierigste Problem, dessen Lösung überhaupt erst die In· 
angriffnahme der wichtigen genannten sozialen und politischen 
Aufgaben ermöglichen konnte, war die Sicherstellung der mate· 
riellen Basis für den Aufbau, die Sorge für die Ernährung der 
Bevölkerung. Von seiner Meisterung hing alles andere ab, aber 
gerade da waren die Voraussetzungen besonders ungünstig, 
wirkten sich die Folgen des US·Krieges in Vietnam besonders 
verheerend aus. 
Zum Zeitpunkt der Befreiung war weder der Norden noch der 
Süden Vietnams in der Lage, sich ohne Hilfe von außen zu ver· 
sorgen. Die Demokratische Republik Vietnam (DR V) hatte es 
zwar durch eine starke Effektivierung der landwirtschaft bis 
1975 fast gescharrt, trotz des Mangels an fruchtbaren Anbauge­
bieten (traditionell hatte immer der Süden den Norden z. T. 
miternähren müssen), fast die Autarkie zu erreichen - eine lei­
stung, die international anerkannt wurde. Aber die 8ombardie­
rung des Deich- und Bewässerungssystems·und der Städte durch 
die US·luftwaffe hatte diese Erfolge teilweise wieder aufgeho­

"'o-
Der SUden war wegen der systematischen Vernichtung von Fel­
dern und der Vertreibung der Landbevölkerung in di~ Städte 
voll kommen von den amerikanischen Hilfslieferungen abhAn· 
gig geworden. Außerdem war in den verbliebenen landwirt­
schaftlichen Schwerpunktgebieten, so z. B. im Mekong-Delta, 
der "Reiskammer" Vietnams, von Thieu eine Kleinbauernwirt· 
schaft eingeführt worden, die den Ertrag des Bodens äußerst 
niedrig hielt. So kon nte hier nur einmal im Jahr geerntet wer· 
den, während im Norden, in kollektivierter Arbeit auf großen 
Flächen drei Ernten pro Jahr eingebracht werden konnten. 
Die in dieser Situation schon sehr schwierige Aufbauarbeit wur· 
de in den Jahren 1976 und 1977 noch zusätzlich dadurch erheb· 
lieh zurückgeworfen, daß die seit Jahrzehnten schwersten Un­
wetterkatastrophen beide Landesleile heimsuchten. Die Taifu­
ne und Überschwemmungen hatten deshalb besonders schlim· 
me Folgen, weil das Deichsystem durch die 80mbardierungen 
in einem mangelhaften Zustand war . l ängere Perioden regel. 
rechter Hungersnot waren die Folge. 
In dieser Situation wirkte sich die Weigerung der USA und vie· 
ler anderer westlicher Staaten (darunter der Bundesrepublik) , 
versprochene und vertraglich vereinbarte Aufbauhilfe zu lei· 
sten, besonders verheerend aus. Auch die Hilfe, die die VR Chi­
na anfangs noch geleistet hatte, blieb seit 1976 teilweise und 
Mitte 1978 ganz aus. 
Dazu kamen noch die langsam zu einem regelrechten Krieg es­
kalierenden Grenzprovokat ionen im SOdwesten durch die 
Truppen des Pol-Pot- Regimes und Zwischenfälle an der Nord­
grenze. Die Sicherung dieser Grenzen blockierte Teile der viet­
namesischen Armee, die eigentlich wesentlichen Anteil haben 
sollte an der Urbarmachung von Anbaugebieten vor allem im 
"GOrtei" um das ehemalige Saigon. 
Denn bei der DurchfOhrung der landreformen im Süden ist es 
ein Prinzip der Regierung, denjenigen Freiwilligen, die diese 
schwere Aufgabe übernehmen wollen, in den kahl geschlage. 
nen, zerbombten und verseuchten Gebieten, in denen die Neuen 
Wirtschaftszonen eingerichtet werden, schon vor ihrer Ankunft 
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erträgliche Wohn- und Lebensbedingungen zu schaffen. Diese 
Aufgaben (Hütten bauen, Kanäle legen und Anschlüsse ans 
Straßen· und Stromnetz schaffen) Oberneh men gewöhnlich der 
Jugend- und Studenten verband und die Armee. 
Durch alle diese hemmenden EinflÜsse wurde es zu einer über· 
lebensfrage, die Rekultivierungder Ländereien im SOden mit al· 
len Kräften voranzutreiben. Die dazu nötigen Arbeitskräfle 
konnten nur aus den immer noch Überfüllten Städten kommen. 
Es mußte, um sie zu gewinnen, in zunehmendem Maße ökono­
mischer und politischer Zwang ausgeübt werden. Außerdem 
konnte man es sich weiterhin nicht mehr leisten, Okonomische 
Strukturen weiterhin zuzulassen, die es einzelnen Kapitalisten 
und vielen Kleinhändlern immer noch erlaubten, die Notlage 
der Bevölkerung zu ihrer persOnlichen Bereicherung auszunut­
zen. 
Die Anfang 1978 getroffenen Maßnahmen zur Unterbindung 
des schwarzen Marktes und zur Verstaat lichung des Handels 
waren also nicht ein ideologisch begründeter Schritt hin zum 
"Kommunismus" oder eine Unterdrückung der "Menschen· 
rechte" des betroffenen Bevölkerungsteils (in der Hauptsache 
Hoas, Vietnamesen chinesischer Herkunft), sondern eine Maß­
nahme, die um eines menschenwÜrdigen Daseins der gesamten 
Bevölkerung willen die Privilegien einzelner abschaffte. Eigen­
tümer und VermOgensinhaber wurden voll entschädigt, nur mit 
der Einschränkung, daß sie Über den Geldbetrag oder Gegen­
wert nur in Raten verfügen konnten. 
Nun erst, da sich für bestimmte Gruppen innerhalb der Bevöl­
kerung die persönliche Situation tatsächlich verschlechterte, be· 
gann eine seit langem vorhandene Propaganda- und Subver­
SionStätigkeit Wirkung zu zeigen. 
Nach einem 1977 erschienenen Buch eines ehemaligen CIA­
Agenten in Vietnam, Frank Snepp, haben die USA nach ihrem 
Abzug ca. 200000 "Vietnam-Amerikaner" zurückgelassen, un­
ter ihnen 30000 direkte Agenten des CIA. Durch sie wurde ver· 
breitet jetzt mÜsse spätestens jeder flie hen, der dem Massen­
mord entrinnen wolle, und alle würden, als lohn ror ihren un-
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ermüdlichen amikommunistischen Einsatz, im Westen mit 
Freuden empfangen. 
In dieselbe Richtung ging eine noch stärkere Propaganda- und 
Gerüchtepolitik der Pekinger Führung. Sie forderte alle Vietna­
mesen chinesischer Herkunft auf, nun ins" Vaterland" zurück­
zukehren. Es wurde das Gerücht vom unmillelbar drohenden 
Krieg zwischen China, Vietnam und der Sowjet union verbrei­
tet , im Verlauf dessen die Hoas in Vietnam von den Vielname­
sen verfolgt und massakriert werden würden (siehe eingehend in 
AlB 10 und 11- 12/1978). 
Nun setzte tatsächlich ein massenhafter Flüchtlingsstrom ein, 
der sich aus solchen Personen zusammensetzte, die schon seit 
1975 niehen wollten, und aus solchen, die jetzt erst dazu verlei­
tet werden. Unter den letzteren befinden sich zunehmend auch 
Angehörige der unteren sozialen Schichten oder Bauern, die der 
Hetze der Agenten und Gerüchtemacher zum Opfer fallen. Sie 
verlassen das Land nach Norden in Richtung China und nach 
Osten und Süden aufs Meer. 
Die viet namesischen Behörden haben kaum eine Kontrolle über 
diese Fluchtbewegungen, da sie eine vollständige Überwachung 
der langen unzug!lnglichen Küste weder durchführen können 
noch wollen. 
Es muß hier angemerkt werden, daß Vielnam in dieser Zeit we­
sentlich mehr FlUchtlinge aus Kampuchea aufnehmen mußte, 
als solche das Land verließen. Nach offiziellen Feststellungen 
der Vereinten Nationen gab es im Jahre 1978 insgesamt unge­
fähr I Mio flÜChtlinge in Asien. 1/3 davon halle Vietnam auf­
nehmen müssen und war damit in dieser Zeit das Land, das von 
allen Ländern der Welt am meisten Flüchliinge bei sich aufge­
nommen hatte! 
Schon bei dem unkontrollierten Flüchtlingsstrom in Richtung 
VR China, den die vietnamesischen Behörden zunächst unbe­
hindert ziehen ließen, wurde in Verhandlungen mit der Pekin­
ger Regierung versucht, denjenigen, die nach China wollten, die 
legale Ausreise unter geordneten Bedingungen zu ermöglichen. 
Nachdem aber die chinesische Regierung im Juli 1978 ihre 

Grenze geschlossen hatte und nachdem die Verhandlungen -
unter anderem über eine ü berführung der Ausreisewilligen mit 
chinesischen Schiffen - gescheitert waren, wurde für jeden Be­
obachter erkennbar, daß es der Pekinger Führung bei ihrer 
Aufforderung, nach China zurückzukommen, nicht um dieje­
nigen ging, die dann dem Ruf folgten. Vielmehr ging es ihr dar­
um, in Vietnam Unruhe auszulösen und der vietnamesischen 
Regierung im Innern und internationale Schwierigkeiten zu ma­
chen. 
Als dann, vor und insbesondere nach dem chinesischen Überfall 
au f Vietnam der Flüchtllngsstrom Ubers Meer in die anderen 
südostasiatischen Staaten anhielt und aus der Not dieser Men­
schen mehr und mehr eine Kampagne gegen Vietnam gemacht 
wurde. traf die vietnamesische Regierung im März 1979 eine 
Vereinbarung mit dem Hochkommissariat fü r Flüchtlinge bei 
der UNO (UNHCR), die seither praktiziert wird und eine ge­
ordnete Auswanderung erlaubt. Sie stellt vor allem sicher, daß 
jeder, der Viemam verläßt, auch von einem anderen Land auf­
genommen wird, um so Tragödien herumirrender und überall 
zurückgewiesener Schiffe zu vermeiden. 
In dem Maße, wie diese Maßnr.hmen einer Bewältigung des 
FlUchtlingsproblems auf legaler wld internationaler Basis die 
erste Wirkung zeigten und der Fltlchtlingsstrom tatsächlich 
langsam anfing zurückzugehen, peitschten die Regierungen der 
USA, Westeuropas und der VR China die Diffamierungskam­
pagne gegen Vietnam auf. Den Startschuß rur diese 
Propaganda-Eskalation gaben die Regierungen des antikom­
munistischen ASEAN-Paktes mit ihrer Entscheidung, die 
Flüchtlinge nicht mehr aufzunehmen und sie dem sicheren Tod 
auf dem Meer oder unter den Äxten der Pol-Pot-Schlächter 
auszusetzen. 

Von einer "Neutralität" der ASEAN-Länder in den Konflikten 
zwischen Viemam, dem Kampuchea Pol Pots und der VR Chi­
na, die vor allem Thailand immer für sich beansprucht hat, 
kann keine Rede sein. Sie tragen, z. B. durch die Unterstützung 
der Pol-Pot- Banden, selbst dazu bei, daß der Flüchtlingsstrom 
nicht versiegt. 
Ihre angebliche Sorge, zuviele Flücht linge auf Dauer aufneh­
men zu müssen (denn für die Kosten ihres vorübergehenden 
Aufenthaltes kommt die UNO auO, wirkt nicht sehr glaubwür­
dig angesichts ihrer unmenschlichen Maßnahmen, die übrigens 
so gut in die globale Strategie der Westmächte und Chinas ge­
gen Vietnam passen, daß es naheliegt, an eine Koordination zu 
glauben. 

Esk alation seit Chinas Überfa ll 

Denn ihr Beschluß, keine Flüchtlinge mehr 
aufzunehmen,kommt einmal zu einem Zeitpunkt, an dem das 
Problem durch die Vereinbarungen zwischen Vietnam und der 
UNO (siehe Wortlaut des 7-Punkte-Programmes) einer LOsung 
zugeführt werden sollte, zum anderen war sie der Anlaß für uno 
verblümte Kriegsdrohungen nicht nur der VR China, sondern 
auch z. B. Thailands und der USA gegen Vietnam. 
Fatalerweise trägt eben diese Eskalation der antivietnamesi­
schen Propaganda wieder dazu bei, den Flüchtlingsstrom nicht 
abreißen zu lassen. Sie verunsichert weiterhin die Bevölkerung 
in Viet nam und macht ih r Hoffnungen, denn die Not der flie­
henden auf dem Meer und in den Lagern wird ihr von den Pro­
pagandasendern verschwiegen. Und den Warnungen der vietna­
mesischen Behörden schenken die, die gehen wollen, keinen 
Glauben. 
Offenbar trägt die Pekinger Führung auch direkt dazu bei, den 
Flüchtlingsstrom zu vermehren und Vietnam die Verantwor­
tung dafür aufzubürden. Denn wie sonst soll man Andeutungen 
in der westlichen Presse verstehen, viele der Flüchtlinge seien 
"über den Umweg über China" geflohen? Angaben der vietna_ 
mesischen Botschaft zufolge schickt China selbst "FlOcht[ings­
schiffe" auf die Reise. 

Dabei handelt es sich offenbar nicht um Flüchtlinge aus China, 
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Vereinbarung SRV-UNHCR 
7-Punkte-Programm 

zur Ausreise von Personen 
In den in Halloi zwischen Vertretern der Regierung der Sozialisti· 
schen Rt'publik Vietnam und einer Oeleaation des UNHCR (UN· 
Hochkommissariats fUr FlUchtlinge; d. Red.) geführten Diskussionen 
wurde Obereinstimmung dartlber erzielt, daß das UNHCR die Ver­
wirklichulI, der Bekanmmachung dt'T ,-ictnamesischen Regieruna 
vom 12. Januar 1979 Ober die Erlaubnis zur regularC'n Ausreise von 
PtrSOnen, die Vietnam ....-tjtn eines neuen Wohnsitzes in anderen 
Undern zu ycrlaßen wün§l,:hrn, fOrdern wird. 
Hinsichtlich des Pro,ramms zur FOrderuna einer .solchen regulAren 
Ausreise wurde vereinbart: 
I. Eine behördlich genehmigte Ausreise von solchen Leuten, die aus 
Grunden der Familienzusammenführung oder anderen humanitlren 
Grtlnden Vietnam verlassen und im Ausland leben wollen, wird so 
schnell wie möglich und in größtem Umfang durchgtJOhn. Die lahl 
solcher Leute wird abhängen sowohl vom Umfang der Ausreiseantra­
ge als auch von der Möglichkeit der aufnehmenden Uinder, Einreist­
visa auszuste llen. 
2. Die Auswahl von jenen Leuten, die die behördliche Genehmigung 
zur Ausreist innerhalb dieses Programms habtn, wird, wenn immer 
möglich, auf der Grundlage von Listen der vietnamesu.::hen Regie­
rung und der der aufnehmenden Uinder vorgenommen. Jene Perso­
nen, deren Name auf btiden Linen trSCheint, haben die VoraußC't· 
lungen :rur Ausreise. Die Fälle jener Personen, deren Name nur auf 
einer Liste erscheint, werden entsprechend in Diskussionen zwischen 
UN HCR und der vietnamesischen Regierung oder den Regierungen 
der aufnehmenden Llnder geprOft. 
J. 0115 UNHCR wird jede An~trengung unternehmen, um Unterst llt · 
zung rllr dieses Programm unter den potentie llen Aufnahmeillndern 
zu gewinnen. 
4. Die vietnamesische Regierung und das UNHCR werden jeweils 
Personal bestimmen, das en, in der Verwirklichun, dieses Prl>­
&.ramms lU$ammenarbe1ten wird. 
S. Dit5C$ PCTSOnal ist autorisiert in Hanai und H(>.Chi·Minh-Stadt 
zu arbeiten und, wenn nOti" in andere Orte zu ,ehen, um Ausreist­
vorSInge :tu unlCT'5tlltun. 
6. AusreiSC'o'orgln,e werden in regdmlßigen AbstAnden und mit ent­
sprechenden Transponmiutln durchgeführt . 
7. Die vietnamesische Regierun, wird innerhalb der entsprechenden 
vietnamesischen Gesetu der UNHCR und den aufnehmenden Un­
dem jegliche Erleichterung zur Verwirkl ichung dieses Programmes 
gewlhren. 
(Quelle: Vietnam 8ulletin, 80nn, Nr. 13/ 1979, S. 9-10) 

wie sie inzwischen in einer Anzahl von ßber 150000 allein nach 
Hongkong gekommen sind. In den Verhandlungen zu Normali­
sation der Beziehungen nach dem chinesischen überfall vom 
Februar/ März 1979 hatte die Pekinger FOh rung von Vietnam 
verlangt, es solle die ca. 200000 1978 nach China geflohenen 
Hoas wieder aufnehmen (die immerhin aufgrund chinesischer 
Drohungen und Versprechungen dorthin gegangen waren). Die­
Se Leute scheinen nun in Boote verfrachtet und als .. vertriebene 
Chinesen aus Vietnam" aufs Meer ge$Chickt zu werden. Die 
chinesische Regierung gestand das inzwi$Chen selbst ein, indem 
sie mitteilte, die Hoas wOrden in den Häfen auf Schiffe ge­
bracht. Wozu sonst, als um sie wegzuschicken? 
Die Furcht der vietnamesischen und anderer Regierungen im 
sUdostasiatischen Raum ist sicher nicht unbegründet, daß sich 
unter diesen F1ilchtlingen, die aus oder über China kommen , 
auch viele befinden, die auftragsgemllß den guten Kontakt der 
"übersee-Chinesen" zur Heimat ..... ei ter festigen sollen, die, 
kurz gesagt, Pekinger Agenten sind . 
Die am meisten Betrogenen in der gegenWärtigen ROchtlings­
welle sind die Flüchtlinge selbst. Not und Entbehrungen in Viet­
nam ausgesetzt, die sie zum Teil nicht gewohnt sind, von anti­
kommunisli$Cher Propaganda verblendet, schlagen sie die War­
nungen der vietnamesischen Behörden ,Jlber das Schicksal, das 
sie erwartet, in den Wind. Sie lassen sich von den falschen Ver­
sprechungen des Westens tlluschen, sie würden alle mit offenen 
Armcn empfangen ..... erden, und die US-F1olle erwarte sie auf 
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offener See, um sie zu empfangen. 
Sie werden zua1lererst Opfer von in Vietnam und von Hong­
kong aus arbeitenden Fluchthelferorganisationen (die ersten 
Prozesse gegen solche Geschäftemacher haben jetzt in Ho-Chi­
Minh-Stadt stattgefunden). Man lockt sie gegen viel Geld in die 
kleinen seeuntilchtigen Boote. Manchmal werden sie dann von 
größeren Schiffen aufgenommen, die in schrottreifem Zustand 
von Mittelsmännern aufgekauft worden si nd. 

Wer bereichert sich a m flüchtling.selend? 

Sind die kleinen oder 3I'ößeren Boote erst einmal auf See, so 
.....erden sie - oft mehrmals - von thailändischen Piraten über· 
fallen, die ihnen Geld, Hab und Gut, Lebensmittel rauben und 
die Mädchen und Frauen vergewaltigen. Bis jetzt ist nicht be­
kannt, daß die thailändische Regierung dagegen vorginge. 
Kommen sie schließlith irgendwo an eine KOste, so werden sie 
vom Militär vertrieben und können oft erst nach wochenlanger 
Irrfahrt durch die mutwillige Zerstörung ihres Bootes die Auf­
nahme erzwingen. 
In Lagern leben sie dann, dem Wetter und der Seuchengefahr 
ausgesetzt, unter erbärmlichen UmStänden. Kommissionen von 
Gastgeberländern machen Befragungen und legen Karteien an, 
um die Gesündesten, Gebildetsten und Willigsten unter ihnen 
zu selektieren. Schwache, Arme, Alte, Kranke, solche, die kei· 
ne europäische Sprache sprechen, habe da keine Chance ... 
Im Zusammenhang mit den sehr ausführlichen Schilderungen 
dieses Flüchtlingselends werden der vietnamesischen Regierung 
schwere Vorwürfe gemacht: Sie wolle auf diese Weise aufsassige 
Elemente loswerden, die sozialen Probleme des Landes dureh 
die systematische Vertreibung bestimmter Teile der BevOlke­
rung lösen, sich an dieser Fluchtbewegung und an dem Elend 
der Betroffenen schließlich sogar bereichern. Es werden Rech­
nungen aufgemacht, die darlegen, wieviel Gold und Devisen 
Vietnam dadurch bereits einkassiert habe. 
8ucht man jedOCh nach genaueren Belegen für solche Behaup­
tungen, die meist schon in der Überschrift Ober Artikel in der 
Presse auftauchen, so findet man nur wenig konkretes. Vor al· 
lern gibt es nach unserer Kenntnis der Presse keine einzige Zeu­
genaussage darüber, daß Flüchtlinge direkt an vietnamesische 
Behörden ihre "Lösegelder" bezahlt hätten. In aufschlußrei­
cher Naivität berichtet die Deutsche Zeitung über die "Berei­
cherung Hanois" durch die Erhebung einer "Ausreisesteuer" 
von 200 Dollar pro Person und fügt hinzu: "Sie bezahlen das 
Geld bei einem der zahlreichen ,Ausreisebüros' , wie sie in allen 
Provinzen von geschäftstOchtigen Chinesen organisiert worden 
sind" . 
Da sind sie wieder, die "geschäftstilchtigen Chinesen", die, wie 
später angedeutet wird, in trauter Einigkeit sich mit den vietna· 
mesischen Behörden die Beute teilen, obwohl sie doch eigent­
lich von ihnen verfolgt und vertrieben werden. Man behilft sich 
also, um die KomplizenSChaft der Regierung mit den Flucht­
händlern zu "beweisen", mit Vermutungen und einzelnen Aus­
sagen eben dieser Geschäftemacher. 
Das eigent liche Ziel der großen Publizität, die den FIOchtlingen 
in den westlichen Ländern zuteil wird, ist die Aufhelzung der 
VOlker der westlichen Welt (und Chinas) gegen Vietnam. Dieses 
Land als ein "Konzentrationslager" hinzustellen (was bei den 
Greuelberichten Ober die Umerziehungslager nicht so rechl ge­
Jungen war), seine Regierung als "rassistisch" und "expansio­
nistisch" hinzustellen, dazu werden die Flüchtlinge und ihr 
Schicksal mißbraucht. Und man hilft ihnen nur so viel, wie es 
nOtig ist, um diesen propagandistischcn Zweck nicht zu gefähr­
den. 
Denn die einzige wirklich tatkräftige Hilfe, die sofort wirksam 
werden konnte (außer einigen symbolischen Mengen von Auf­
nahmen in westl iche Länder) ist vom Hochkommissariat der 
UNO ror das F10chtlingswesen und - von einer Gruppe von 
Privatleuten in Form eines Hospitalschiffs geleistet worden. 
Und die einzige Maßnahme, die wirklich eine LOsung des Pro-



blenu bringen kann, die Vereinbarung des Hochkommissars 
mit der vietnamesischen Regierung, wird weitgehend totge­
schwiegen, durch die weltweite Hetze behindert und, von den 
ASEAN-Staaten, sogar kritisiert, weil die UNO damit die "Ver­
mittlerrolle zu Vietnam akzeptiert habe". 
Die wesentlichen Beschuldigungen gegen Vietnam, es betreibe 
einerseits die systematische Verfolgung von Minderheiten und 
habe andererseits expansionistische Absichten, ganz Indochina 
unter seine Herrschaft zu bringen, sind jeweils zunächst nur von 
der chinesischen Regierung erhoben worden (bzw. in Peking 
von Vertretern des Pol-Pot-Regimes). Sie sind erst allmählich, 
im Lauf der FlOchtlingskampagne, von den ASEAN-Staaten, 
den USA und den europä,ischen Regierungen (und Japan) über­
nommen worden. Sie setzen sich zusammen aus falschen und 
unbewiesenen Behauptungen, sowie aus böswilligen Verfal­
schungen tatsachlicher Verhältnisse und Maßnahmen in Viet­
nam. 

ElnSli mm ung auf neuen Vlelnamkrieg 

Erschreckend, bestOrzend und alarmierend ist an dieser Kam­
pagne um die Flilchtlinge, daß sie so perfekt international koor­
diniert ist und sich zu einer wahren Hysterie entwickelt hat. Wa­
ren gelegentliChe Vorwürfe gegen Vietnam, die von den USA 
oder anderen westlichen Ländern ausgingen, und die den 
Zweck haUen, die erlittene Niederlage zu relativieren und unter 
dem Vorwurf der .. Verletzung der Menschenrechte" zugesagte 
Hilfslieferungen zum Aufbau verweigern zu können, noch nOT­
male alltägliche Praxis des weltweiten Kampfes gegen den So­
zialismus gewesen, so fie l in den letzten Wochen ein neuer Ton 
im antikommunistischen Konzert auf, der wieder zunächst von 
Peking und den ASEAN-Staaten angeschlagen wurde. Man be­
diente sich der letzlen verzweifelten Aktionen der inzwischen 
mit seinen reaktioniren ehemaligen Todfeinden zusammenar­
beitenden Pol-Pot-Truppen, um eine militärische Bedrohung 
etwa Thailands durch Vietnam zu konstruieren. 

Weiterhin auffallend ist die schon nicht mehr anders als haßer­
rollt zu bezeichnende Eskalation der Hetze, die sich - wieder 
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zunächst in d~r Pekmger t'ropaganoa - d~s VergleichS mit der 
Judenverfolgung und -vernichtung durch die deutschen Faschi­
sten bedient, um die Politik der .. Verbrecher von Hanoi" zu 
kennzeichnen. Das Wort " Holocaust" ist in diesem Zusam­
menhang bereits allgemein gebräuchlich geworden. 
Es liegt nah~, darin zunächst einmal den Ausfluß des BedUrfnis­
ses zu sehen, sich fUr die militärische, politische und vor allem 
moralische Niederlage von 1975 zu rächen. Konsequent in die­
sem Zusammenhang ist es auch, daß die Vietnam­
Solidaritätsbewegung der 60er und 70cr Jahre dabei im Kreuz· 
feuer der gehässigen Verleumdung steht, und mit ihr vor allem 
jene ihrer Repräsentanten, d i~ heute wieder (immer noch) die 
Freundschaft und Solidarität mit Vietnam fllr richtig und wich­
tig halten. 
Es ist aber zu befllrchten, daß das dllstere Bild , das jetzt von 
Vietnam verbreitel wird, bewußt der Vorbereitung eines n~uen 
Krieges gegen Vietnam dienen soll. Selbst wenn man dies nichl 
annehmen will, so bleibt die Gefahr, daß diese Kampagne von 
interessierter Seite dazu ausgenutzt wird, eine militärische Ak· 
tion zu legitimieren, unabweisbar. 
Die Pekinger FUhrung, von der eine solche Invasion am ehesten 
wahrscheinlich ist, hat bereits entsprechende Absichten ange­
d~utet, zugleich dazu festgestellt , daß man bei einem zweiten 
Überfall .,nicht den Fehler machen WUrde, vorher zu sagen, daß 
man sich wieder zurilekziehen wolle". Man weiß inzwisch~n , 

wie ernst man solche Drohungen der chinesischen FOhrer neh­
men muß. Sicher ist, daß eine solche Aktion Chihas, die zu­
nAchst der eigenen Großmachtpolitik entspringt, in am~rikani­
sehen, japanischen oder westeuropäischen Kreisen kaum mehr 
jenen halbherzigen verbalen Widerspruch fi nden wUrde, den 
die erste noch hervorrief. 
Es ist klar, welche gefährl iche Situation eine neue, nun nicht 
mehr notwendig begrenzte Aktion hervorrufen würde, auch 
wenn sie nicht gleich und offen auf die Eroberung ganz Viet­
nams aus wäre. Sie würde zuallererst das vietnamesische Volk 
treffen, das. vom dreißigjahrigen vergangenen Krieg geschun­
den, nun unter außecslen Schwierigkeiten seinen Aufbau, seine 
Unabhängigkeit und den Frieden in seinem Lande verteidigt. 
Sie wOrde aber auch eine erste Bedrohung des Weltfriedens dar­
stellen, mit der MOglichkeit eines Eingriffs der GroßmAchte . 

Zw!x könnenSie nicht die aktive Zusall ' III!I Bo'beit 
mit den Völkern der Drinen YJelt abJmieren 

Mxs eire lejtsdYih, die sidl ÖleS - urd l"Od'I 
viel rrdY - zum Ziel gesetZT. hat. U'c:I Öle des­
halb Solidlrität heisst 
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Palästina -Libanon 
Auch in den SommermonoIen 1979 isl die Situation im Nahen OSlen explosiv geblieben. Dafür sorgten !orrgeserue israelische 
Bomben- und A rtilferieangriffe im Sad/ibanon, welche offenbareinef! zweiten israelischen Großangriffvorbereiten. Der Situationsbe­
ficht von lurgen BUscher, Redakteur der Tat, erhellt die Hintergründe der deneitige" LibanollS1.enerie. Offensichtlich gehOren auch 
der erste syrisch-israelische Luftkampf seit 5 Jahren und die Ermordung des p rosyrischen PLO-Führers Zuhei, Mohsen in Connes, bei 
der die Geheimdienste Israels und Ägyptens konspirierten, mit in die Konjrontationsstrategie Begifls. Zugleich gehen die sog. A urano­
mieverhandlungen. die Israel, Ägypten und die USA zu/etzt in Kairo !Uhrten, ersten Ergebnissen entgegen: Bei ihrer 4. Verhandfungs­
runde seit Mitn d. J. einigten sie sich arif die Installierung zweier Verhandlungskommissionen zu den Wahlmodalititten im besetzten 
Westjordan- und Gazagebiet und zu den Befugnissen der neuen BehIJrden. Die Palitstinellser der okkupierten Gebiete hielten dem Mit­
te Juli d. J. auf ihrer bislang breitesten Kundgebung, einem KongrejJ in Ostjerusalem, ein klares Nein entgegen. Die GegenvorsteIlun­
gen des palitstinensischen Widerstands zur .. Verwaltungsautonomie" machen unsere Interview-Ausschnitte mit Yassir Ara/at, dem 
Vorsitzenden der Palitstinensischen Befreiungsorganisation, und Karim Khala/, dem BUrgermeister von Ramallah, deutlich . 

Jürgen Büscher Israels "freier Libanon~ ~ 
"Die Oliven sind längst reif, doch ist niemand mehr da, um sie 
zu pnücken. Die Moschee liegt in Trümmern, kein Muezzin 
ruft die Gläubigen mehr zum Gebet. Das Dorf Rachaf ist zum 
Geisterdorf geworden, seit die Israelis es im vergangenen März 
bei ihrem Einmarsch in den Süd-Libanon mit einem Bomben­
teppich überzogen. Im Artillerideuer rechtsgerichteter Milizen 
blieb kaum ein Stein auf dem andern. 55 der rund 2000 Einwoh­
ner starben im BombenhageL Die überlebenden sind geflüch­
tet. Ausgebrannte Häuser. in denen vermuliich noch Sprengla­
dungen versteckt sind und bis zu 4 m tiefe Bombenkrater zeu­
gen von heftigen Kämpfen, die den Süden Libanons schwer ver­
WUstet haben." 
Soweit ein Bericht des ReuteT-Korrespondenten Alan Cowell, 
der mehr als dürre Zahlen verdeutlicht, welches Ausmaß die 
ständige israelische Aggression des nördlichen Nachbarn er­
reicht und welche Folgen dies für die dort lebenden Menschen 
hat. Als UN-Generalsekretär Waldheim in der ersten JuniwQ­
ehe d. J. dem Sicherheitsrat einen Bericht übermittelte, war es 
insgesamt 291 mal seit Januar 1979, daß UN-Truppen (hier sta­
tioniert seit März 1978, siehe AlB 5/ 1978, S. 11- 13 ; d. Red.) 
das Opfer israelischer Luftangriffe und Artillerieüberfälle ge­
worden waren. 
Hinzu kommen die Provokationen durch die Milizen des SOld­
nerführers Saad Haddad, der auf einem ca. 60 km langen und 
9-15 km liefen Gebietsstreifen nördlich der israelischen Gren­
ze Mitte April 1979 seinen Separatstaat "Freier Libanon" pro­
klamierte. 
Daß dies faktisch einer Annexion dieses Territoriums durch Is­
rael gleichkommt, geht aus einem anderen Bericht desselben 
Reuter-Korrespondenten hervor: "Berichte aus diesem Gebiet 
deuten darauf hin, daß es enge ökonomische, politische und mi­
litärische Bindungen mit Israel unterhält. Das israelische Pfund 
wird dort ebenso wie das libanesische in den Läden als gültige 
Währung akzeptiert, die sowohl libanesische als auch .israeli­
sehe Waren verkaufen. Die 155 mm Kanonen und die Super­
Sherman-Panzer, mit denen Major Haddad sein Gebiet kon­
troltiert, sind von Israel geliefert worden und wie aus diplomati­
schen Kreisen zu hören ist, ist er keineswegs in der Lage, sich is­
raelischen Wünschen zu widersetzen". 
Von Waldheim gezählt wurden wie gesagt nur die übergriffe 
gegen die zeitweilig im Südtibanon stationierten UN-Truppen 
(UN1FIL), nicht aber die nahezu täglichen Beschießungen von 
Dörfern, Städten und Patästinenserlagern, die dazu gefU hrt ha­
ben, daß nahezu 100 000 Einwohner des Südens in den Norden 
geflohen sind. Gleichzeitig sind mehrere hunderttausend liba­
nesen - genaue Zahlen sind nicht zu ermitteln - in andere ara­
bische Länder, nach Europa und in die USA emigriert. Indu­
strie und Handel haben sich seit dem Bürgerkrieg 1976 nicht 
wieder erholt, das Lebensniveau der Massen ist niedriger als je 
zuvor. 
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Hat die israelische Regierung bisher versucht, die Fiktion auf­
rechtzuerhalten, es handele sich bei der Aggression um" Vergel­
lungsschläge" gegen die Palästinensische Befreiungsorganisa­
lion (PLO), so spriCht Menachim Begin inzwischen offen von 
"Präventivschlägen". So auf einer Tagung der Jewish Agency 
afu 29. Juni 1979 in Jerusalem. 
Aufschluß Uber die wirklichen Absichten der israelischen Regie­
rung ermöglicht ein Artikel aus Israel, der am 29. Juni in der in 
Düsseldorf herausgegebenen Allgemeinen JUdischen Wochen­
zeitung erschienen ist. Dort heißt es wörtlich: "Eine große mili­
tiärische Aktion zur Zerstörung der Infrastruktur der palästi· 
nensischen Terrorverbände (gemeint sind die bewaffneten Kräf· 
te der palästinensischen Widerstandsbewegung, d. VerO im 
sUdlichen Libanon könnte nach Ansicht israelischer Experten 
unumgänglich werden, wenn die Sprengstoffanschläge auf den 
Märkten israelischer Städte nicht aufhören, wenn palästinensi­
sehe Infiltrations- oder Angriffsversuche vom Mittelmeer her 
nicht aufbören". 
Daß dieser Bezug auf die Kommandounternehmen nichts weiter 
als ein Vorwand ist, beweist nicht nur die Feststellung im glei­
chen Artikel, man habe "den Palästinensern in pausenlosen 
Aktionen das gesamte ,Gebiß' ausgeschlagen". Außerdem 
heißt es nämlich in dem Beiuag weiter: " Manche Experten fin­
den sogar, die Zeit für einen entscheidenden militärischen 
Schlag sei reif, um die palästinensischen Terrorverbände un­
schädlich zu machen und die PLO poli tisch zu schwächen. Au­
genblicklich kann man noch von der Annahme ausgehen, daß 
Ägypten einem solchen Schlag gleichgültig zusehen würde, so­
fe rn es von Israel das Versprechen erhalten würde, in den liba­
non eindringende Truppen nach vollzogener Operation unver­
züglich auf israelisches Gebiet zurückzuziehen. Insgeheim dürf­
te es Kairo begrüßen, daß die israelische Armee die Syrer in arge 
Verlegenheit versetzt." 



Offen wird ausgesprochen, daß man auf die Möglichkeit war­
tet, einen neuen Nahost-Krieg provozieren zu können: "israeli­
sche Militärkorrespondenten geben unumwunden zu, daß die 
Armee Israels. der aktive Teil ist, während sich die Syrer eher 
passiv verhalten und Israel eine ,rote Linie' zu signalisieren ver· 
suchen, . deren überschreitung ihr eigenes Eingreifen unum­
gInglich machen WUrde. Doch die Israelis stellen sich taub." 
Und an anderer Stelle: "Es fragt sich allerdings, ob Syrien eine 
umfassende israelische Operation stillschweigend hinzunehmen 
vermag. I.n Israel selbst zerbricht man sich darüber weniger den 
Kopf, denn man ist zwar nicht unbedingt an einem ,großen 
Krieg' mit Syrien interessiert, glaubt aber auch keinen Grund zu 
haben, einen solchen zu fUrchten, und WUrde auf keinen Fall 
wichtige Sicherheitsinteressen opfern und den Krieg gegen die 
pallstinensischen Verbande aufgeben, nur um einem solchen 
mOglichen Krieg aus dem Wege zu gehen ... Syriens Lage ist 
politisch wie milillrisch preklr. Das ist wohl auch der Grund 
ror die unfreiwillige Akzeptierung des Fonbestandes von Major 
Haddads ,Freiem Libanon' und für die verzweifelten Versuche, 
Israel die Grenzen des Zumutbaren zu signalisieren. Aber Israel 
stellt sich taub." 
"Plaudereien" dieser Art aus dem "Nähkästchen" der israeli· 
schen Strategie, die keines Kommentars bedUrfen, beweisen nur 
allzudeutlich, wie recht die antiimperialistischen Kräfte in dieser 
Region mit ihrer Feststellung haben, daß das Sadat·Begin· 
Abkommen die Kriegsgdahr erhöhen und "Dynamit in die Re­
gion bringen" (Arafat) werde (siehe ausführlich A lB 5/1979, S. 
20 ff.) 
Bereits Ende Juli 1978 stellte das Zentralkomitee der Demokra­
tischen Front in einer Erkllrung fest: "Der Libanon steht vor 
einer neuen Phase der imperialistisch·isaraelischen·isolati~ 

nistischen Politik. Zu erwanen ist eine totale und offene Kolla­
boration der isolationistischen Gruppen mit der israelischen Ar­
mee, um ihre Einflußzone zu erweitern, die Pallstinenser als 
Volk und als militärische Kraft auszuschalten und um sich die 
Möglichkeit zu verschaffen, den nationalen KrAften in der ara­
bischen Welt eine Position der Kapitulation vor den imperiali· 
stischen ,Friedens'-Planen aufzuzwingen. Im Rahmen dieser 
P1!ne wird der Versuch untmlommen, die militarische Präsenz 
Syriens im Libanon zu beenden und die ,Arabische Ab­
schreckungsstreitmachl' zu venreiben, nachdem diese den Is~ 
lationisten nicht mehr von Nutzen sein kann und sogar zu ei· 
nem Hindernis für sie geworden ist, weil sie darauf besteht, das 
traditionelle Gleichgewicht im Libanon aufrechtzuerhalten. Die 
Forderung der isolationistischen Gruppen nach Abzug der 
,Arabischen Abschreckungsstreitmacht' ist ein Ausdruck des 
offenen Bündnisses dieser Kräfte mit Israel und kundet von ih­
rer Bereitschaft, sich den israelischen Zielen für diese Region zu 
unterwerfen. Und in einem späteren Dokument vom April 1979 
derselben Organisation wird festgestellt: "Seitdem der Vertrag 
(zwiSChen Sadat und Begin; d. Red.) unterzeichnet worden· ist, 
haben die Israelis ihre militArischen Angriffe standig eskalien 
gegen die Städte, DOrfer und F1Uchtiingslager im Südlibanon. 
Wenn man die Ausrufung eines Separatstaates hinzunimmt, so 
wird deutlich, daß die Plane Israels, Ägyptens und der USA fUr 
die Zeit nach dem Vertragsabschluß auf dem Territorium des 
Libanon sozusagen ihren konkreten Ausdruck finden werden. 
Um besser zu verstehen, was aktuell und in der nächsten Zeit im 
Libanon geschieht, ist es nOtig, die Positionen der Amerikaner 
näher zu untersuchen. Der eigentliche Vater einer Politik der 
Balkanisierung des Libanon und schlidllich auch der gesamten 
Region ist Kissinger, der so den Nahen Osten besser in den 
amerikanisch-israelischen Griff bekommen wollte unter dem 
Vorwand, eine LOsung der Probleme herbeizurohren. Der jetzi­
ge Präsidentenberater Brzezinski hat diese Idee aufgegriffen 
und bereits vor mehr als einem Jahr die Frage nach einem 
BUndnis zwischen Ägypten, Israel und dem Libanon gestellt, als 
Neuauflage der·Verbindungen zwischen den alten Kulturen der 
Pharaonen, der Juden und der Phönizier." 
Die "phönizische Linie" oder die isolationistische, wie sie in 
den Dokumenten der progressiven libanesischen Gruppen ge-

nannl wird, wird dabei von den in der Libanesischen Front zu· 
sammengeschlossenen Rechtskräften repräsentiert, die ihren 
Anhang vor allem aus den Reihen der maronitischen Christen 
rekrutieren. 
Un.teT dem Vorwand, die eigene Identität eines christ lichen li­
banon gegen moslemische AnsprUche und "arabischen Nati~ 
nalismus" wahren zu müssen, beteiligen sie sich an der Balkani­
sierung der Region mit dem Versuch, den Libanon von der anti­
zionistischen Front der arabischen Staaten zu isolieren. Innen­
politisch geht es dabei um die Aufrechterhaltung von politi­
schen und ökonomischen Privilegien, die ein "christliches" 
Kompradoren-Kapital genießen konnte. Der Libanon soll 
gleichzeit ig abgeschirmt werden gegen die sozial progressiven 
und politisch.antiimperialistisc:hen Veränderungen, die für die 
arabische Welt kennzeichnend sind. 

Brzezinskls " phönizische Linie" 

Die libanesischen Rechtskräfte, zu denen vor allem die Phalan· 
gisten unter Pierre Gemayel, der die Führung nach dem Tod sei­
nes Vaters übernommen hat, und die "Nationalliberalen" unter 
Ex·Präsident Camille Chamoun gehören, haben nach anfängli­
chem Zögern die Sezession des Süden durch Saad Hadadad be­
grüßt. Anders als der maronitische Patriarch Butros Kharish, 
der aus diesem Anlaß "jeden Versuch aufs schärfste veruneilte, 
der darauf gerichtet ist die Unabhängigkeit, die SouveräniUH 
und die Einheit des Libanon zu verletzen." Die Bildung eines 
gemeinsamen militärischen Oberkommandos aller Rechtsmiti­
zen deutet darauf hin, daß die Libanesische Front, die militä· 
risch hervorragend, auch mit schweren Waffen, ausgerUstet ist, 
nur auf das Signal zum Losschlagen wanet. Das allerdings kann 
nur Begin geben, der von den "christlichen" Milizionllren "be­
wundert wird", so der unermtldliche Lobbyist der libanesischen 
Rechtskräfte, der Korrespondent der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung (FAZ), Harald Vocke. 
Die Milizen verfOgen Uber den Hafen Dschunijeh, Ober den der 
Nachschub an militarischen Gütern, vor allem aus Israel, unge­
stön abgewickelt werden kann. Selbst Vocke, der so gern die 
Gefahr eines "Völkermords" an den Maroniten beschwört. 
mußte zugeben, daß die "Christen einen ziemlich sicheren 
Stand" haben (FAZ, 23. 6. 1979). 
Bereits im April dieses Jahres drohte Chamoun in einem Inter­
view mit der West-Beiruter Nachrichtenagentur Sahafiya: 
"Wenn die Syrer sich nicht aus dem Libanon zurückziehen, 
werden die Libanesen Krieg gegen sie führen." So spricht nie­
mand, der einen syrischen Großangriff fürchtet, der bei uns be­
schworen wird, um die Christen Westeuropas roT die Interessen 
der libanesischen Rechtskräfte einzuspannen. 
NichLS zeigt besser als die Ereignisse der letzten Wochen, welche 
Rolle dem amerikanisch-israelisch-ägyptischen Vertrag zuge­
dacht ist: Tel Aviv den Rücken freizuhalten für imperialistische 
Vorstöße in anderen Teilen der Region. Daß man sich dabei zu­
nllchst auf den nördlichen Nachbarn konzentrien ist kein Zu­
fall. Zum einen gibt es in diesem Land eine eigene "ground for­
ce", eine Fünfte Kolonne, die sogar über ein von ihr kontrol· 
liertes Territorium verfügt. Zum anderen verlockt die Aussicht 
im Libanon der palastinensischen Widerstandsbewegung einen 
entscheidenden Schlag zu versetzen, sie aus diesem Land zu ver­
treiben und ihr damit die militArische und politische Bewe­
gungsfreiheit zu nehmen, die das Kairoer Abkommen zwischen 
der PLO und der libanesischen Regierung vom November 1969 
garantien, und das im Mai 1973 durch die Beteiligten bekraftigt 
wurde. 
Damil wäre in dieser Region diejenige Kraft geschwächt, die der 
entschiedenste Gegner des Separat friedens ist, und die am wei­
testen entfernt ist von einem Kompromiß mit dem Imperialis­
mus: der pailistinensische Widerstand. 
Würde der Schlag gegen die PLO gelillgen, wäre es leichter ge­
worden, den Palastinensem in den von Israel besetzten Gebie­
ten die im Begin-Sadat-Abkommen vorgesehene Scheinautono-
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mie aufzuzwingen. Damit ware es ebenfalls leichter, andere ara­
bische Staaten zu zwingen, von ihrem Kurs der "Konfronta­
tion" und der "Standhaftigkeit" gegenüber einer der Reaktion 
genehmen Nahost-Lösung abzugeben. 
Zum drillen ist Israel durchaus nicht abgeneigt, wie der Beitrag 
in der Allgemeinen Jüdischen Wochenzeitung zeigt, im Liba­
no n den Konflikt mit Syrien zu suchen, dessen Lage man für 
"poli tisch und militärisch prekär" häU. 
Die Position Syriens, das sich inzwischen entschlossen hat, die 
22.000 Mann starke Arabische Abschre<:kungsslreitmacht in 
AbspraChe mit der libanesiscllen Regierung im Libanon zu be­
lassen, wird in der Süddeutschen Zeitung so beschrieben: "Die 
Gefahr, auf libanesischem Boden in eine militärische Konfron­
tation mit Israel verwickelt zu werden, hai Syrien bisher vermie­
den. Trotz der in letzter Zeit immer h:tufiger werdenden israeli­
schen Angriffe aus der Lu ft und von See her auf palästinensi­
sche Ziele im Libanon hat Syrien weder seine ,Sam-6'­
Luftabwehrraketen ei ngesetzt noch Kriegsschiffe an die libane­
sische Küste entsandt. Auch wenn man in Damaskus die Verein­
barungen von Camp David und den ägypt.isch-israelischen Frie­
densvertrag strikt ablehnt und bekämpft , strebt man hier nicht 
eine militärische, sondern ebenfalls eine polit isChe Lösung des 

NahostkonfliklS an." 
Auf einem vor kurzem in Beirut von der P LO veranstalteten 
Symposium zu den Konsequenzen der Sadat-Begin-Ver­
einbarungen stellte der sowjetische Nahosl-Expene Igor Bel­
jaew fest, "daß durch die Separatabmachungen und ihre Aus­
wirkungen im Nahen Osten d ie Gefah r eines neuen Krieges her­
aufbeschworen wurde." Es sei vordringlichste Aufgabe, eine 
"komplexe und effektive Strategie des gemeinsamen Kampfes 
aller antiimperialislischen Kräfte zu erarbeiten, die in erster li­
nie der Festigung der Positionen der palästinensischen Befrei­
ungsbewegung und der Unterstützung des nationalen Befrei­
ungskampfes der arabischen Völker dienen" müsse? 
In einer auf dem Symposium verabschiedeten Resolution wird 
es als unerlaßlich bezeichnet, die strategischen Beziehungen zur 
sozialistischen Staatengemeinschaft zu festigen und auszubau­
en. Und die demokratische Weltöffentlichkeit wurde aufgeru­
fen "alle Kräfte zur Unterstützung der gerechten Sache des pa­
lästinensischen Volkes zu mobilisieren, das um einen souverä­
nen, nat ionalen Staat kämpft." Was umso notwendiger ist, da 
kein Zweifel daran bestehen kann, daß sich die palästinenSische 
Befreiungsbewegung mit einer sehr ko mplizierten Situation 
konfrontiert sieht. 

Gespräch mit einem ZK-Mitglied der KP Libanon 
FRAGE: Wie ist der gegenwlniae Konflikl in Ihrem Land zu charak­
ter isieren? 
ANTWORT: Seit t970 geht es dem Imperialismus in erster Linie dar­
um, der palästinensischen Widerstandsbewegung im Libanon die p0.­

litische und militärische Ikwegungsfreiheit zu nehmen. Eine solche 
Schwllchung der Palästinenser wUrde der gesamten antHmperialisti­
schen Bewegung in den arabischen Staaten entscheidenden Schaden 
zufllaen. 
GeUlnae es im Libanon, den paUlstinensischen Widerstand auszu­
schalten, wlre ein emscheidender Schritt aetan, um das Caner·Begin· 
Sadat·KomplOIl zu einem erfolgreichen Ende zu bringen. Aus all die. 
sen Gl1lnden treten wir ein rur eine mOglichst enge Zusammenarbeit 
:r.wischen den libanesischen VolkskrlHten und dem palllstinensischen 
Widerstand. 

FRAGE: Wie hat die libanesische nationale Bewegung auf das 
IIgyptisch-israelische Abkommen reagiert? 
ANTWORT: Was auf die PLO zutrifft, hat auch GUltigkeit ftIr die 
nationale Bewegung. Auch sie drangt darauf, daß die arabischen 
Staaten auf allen Gebieten Maßnahmen gegen Sadat und gegen die 
Amerikaner ergreifen. Die Lage im Libanon selbst ist sehr kritisch 
und wird immer kritischer. Wir richten die dringende Aufforderung 
an die arabischen Staaten, die libanesische nationale Bewegung und 
den palastinensischen Widerstand zu unterstlltzen. 
Die zweite Etappe der imperialistischen Machenschaften wird sich im 
Libanon abspielen. Don sollen Fakten leschaffen werden, die die 
arabischen Staaten da:r.u zwingen sollen, zu akzeptieren, was Sdadat 
akzeptiert hat. Es ist die Absicht des Imperialismus und seiner Agen· 
ten, im Libanon anzugreifen. 

Separatstaat - nicht Haddads Inititlave 

Was Saad Haddad gemacht hat, leht nicht auf seine Initiative zu· 
I1lck. Er hat nicht nur die Untemiltzunl lsraels, sondern auch die der 
USA. Haddad hat einen SeparalStaatausgerufen, aber die libanesi­
sche Front, die Phalangisten, haben bereiLS ihren "freien und unab­
hlnaiaen Libanon" errichtet. Haddat hat im Silden etwas verkilndet , 
was es hier im Ostteil Beirut bereilS gibt. 

FRAGE: Wie sehen Sie in diesem Zusammenhang die RoUe der liba­
nesischen Regierung? 
ANTWORT; Dazu mochte ich zwei Dinae sagen. Wir unterstützen 
alle Stellunanahmen, auch wenn sie von der Regierung kommen, die 
sich g~g~n Haddad richten. Zum anderen kann die Verantwortung, 
die die Regierung Sarkis fll r diese Entwicklung tragt, ni~ht Obersehen 
werden. Ohne die Politik, die die Relierunl in den letzt~n zwei Jah­
ren betrieben hat, wlre es soweit nicht aekommen. 
Die KPL hat eine GemeralmobilmachulII aller progressiven Volks· 
krafte zur Befreiung des Südens vorgeschlaaen und dabei die Zustim· 
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muna der anderen in der nationalen Bewegung vertretenen Gruppen 
lefunden. 

FRAGE: Wie stark ist die nationale Bewegung heute? 
ANTWORT: Die Beweguni hat sehr schwere Aufgaben zu bewllti­
gen und die Situation, in der wir uns befinden, ist sehr komplizi~rt. 
Wenn wir sehr eng mit dem palästinensi!IChen Widerstand zusammen­
arbeiten und die arabischen Staaten uns unterstlltzen, werden wi r ihr 
begegnen können. 
Die Lage im Libanon kann nicht losgelöst gesehen werden von der 
lage im gesamten arabischen Raum und dem Stand der Auseinander­
sctzunl mit den imperialistischen Pilnen rar diese Region. Ähnlich 
wie 1949 in Patastina acht es nun im Libanon um den Versu~h, in die-­
sem Raum eine zweite imperialistische Basis zu schaffen. Wir sind be­
reit zu kampfen, um dieser Gefahr zu begegnen. Wir mOssen aber 
gleichzeitig die anderen arabischen Staaten auf ihre Verantwortung 
rOr den Libanon hinweisen . 

FRAGE: Was ist die Rolle der Syrer heute? 
ANTWORT: Wir versu~hen, die Krlfte d~r Syrer, der nationalen Be­
wcguna und des pallstinensischcn Widerstands zu vereinen, denn die 
Gefahr betriff, eben nicht nur die letzteren, sondern auch Syrien 
selbst. 
Hinzuzufilgen wäre, daß es immer auth darum geht, neben dem Ziel 
auch die Inst rumente zu bestimmen, wenn geUmpft wird. Wir sind 
der Meinung, daß die nationale Beweauna die gccigneLSte Kraft ware, 
um den reaktiOnllren Ansehllgen in unserem Land zu bqegnen, weil 
wir unser Land und unser Volk am besten kennen, d. h. die anderen 
arabischen Krafte sol lten sich darauf konzentrieren, uns zu unterstilt­
zen. 
Solange es Konflikte gab im Libanon zwischen den Syrern und dem 
palllStinensischen Widerstand, konnte unser Volk: getlluscht ..... erden 
mit der Behauptung, auf unserem Territorium werde ein Konnikt 
ausgetragen, bei dem es sich um eine aoßerlibanesische Sache hande. 
le. Aber wenn deutli~h wird, daß es um einen Konnik t zwischen den 
Kraften des Fonschritts und der Reaktion im Libanon selbst geht, ist 
es nicht mehr moglich, die eigentlichen Ursachen der Auseinanderset· 
zuna vor unserem Volk zu verberlen. 

FRAGE: Wie verhllt es sich mit der Unterstilizung der christlichen 
Bevölkerung für die Phalanlisten? 
ANTWORT: Die Teilung BeirulS z. B. entspricht nicht der Religions­
linie. In OStbeirut gibt es sowohl Christen als auch Moslems. Die ei­
gentliche Ursache der Kraft der FaSChisten ist nicht in der UnterstUt­
zung durch die christliche Bevölkerung begl1lndet. So hat an Ostern 
sogar der maronitische Patriarch die faschistischen Übergriffe, die 
Geiselnallmen und Ermordungen krit isiert. 
Es ist den Faschisten allerdinas gelungen, eine Angstatmosphlre un­
ter den christ lichen Massen zu eneugen vor einer mOgliehen verdrin­
lung durch die moslem ische Mehrheit. Das aber ist keineswegs die 
Politik der libanesischen Linkskrafte. 



Yasser Arafat 

Auch die 
USA boykottieren! 

FRAGE: &deuten die jüngsten Ereignisse, der Rückzug der 
Paläslinenscr aus südlibanesischen Dörfern und Städten, daß 
real keine Angriffe mehr auf Israel von SOden her erfolgen wer· 
den? Wurden auf Sie Pressionen ausgellbt , um diesen Rückzug 
zu erzwingen, und wenn ja, welcher An'? 
Y.ARAFAT: Die wütende israelische Aggression wurde auf 
dem Landweg. vom Meer und aus der Lufr auf libanesische 
DOrfeT und palästinensische Lager, auf paläSlinensische und lie­
banesische Zivilisten konzentriert. 
Jeder feindliche Angriff erfolgte unter dem Vorwand, man 
bombard iere palästinensische Basen. Auf der gemeinsamen Sit· 
zung des palästinensischen Widerstandes und der libanesischen 
Nalionalbewegung beschlossen wir deshalb gemeinsam diese 
Gebiete vollstlndig zu evakuiren. 
Wir entschieden uns fOr die Beendigung der militlrischen Prä­
senz, obwohl wir nirgendwo dort Militlrbasen unterhielten. Al­
les was wir dort hatten, waren einige Versorgungszentren, medi­
zinische Einheiten und Informationsbüros, aber wir beschlos­
sen sogar diese zu rlumen, damit dem Feind kein Vorwand für 
die Fortsetzung der Angriffe bliebe. Trotz der strikten Befol­
gung des Beschlusses wurden die israelischen Angriffe leider 
fongesellt. 
Dies bestätigt, was wir immer gesagt haben: Die Aggression ge­
gen libanesische Stldte und DOrfer sowie die Pallstinenserlager 
ist tatSIchlich ein Bestandteil der israelischen Politik und eine 
der Konsequenzen des Carter-Begin-Sadat-Abkommens (siehe 
detaillierte Einschltzung in AlB 5/ 1979). ( ... ) 
Unsere Entscheidung (zum Rückzug im SOdlibanon) zielte dar­
auf ab, den libanesischen Bemühungen, einen nationalen Kon­
sens in einer friedli cheren und förderlichen Atmosphäre zu er­
reichen, beizutragen. 

Plan eines Präven llvschlags im Libano n 

FRAGE: Glauben Sie, daß Sie einem massiven israelischen 
Sturmangriff auf Südlibanon oh ne d ie Hilfe anderer arabischer 
Länder standhalten kOnnen? 
Y. ARAFAT: Es gibt ein arabisches Sprichwort: .. Glücklich 
sind diejenigen, die die Grenzen ihrer Kraft kennen". Falls sie 
sich erinnern, standen wir vor einer ähnlichen Situation Anfang 
1978 als Israel (zum Kriegszug im März 1978; d. Red.) Truppen 
an der libanesischen Grenze konzenlrierte. Ich entdeckte d iese 
Trupppenkonzentration und enthüllte sie. 
Ich behaupte nicht in der Lage zu sein, der Stärke der israeli­
schen Armee in einem klassischen Krieg widerstehen zu können. 
Aber a ls revolutionärer Kämpfer habe ich unkonventionelle 
Methoden, den Feind jederuit zu beU.mpfen. Wir haben In­
formationen, denen zufolge der israelische Feind Vorbereitun­
gen fUr eine - wie sie es nennen - Li tani 11 Operation trifft. 
Was sie in Camp David erreichten, war nichts anderes als eine 
neue Militärachse zwischen den Vereinigten Staaten , Israel und 
Ägypten, insbesondere nachdem die USA ihre strategische und 
zentrale Basis in der Golfregion, nämlich im Iran, verloren. 

FRAGE: Meinen Sie, daß das Südlibanon-Problem noch zu ei-

nem Großkonflikt in diesem Gebiet unter Einbeziehung der sy­
rischen und israelischen Krärte führen kOnnte? 
Y. ARAFAT: Genau das plant Israel mit der Billigung und dem 
Segen der Vereinigten Staaten um die palästinensische Revolu­
tion zu liquidieren und Syrien und andere arabische Länder 
durch einen militlrischen Präventivschlag hineinzuziehen. Ich 
habe dies bereits mehrere Male mit dem syrischen Prlsident Ha­
fez Assad diskutiert . Er ist sich über diese Situation im klaren. 
FRAGE: Glauben Sie, daß dies einer der Gründe dafUr iSI, daß 
die syrischen Truppen in Libanon ihre effektive Unterstützung 
für d ie Pa lästinenser in ihrem Widerstand gegen die israelischen 
Angriffe begrenzt haben? 
Y. ARAFAT: Wir baten unsere syrischen BrUder, sich nicht in 
unsere militärischen ZusammenstOße mit Israel einzuschalten. 
Darüber hinaus gibt es keine syrischen Kräfte im Süden. Die 
nachstgelegene syriSChe Militärpräsenz ist in Sidon und Umge­
bung. 

Der Sumpr d er " Autonomie" 

FRAGE: Glauben Sie, daß die wiederholten israelischen An­
griffe die syrischen Soldaten im Libanon in Schwierigkeiten 
bringen werden? 
Y. ARAFAT: Wie ich bereits sagte, besteht ein Teilziel dieser 
Angriffe darin, Syrien in den Kampf dauerhaft hineinzuziehen. 
Wenn Sie fragen würden, ob dies zu einem großen und allum­
fassenden Krieg fuhren kOnnte, wUrde ich dies mit Entschieden­
heit bejahen. 
FRAGE: Lassen Sie uns nun auf die Gespräche über die Auto­
nomie für das West jordan- und das Gazagebiet eingehen. Ha­
ben Sie irgendwelche Bedingungen für die Teilnahme an diesen 
Gesprächen gestell t. beispielsweise d ie Anerkennung der PLO 
durch die USA und Israel? 
Y. ARAFAT: Wir betrachten das Geschehen als eine Ver­
schwOrung. Es ist uns nie in den Sinn gekommen, uns in diesen 
Sumpf hineinziehen zu lassen oder an diesem Komplott gegen 
unser palästinensisches Volk tei lzunehmen. 
Was vorgeschlagen worden ist, ist eine neue Fonn der Sklave­
rei. Gibt es irgendwo auf der Welt irgendein Dorf in dem die 
Einwohner uber ihre eigenen Wasserresourcen keine Kontrolle 
haben? Und dies ist genau das, was Begin unternimmt. Was ist 
denn das fUr eine Autonomie, wenn wir beispielsweise keine 
Kont ro lle über unser Trinkwasser haben? 
Mehr noch ruft die fortgesetzte Politik der ErrichtungjOdischer 
Siedlungen lediglich eine milde Verurteilung der USA hervor, 
während weiterhin militlrische, politische und ökonomische 
US-Hilfe nach Israel nießt. Kann Israel, das so stark auf die 
USA baut, nein zu Washington sagen? 

FRAGE: Was würden Sie praktisch unternehmen, fa lls Ägyp­
ten und Israel irgendeine übereinkunft über das Westjordange­
biet treffen und versuchen würden , sie ihm mit Gewalt aurzu­
zwingen? 
Y. ARAFAT : Den Menschen kann keiner etwas aufzwingen. 
Weder konnte HitJer seinen Willen Europa aufzwingen noch 
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war Japan in der Lage, die Situation im Pazifik nach Pearl Har· 
bour zu !lndern. 
Carler, Begin und ihr Agent Sadat kOn~n hier und da in den 
besetzten Gebieten einige politische Vorstellungen gewaltsam 
aufzwingen, weil diese Gebiete nach wie vor okkupierl werden. 
Aber sie werden nie in der lage sein, unser Volk dazu zu brin· 
gen, sie zu aktzeptieren. ( ... ) 

Maßnahmen gegen Sadal und K o mplize n 

FRAGE: Der Bagdader Gipfel betonte (Worllaut des Beschlus· 
ses in AlB S/ 1979, S. 23-24; d . Red .), daß der Boykon Ägyp­
tens nicht gegen das ägyptische Volk, sondern gegen das Regi. 
me gerichlet werden sollte. 
Y. ARAFAT: Wir sollten nicht vergessen, daß es 3 Mio Ägypter 
gibl, die in der arabischen Welt arbeiten. Keiner von ihnen wur· 
de a ngegriffen. 1m Gegenteil, die Resolutionen der Bagdader 
Konferenz (vom März 1979; d. Red.) riefen dazu auf, diese 
Ägypter und Firmen dazu zu ermutigen, die Teilnahme an Sa­
dau Verbrechen an der arabischen Nation zu verweigern. 
Was die anderen Maßnahmen betrifft, so habe ich sie bekräftigt 
und nach weiteren verlangt , weil sie zu allererst gegen Sadat und 
sein Regime gerichtet sind. Sie verrieten Ägypten, die arabische 

Nation und die Sache PaIastinas durch den Verkauf Jerusalems 
für eine Handvoll Sand auf dem Sinai. 
Wir dUrfen nich.t vergessen, daß das Sadat·Regime eine gellhr. 
liehe Rolle als Polizist in Afrika einnimmt. Der neue ägyptische 
Armeekommandeur hat zugegeben, daß seine Streilkrafte in 10 
afrikanischen landern verwickelt sind. Wir durfen auch nicht 
vergessen, daß es militärisch.e Vorbereitungen fOr P rovokatio­
nen gegen Libyen gibt. 

FRAGE: Glauben Sie, daß ähnliche BoykoUmaßnahmen gegen 
die Vereinigten Staaten beschlossen werden sollten? 
Y. ARAFAT: Durchaus! Ich beharre immer noch darauf, daß 
!lhnIiche Maßnahmen gegen die USA ergriffen werden müssen. 
Wir fordern einen Ölboykotl ebenso wie eine Wirlschafts-, 
Finanz· und Handelsblockade gegen Amerika. (. .) 
FRAGE: Entsprechen Berichte über Spannungen in den Bezie· 
hungen zwischen der PlO und der Sowjelun ion der Wahrheit? 
Y. ARAFAT: Solche Berichte sind aus der luft gegriffen. Wir 
betrachten die Sowjetunio n als ei nen Freund und starken Ver· 
bündelen des paillstinensischen Volkes. Wir haben solide Bezie· 
hungen. Wir werden nie die unterstützende H altung vergessen, 
die die Sowjetunion gegenüber dem palästinensisehen Volk und 
der arabischen Nation eingenommen hat. 

(Quelle: The Middk Esst, London, Juli 1979. S. 25-27) 

Karim Kalaf Nein zur "Verwaltungsautonomie" 

AU TONOMIIlJS WEST BANK 

Zuerst mOchte ich Ihnen sagen. daß, wenn wir gegen die Vertrige von 
Camp David Stelluna beziehen, wir nicht generell gegen den Frieden 
sind. Wir sind fOr den Frieden, aber nicht ror jenen, der von Carter, 
8c'gin oder Sadat, vom Imperialismus oder Zionismus kommt. 
Wir hatten mehrere Zusammenkünfte in Jerusalem, in der Universi­
llt von Bethlehem, in Nablus und im GUa5treifen. Wir waren uns al­
le einia sesen die Vertrige. Wir wollen in unserem Land selbstlndig 
sein. Oe5halb klmpfl ußSCr Volk, das in den be$etzten Gebieten 
wohnt, gegen die Verwaltung5autonomie, die wir als eine andere 
Form der Besatzung ansehen. Die Autonomie anzunehmen, würde 
heißen, die endgültige Besatzuns zu ak:teptieren. 
Es Ist klar, daß wir die Autonomie, die man uns vorschUlst, zurück­
weisen werden. Die BesalZungsbehördcn versuchen, dem eine andere 
StoOrichlung zu geben: Den Kampf gegen die PLO und die Einset­
zung neuer Führer. Anfangs waren einige Notabeln den Autonomie­
pUlnen senrigt, sie haben sich aber jetzt wieder dem paLhtinensichc-n 
Volk angcschlO5$en, denn sie haben eingesehen. daß diese Autonomie 
ihnen niChts bringt. 
Unser Votk klmpn, indern C$ dc-monstriert und ~nc-ralslreiks 

macht. Aber die israelischen Soldaten schidlen auf die Studenten, un· 
sere SOhne an den Universitlten und Schulen. Die Be$atzungsbehOr­
den haben sOgar Schulen geschlossen, in Ramallah 5e\':hs oder sieben. 
Ramallah ist ein Zentrum der Westbank (Westjordangebiet; d. Red.) 
Wir haben 22 Ausbildungszentren. Studenten der ganzen WCjltbank 
si nd hier. Jetzt hat man die Berufsschule und das Gymnasium Se­
schlossen. Man hat 640 Studenten und 40 Lc-hrer in die Dorfer zu· 
rllckSeschickt. 
Der SOlI. Friedensvertrag zwischen A.sypten und Israel ist eine Allianz 
des Imperialismus und Zionismus mit Sadat. Ihr Ziel ist es, unsere 
Wünsche und Interessen, das pallstinenslschc Volk im speziellen und 
die nationale arabische BcfreiungsiJev,'e,ung im allgemeinen. zu be-
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kämpfen. 
Um zu einer ,Iobalen Regelung zu gelansen, fordern wir: 
I. Den bedingungsloun ROckzul der israelischen Truppen aus den 
1967 besetnen Gebieten. 
2. Die Anerkennung der PLO als einl.ige legitime Vertreterin, die im 
Namen des paJ.lslinensischen Volkes spricht. 
3. Das Recht auf Selbstbestimmul\i und auf die Schaffung eines ei­
aenen und unabhängigen Stlltes (im westjordangebict und Gau­
meifen) in den Grenzen von t967. Jerusalem muß die HauptStadt 
dieses Staates sein. 
Sie mOssen wissen. daß unser Volk gewillt ist , den Kampf segen die 
BCjlatzung, gegen die Vertrige von Camp David und gegen den Sepa­
rat frieden weiterzuführen. Wir wollen einen wirklichen Frieden, der 
ftl r das israelische Volk und fOr das palästinensische Volk gerecht ist. 
Deshalb sind wir gegen die Resolution 242. die das Palaslinenurpro­
blem als Fltlchtlingsproblem auffaßt. Wir sind für die Resolution 
3236. die uns das Recht auf Selbstbestimmung und die Schaffung ei­
nes unabhllngisen Staates zuspricht. 
Um dil.'Sc:n globalen Frieden l.U erlangen, wollen wir nicht die Ver­
nichtung Israels. Aber die Israelis m05$en sich aus den besetzten Ge­
bieten zurockziehen. Unser Wille ist ernst hart, aber ich bin Ober­
zeugt, daß Israel nur mit Gewalt die besetzten Gebiete taumen wird. 
Ich bin davon überzeugt, denn ich uhe jeden Tag die BeschlaSnah· 
mung von Land, die Errichtul\i neuer Siedlungen und den Bau von 
Straßen. Die BesatzungsbchOrden versuchen, die Städte der West· 
bank durch Siedlungen voneinander zu trennen. Ramallah ist von 
Siedlungen umgeben. 
So zerschlagen die Israelis unscren auten Willen. Unser Volk und die 
UNO können nichu machen. denn die USA haben das Vetorecht in 
den Fragen, die das Palltstinenscrproblem betreffen. 
(Quelle: Pai.lstina Bulledn, Sonn, Nr. 27/9. 7. 1979, AuszOge) 



Baseler Palästinakonferenz 
Appell 

Die Welt ist Zeuge einer ernsthaften Eskalation der Spannungen im Na­
hen Osten a ls Ergebnis der anhaltenden Verweigerung dCT ußvertlußer­
liehen nationalen Rechte deS arabischen Volkes Palastinas. Die Verwei· 
gerung der nationalen Rechte des palAslincnsischen Volke!i seil llber 
drei Jahruhnlcn haI den Nahen Osten in vier Kri~( gestürzt, zu un· 
sIIglichcm Leid und Blutvergießen gefühn und v=hiedclltlich den 
Welt(rieden bedroht. 
Die UNO hat unterstrichen, daß eine scrtchte LOsung der Palästinafra­
SC der 5<:hlllsscl roT die Erlangußg yon Frieden und Gerechtigkeit im 
Nahen Osten ist. Die Verein ten Nationen haben die Grundlage fOr eine 
,crechte LOsung der Paläslinafrage eindeutig herausgearbeitet, indem 
sie den vollstlndigen RUckzug Israels von allen sth 1967 besetzten ara­
bischen Gebieten fordern und indem in Resolut ion 3236 (vom 22. 11. 
1974; d. Red.) der Vollversammlung das Recht des pallstinensischen 
Volkes auf Selbstbelitimmung einschließlich des Rechtes auf Gründung 
eines eigenen unabhängigen $Ouverlnen Staales ohne fremde Einmi­
schuns und das Recht auf Rllckkehr in sein Heimatland gemäß der All­
gemeinen Erkllrung der Mt'IlSChenrechte belitätigt wird. 
Jegliche Versuche oder Vereinbarungen mil dem Ziel der Lösung des 
Nahostproblems außerhalb der Vereinten Nationen, unter Mißachtung 
der UN-Resolu tionen und ohne die PLO, den allgemein anerkannten 
einzisen rechtmäßigen Vertreter des pallistinensischen Volkes, kOnnen 
nicht zum Frieden fUhren, sondern nur zu einer weiteren ZuspilZung 
der Spannungen und zu weiterem Leiden fUr die VOlker dieser Region, 
WilO appellieren an alle Völker, Regierungen, Parlamente, politischen 
Parteien, Gewerkschaften und alle anderen Massenorganisationen, ak­
tiv für die volle Verwirklichung der UN-Resolutionen zur Palast inafra­
ge einzutreten. 
Wir fordern die UNO auf, alle \'errogbaren Mittel einzusetzen, um die 
unverzflsliche DurchselZung aller ihrer Resolutionen lur Pallstinafrafle 
und insbesondere der Resolution 3236 der Volh'ersammlung zu errei· 
ehen. 
Wir werden unermüdlich dafllr eintreten. die öffentliche Meinung um­
fassend für die Verwirklichung der unver1lußcrlichen nationalen Rechte 
des palastlnensischen Volkes, die der Schlüssel zum Frieden in Nahen 
Osten ist, zu mobitisieren. 

RIGHTS OF PALESTINIAN PEOPLE­
KEY TO PEACE IN MIOOLE EAST 
Implement UN Resolutions on Palestine! 
I'UIUSHED IV TME WOAlO UACE COUNCll 

Abschlußerklärung 
Die Internationale Konferenz der Solidarität mit dem palastinensischen 
Volk, die vom 4.-6. Mai t979 in Basel, 5thweil, auf Einladung des 
Weltfriedensrates unter Teilnahme von 200 Delegierten verschiedener 
politischer Parteien. Gewerkschaften, Frauen-, Jugend- und anderer 
Mas.senorganisationen aus 60 Ländern aller Kont inente und von 17 in­
ternationalen Organisationen stattfand, bringt ihre tiefe Besorgnis an­
gesichts der jllngsten Emwicklungen im Nahen OSten zum Ausdruck, 
Die Konferenz ist der Meinung, daß die Vereinbarungen von Camp Da­
vid und der kOrzlich unterzeichnete, unter direkter Teilnahme der USA 
abscschlossene ägyptisch-israelische Vemag eine schwerwiegende Es­
kalaTion der imperialistischen Verschwörungen in diesem Gebiet dar­
STellen. die Spannung und die Gefahr neuer Auressionen steigern. Sie 
verlet:ten die Grundtage für die Hefl;teltuns eines gerechten Friedens im 
Nahen Osten, die in den Resolutionen der Vcre:inten Nalionen darge-­
legt ist, nlmlkh der VOllige Rllchug Israels aus allen 1961 besetlten 
arabischen Gebieten, die VerwirklithunS der unverlußerlichen natio­
nalen Rechte des palllstinensichen Volkes, einschließlich seines Rechtes 
auf Selbstbeli timmung, auf Rückkehr In seine Heimat und auf Errich­
tung seines eigenen unabhängigen und 50uverllnen Staates. 
Dieses Separatabkommen steHt eine neue imperialistische Militärallianz 
zwischen Ägypten, Israel und den USA dar, mit deren Hilfe die Mililllr­
prlsenz des U5-lmpcrialismus gesichert und die Interessen der USA in 
diesem Gebiet gewahrt werden soUen. 
Die Konferenz ist der Meinung, daß die Vereinbarungen von Camp Da­
vid und der IgYPlisch·israelische Vertrag einen Versuch darstellen, die 
israeli.sche Okkupation der arabischen Territorien zu legalisieren und 

zu verewigen. Sie ignorieren das Pallslinaproblem, die 5thlllSM:lfrage 
in der Nahostkrise, das Problem des \'on Israel unter Mißachtung der 
UNO annektierten arabischen Jerusalem, und klammem die Paillst i· 
nensische Berreiungsorganisation mit dem Ziel aus, die unverlußerli­
ehen nationalen Rechte des pallstinensischen Volkes und der PLO, die 
allgemein als der einzige legitime VenTeler des paUtstinensischen Volkes 
anerkannt ist, zu untergraben, 
Das in diesen Vereinbarungen enthaltene Projekt einer Selbstverwal­
tung. das von dem Volk in den besetzten Territorien abgelehnt wurde, 
stellt eine yolIstlindige Nt:gierung der nationalen Rechte des palllstinen­
sischen Volkes dar, die von den Vereinten Nationen anerkannt sind, 
und ist ein Versuch, eine Alternative zur PLO zu schaffen. 
Die Konferenz wcist hin auf die schwerwiegende Verschlrfung der La· 
ge im Libanon im Ergebnis ditsCT Vereinbarungen: die 5thatrung eines 
"unabhllngigen Staates" in den von brut im SIldlibanon besetzten Ge­
bieten durch isolationistische Krlfle und die erntute israelische Aggres· 
sion gegen den Libanon. 
Die Konferenz verurteilt entschieden dieses Separatabkommen und er­
klärt ihre uneingcschrlnkte Unterstützung fOr die Maßnahmen, die auf 
dem Bagdader Treffen der arabischen Außen- und WirlSChaftsministcr 
beschlossen wurden (Dokument des Bagdadcr Gipfels "om April d. J. 
siehe AI8 5/1979; d. Red,). 
Die Konferenz erklllrt wei terhin ihre Unterstlltzung fllr die arabischen 
Völker bei der Ablehnung dieser Vereinbarungen und in ihrem Kampf 
ror einen gerechten und dauerhaften Frieden im Nahen Osten auf der 
Grundlage der Verwirklichung der UN- Resolutionen. 
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Kongo 

Jürgen Dstrowsky Radikalisierung 
unter Oberst Nguesso 

"Die Linke triumphiert im Kongo" - mir dieser Schlagzeile 
wartete das Magazin Jeune Afrique am 11. April d. J. über ei­
nem Bericht vom 11 1. außerordentlichen Kongreß der Partei der 
Arbeit (PCO der Volksrepublik Kongo auf. Gegenstand war 
die Bestatigung der Machtübernahme in der Partei sowie im 
Staat durch eine neue Führungsgruppe unter dem Obersten Oe­
nis Sassou-Nguesso. In der Tat: Die damit ausgedrückten politi­
schen Veränderungen seit Jahresbcginn kennzeichnen den Be­
ginn einer neuen Etappe der nationaldemokratischen Revolu­
tion des westafrikanischen Staates, der zwar fast 1,5 mal so 
groß wie die BRD ist (342 000 qkm), aber nur knapp 1,5 Mio 
Einwohner ZIlhlt. 
Die Serie wichtiger politischer Ereignisse begann mit der Ta­
gung des Zentralkomitees (ZK) der PCT vom 5.-8. Februar 
1979, auf welcher der bisherige Staats- und Paneichef Yhomby 
Opango zum Rücktritt gezwungen und D. Nguesso zum neuen 
Staatsprtlsidenten vorgeschlagen wurde. Der 1lI. außerordentli­
che Kongreß vom 26.-31. Marz d. J . - nach einer Reihe re­
gionaler Konferenzen - bestätigte dies und wählte den bisheri­
gen Veneidigungsminister Nguesso zugleich zum Paneivorsit­
zenden. Im Gefolge des Kongresses, auf einer ZK-Tagung im 
April, wurden Regierungsumbildungen sowie die DurchfOh­
rung von Neuwahlen zu den Organen der Volksmacht (Natio­
nale Volksversammlung, die Volksvertretungen in den Regio­
nen und Distrikten) beschlossen; überdies wurde ein Entwurf 
einer neuen Verfassung diskutiert, die nach landesweiten Aus­
sprachen am 8. Juli die Zustimmung von 96,911Jo der wahlbe­
rechtigten Bevölkerung erhielt und inzwischen in Kraft getreten 
ist. Mille August d. J. wählten die 153 Abgeordneten der Natio­
nalen Volksversammlung, in der die per mit 69 Mandaten die 
stärkste Fraktion stellt, Jean Ganga-Zanzou, Mitglied des Po­
litbüros der PCT, zum Parlamentspräsidenten. 

Krise nach M. Ngoua bls E rmordung 

Diese Serie politischer Entscheidungen soll eine Phase der kon­
golesischen Revolution beenden, die von schweren Krisener­
scheinungen gekennzeichnet ist. 
An ihrem Ausgangspunkt stand die Ermordung des damaligen 
StaatsprAsideDlen und PaneifOhrers Marien Ngouabi durch ei­
ne Verschwörung reaktionlrer Gruppen im Lande mitimperia­
listischen Kraften im Ausland am 18. Marz 1977. Zwar wurden 
einige UmstAnde dieses Attentats nie ganz gekla.n. fraglos han­
delte es sich indessen um den Versuch der nationalen und inter­
nationalen Reaktion durch diesen Mord an dem popullren 
Fü hrer der Volksrepublik die revolutionAre EDlwicklung zu 
bremsen und das Land zu destabilisieren. Dies konDIe verhin­
den werden. Dennoch geriet die VR Kongo in ihre schwerste 
Krise, seit mit dem Sturz des Regimes Massemba-Debat im Au­
gust 1968 durch progressive Offiziere unter Führung Marien 
Ngouabis und Alfred Raouls die sozialistische Orientierung des 
Landes eingeleitet worden war. 

Die GrUnd; liegen zum einen in den Auswirkungen der Unter­
entwicklung sowie der ökonomischen Sabotage des Landes 
durch den Imperialismus, zum anderen in P roblemen, die Be­
gleiterscheinungen und Resultate des revolutionAren Prozesses 
selbst sind. Um die Mitte der 70er Jahre kam die Entwicklung 
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der Revolution in eine Phase ernster Schwierigkeiten. Zwar ge­
lang es der Regierung Ngouabi, sich gegen den Widerstand 
linksradikaler Gruppierungen (die am 22. Februar 1972 einen 
Putsch versuchten) zu konsolidieren und 1973 mit breiter Mas­
senunterstützung eine Verfassung durchzusetzen sowie Masse­
norganisationen der Jugend und Frauen ins Leben zu rufen und 
die Gewerkschaften zu stArken: auf ökonomischem Gebiet s1ell­
ten sich jedoch Fehlentwicklungen ein. 
Die Entwicklungs.strategie der VR Kongo basien darauf. die In­
dustrie als (tendenziell) bestimmenden Faktor, die Landwirt­
schaft sowie die Rohstoffausbeutung (Bergbau) als Basis der 
Okonomischen Entwicklung anzusehen. Unter Bedingungen, 
unter denen das auslAndische Kapital allein 60 01. der Industrie 
kontrollierte, andererseits die unteren1wickelte Landwinschaft 
nur 12 '1'. des Neuoinlandsprodukts erwirtschaftete (aber 60 IIJ. 
der Bevölkerung umfaßte), mußte dies bedeuten, den staatli­
chen sowie den kooperativ organisierten Sektor auszubauen 
und insbesondere die Landwirtschaft umzuorganisieren und zu 
entwickeln. Diese Ziele schlugen sich im Dreijahresplan 
1975-1977 nieder. 
TatsAchlieh wurde aber - trotz der Bildung z. B. von mehreren 
großen Staatsfarmen (die Mitte 1976 wieder aufgelöst wurden, 
weil sie eilt rem unrentabel arbeiteten) - der Akzent auf den 
Bergbau verlagert. Dort wiederum gab es ROckschlage vor al­
lem bei wichtigen Pottasche-Abbau, weil die französischen Ab­
nehmer Ende 1976 ihre Interessen aufgaben, da angeblich die 
Ausbeute unter der fü r profitabel erachteten Menge blieb. Ähn­
lich wurde die Erdölfö rderung von den beiden Gesellschaften 



Elf Aquitaine (Frankreich) und Agip (Italien) von 1974 an 
künstlich niedriger als die Förderkapazität gehalten. Zusätzlich 
zu diesen Schwierigkeiten wirkten sich eine mangelnde Anzahl 
von Fachkräften in den Industriebetrieben, unrationalles Wirt­
schaften mit finanziellen und Sachmiueln, Mängel in der Ar­
beitsdisziplin und - als Folge wie Ursache - Fehler in der Lei· 
tung der Wirtschaft negativ aus. Auf der politischen Ebene 
schlugen sich diese Entwicklungen in Unzufriedenheit, Frak· 
tionskämpfen in der ParteifOhrung und in einem von linksradi­
kalen Kräften ausgerufenen Massenstreik im März 1976 nieder. 
In dieser brisanten Situation zog die Partei- und Staatsführung 
bereits frühzeitig die notwendigen Konsequenzen: Die "Radi­
kalisierung de( Revolution" , vom Zentralkomitee Ende 1975 
beschlossen, um die "Blockierung" der Revolution zu überwin­
den, ging aus von einer massiven Kritik an Mißwirtschaft, Ver­
schwendung und Führungsschwächen. Sie orientierte auf die 
verstärkte Einschränkung der Positionen des internationalen 
Kapitals, eine stärkere Unterstotzung von landwirtschaftlichen 
Kooperativen und auf organisatorische Umstrukturierungen 
der Partei - die an einer mangelnden Öffnung zu den Massen 
hin litt. Ein außerordentlicher Parteikongreß im Frühjahr 1977 
sollte diese Maßnahmen erörtern. Die Reaktion reagierte: Um 
den eingeschlagenen Kurs zu revidieren und die Revolution zu 
Fall zu bringen, ließ sie Marien Ngouabi ermorden. 

Die Mililä rkomitee-Führung unler Y. Opango 

Ein Militärkomitee der Partei (CMP) Ubernahm die Staats- und 
ParteifUhrung. Zu seinem Vorsitzenden wählte das elfköpfige 
Gremium den Obersten Yhomby Opango. 
Eine seiner ersten Maßnahmen war im April 1977 die Suspen­
dierung der Nationalen Volksversammlung. Zwar erklärte das 
CMP es am 6. April zu seinen Zielen, die Partei zu sammeln, ih­
re Basis durch überzeugte Kämpfer zu verbreitern und ihre Ver­
bindungen zu den Massenorganisationen zu festigen sowie die 
Grundzüge des lelZten Planes weiter zu verfolgen - in der Pra­
xis jedoch entwickelte sich die Lage anders. 
Handelte es sich bei der Einsetzung des Komitees durch das 
Zentralkomitee der Partei für dessen und der Mitglieder der 
Partei Mehrheit um eine vorübergehende, auf eine außeror­
dent liche Situation getroffene Maßnahme, so tendierte eine 
Gruppe des CMP zu der Auffassung, durch diese neue lnstitu­
tion die Partei und ihre Organisationen unauffällig auszuschal­
ten und politisch "einschlafen" zu lassen. Entscheidungen wur­
den ohne Diskussionen mit der Partei basis getroffen. Die Folge 
war, daß die Partei selbst in Inaktivität versank, die Mitglieder 
demobilisiert wurden. 
Der zweite Konfliktpunkt, der zwischen Partei, Massenorgani­
sationen sowie einer Gruppe des CMP (zu der Nguesso gehörte) 
einerseits und der CMP-Führung unter Opango bestand, betraf 
die Frage, wie die sich weiter verschlechternde wirtschaftliche 
Lage zu meistern sei. Unter dem Druck ausländischer, speziell 
französischer Interessen plädierte die rechte Gruppierung fü r 
Konzessionen an das internationale Kapital und für weitgehend 
ineffektive Maßnahmen. Die Linke drang dagegen - unter­
stützt von den Massenorganisationen, zurnal den Jugendlichen 
- auf die Verfolgung des Kurses der "Radikalisierung". 
Yhomby Opangos revolutionäre Rhetorik konnte die Wider­
sprüche nicht mehr überdecken. Die Inflation betrug 90 '1o, das 
Außenhandelsbilanzdefizit belief sich au f über 19 Mio Dollar, 
Staatsangestell te erhielten monatelang keine Gehälter. Dagegen 
stach der aufwendige Lebensstil des Staatspräsidenten kraß ab 
und ~rde zum Gegenstand öffentlicher Kritik. Demonstratio­
nen und Mißmut vor al lem der Gewerkschaften und Jugendor­
ganisationen richteten sich zunehmend gegen die Person Opan­
gos. Die Auseinandersetzung innerhalb des Zentralkomitees 
und auf dem Parteikongreß endete mit dem Sieg der konse­
quenten Linken. 
Der Parteikongreß setzte sich zwei Aufgaben: die " Imrnortali­
sierung" (symbolische Unsterblichkeitsverleihung) Marien 

Ngouabis durch "die ideologische Klärung und Sicherung der 
Parteieinheit" , sowie die " Ergreifung entschlossener Maßnah­
men in Richtung auf die Beschleunigung der ökonomischen und 
sozio-kulturellen Befreiung des Landes" . Ihre Konhetisierung 
erfuhren diese Ziele durch die Annahme mehrerer Dokumente 
- darunter dreier, die sich äußerst kritisch mit der Lage des 
Staates auseinandersetzten -, die auf die erneute Fortsetzung 
der mit der VerkUndung der "Radikalisierung" eingeleiteten 
Maßnahmen orientierten. 

Die linke Remoblllsierung 

Politische Umstrukturierungen und Umbesetzungen begleiteten 
diese Beschlüsse. Erneut übernahm das Zentralkomitee der Par­
tei die ihm zustehende FÜhrungsrolle - erweitert um 35 neue 
Mitglieder aus Gewerkschaften, der Jugendorganisation und 
der Nationalen Volksarmee, nachdem 20 der bis dahin 45 Mit­
glieder nicht wiedergeWählt wurden. Der Versuch, die Verbin­
dungen der Partei zu den Massen und ihren Organisationen zu 
stärken, kommt nicht zuletzt darin zum Ausdruck, daß sie sich 
aufgrund eines Beschlusses bemühen wird, eine Massenorgani­
sation der Bauern zu bilden und damit eine ihrer größten 
Schwächen zu beseitigen. 
Die vor der Kongolesischen Partei der Arbeit stehenden Proble­
me sind beträchtlich, insbesondere auf ökonomischem Gebiet. 
Dennoch läßt sich festhalten, daß die PCT mit den getroffenen 
Maßnahmen, die auf die Unterstützung der wieder mobilisier­
ten Massen vor allem in den Städten rechnen können, einen ent­
scheidenden Schritt getan hat. Sie geht - gewissermaßen als 
Erfüllung des Vermächtnisses Marien Ngouabis - mit Verzö­
gerung in die Etappe der Radikalisierung der Revolution . Zwei­
fe llos bedeutet der Sieg der Linken eine Stabilisierung und Klä­
rung dieses Prozesses. 
Die Form, in der er sich vollzog, kennzeichnet die gewachsene 
Reife der Partei. Dafür sprechen auch zwei weitere Ergebnisse 
des Kongresses: Zum einen die Rückkehr von Pierre Nu ins 
Zentralkomitee, der 1976 ausgeschlossen worden war, und 1974 
erklärt hatte: "Der Kongo ist noch kein sozialistisches Land. Er 
bereitet den Sozialismus vor". Seine Wiederwahl spricht für Be­
mühungen, ultralinke Fehler zu vermeiden, die Entwicklung der 
Revolution ohne überstürzung zu vollziehen. Zum anderen die 
völlige Rehabilitierung der Führer und Teilnehmer sowoh.l des 
" linken" Putsches vom 22. Februar 1972 als auch des unter 
gleichen Vorzeichen ausgerufenen Streiks vom März 1976. Bei­
de Personal entscheidungen entsprechen der Zielsetzung, mög­
lichst alle revolutionären Krafte in der gegenWärtigen Etappe zu 
vereinen, um die gestellten Aufgaben beWältigen zu können. 
Die Klärung und Vertiefung des revolutionären Prozesses in der 
Volksrepublik Kongo ist einen wichtigen Schritt vorangekom­
men. Sie reiht sich ein in die ähnlich gearteten Entwicklungen 
anderer revolutionärer Länder Afrikas wie Äthiopien, Mada­
gaskar, Benin, Moc;:ambique, Angola. 
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Nichtpaktgebundene 

Michael Mohnke Vor dem VI. Gipfel 
"Die vor einem Vierteljahrhundert gegründete Bewegung der 
blockfreien Staaten liegt in den letzten Zügen." (Frankfurter 
Rundschau, 12.6. 1979) ... Blockfreie gespalten" (Süddeutsche 
Zeitung, 29.130. ,. 1978). "Die Krise der Gruppe der Nichl­
paktgebundenen" (Le Monde, Paris, 30.131. 7. 1978). 
Es handelt sich hier um einen kleinen, aber typischen Aus­
schnitt aus der Begleitmusik bürgerlicher Kommentatoren zu 
den insgesamt fünf Tagungen, die das Koordinationsbüro der 
nichlpak lgebundenen Staaten zwischen dem V. Gipfel der Be­
wegung in Colombo (September 1976)1 und dem VI. Gipfel in 
Havanna (An fang September 1979) abhieh. Die Konferenzen 
des 25 Staaten umfassenden KoordinationsbUros tagten auf Au­
ßenministerebene in Neu Dehli (April 1977) , Havanna (Mai 
1978), Belgrad (Juli 1978), Maputo(Januar 1979) und Colombo 
(Juni 1979). Je näher der Havanna-Gipfel rUckte, je konkreter 
sich folgli ch die Weichenstellungen fü r die BeschlOsse der VI. 
Gipfelkonferenz abzeichneten, desto intensiver wurde die Pro­
phetie über den vermeintlichen Zerfallsprozeß dieser mit über 
90 Mitgliedern umfassendsten staatl ichen Bewegung unserer 
Zeit. 
Realer Hintergrund derart iger Prophetie ist zwar nicht der Zer­
fa ll , wohl aber die in jüngster Zeit feststellbare Intensivierung 
der Auseinandersetzung innerhalb der Bewegung über die poli­
tische und ideologische Grundorientierung der Nichtpaktge­
bundenheil. Dies ist selbst noch die zwangsläul'ige Konsequenz 
sozialer und klassenmäßiger Differenzierungsprozesse in der 
Drillen Weh, was seinerseits den übergang der nationalen Be­
freiungsbewegung von der politischen zur sozialen Befreiu ng 
kennzeicHnet. Allgemein gesagt, geht es darum, daß sich einer­
sdts die einzelnen Komponenten des vielschichtigen und hetero­
genen Antiimperialismus, der seit ihrer Gründung in Bandung 
1955 die Plattform der Nichtpaktgebundenen.-Bewegung bilde­
te, heute stärker als früher akzentuieren. Andererseits sind die 
Nichtpaktgebundenen auch verstärkten Einwirkungen von 
"außen" ausgesetzt. 
Wesentlicher Ausgangspunkt für die Intensivierung der Debatte 
über den Grundgehalt des Prinzips der Nichtpaktgebundenheit 
war die Stärkung des Gewichts der konsequent antiimperialisti­
schen Gruppierung innerhalb der Bewegung durch die Neuau f­
nahme solcher Staaten wie Angola, Mocambique, Vietnam 
oder Laos. Da dies die Chance einer Vertiefung des antiimperia-

list ischen Profils der Bewegung bei gleichzeitiger Verbreitung 
ihres Umfangs, mithin also der Erhöhung ihrer antiimpcrialisti­
sehen Schlagkraft in der Weltpolitik bot, verstärkten sich auch 
die Versuche imperialistischer Kräfte, vermittels ihrer Verbün­
deten innerhalb der Bewegung Tendenzen der Spaltung und der 
Desorientierung der Nichtpaktgebundenen zu verslärken. 
Diese Versuche laufen im wesentlichen über zwei Ebenen. Im 
Zuge der Reaktivierung offen interventionistischer Konzepte 
(vgl. die Ereignisse anläßlich dcr Aufstandsbewegung in 
Shaba/ Zaire 1977 und 1978) soll der Bestand imperialistischer 
Positionen über die Formierung von Vasallenstaaten in Quasi­
Militärblöcken (vgl. das Projekt einer "Panafrikanischen" Ein­
satZlrUPpe) gesichert werden. Auf der ideologischen Ebene wer­
den Konzepte ennutigt, die das Prinzip der Nichtpaktgebun­
denheit auf einen scheinbar systemunspezifischen Neutralismus 
reduzieren. Beides zielt letzt lich auf den Bestand der Bewegung, 
zumindest jedoch auf die Paralysierung ihrer aktiven Rolle in 
der Wdtpolitik. 
Auf der GründungssilZung des beim Auswärtigen Amt gebilde­
ten Arbeitskreises am 25. 6. 1979 Dritte-Welt-Politik etwa, die 
bezeichnenderweise die Situation innerhalb der Bewegung der 
Nichtpaktgebundenen zum Thema hatte, entwarf man ein Kon­
zept, das die Nichtpaktgebundenen gerne als Stabilitlltsgarant 
für das internalionale Kräfteverhältnis sehen würde.! Es ist of­
fensichtlich, daß damit vor allem die Festschreibung des gesell­
schaftlichen Status quo bezweckt ist. 
Mit derartigen Vorstößen trifft sich ziemlich genau die Strategie 
der Pekinger Führer. Auch diese versuchen mit ihren zahlrei­
chen Störversuchen letzt lich die Bewegung der Nichtpaktgebun­
denen auf einen passiven Neutralismus zu drängen, dessen 
Hauptanliegen die Errichtung eines möglichst tiefen Walls zwi­
schen der Dritten Welt und dem sozialistischen Lager ist. Da 
sich die Pekinger Führung inzwischen in allen Fragen der inter­
nationalen Klassenauseinandersetzung auf die Seite des Impe­
rialismus geschlagen hat, ist es nicht verwunderlich, daß ihr die 
Hauptstadt Kubas als Tagungsort des VI. Gipfels ein besonde­
rer Greuel ist. 
Eine andere, für das Selbstverstandnis vieler nichtpaktgebunde­
ner Staaten nicht unwichtige Position wird von Jugoslawien ar­
tikuliert. Diese Position, die sich in Punkten mit Auffassu ngen 
u. a. Nordkoreas oder Algeriens überschneidet, sieht in der 
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Überwindung der Militärblöcke die eigentliche Voraussetzung 
für die Entfaltung fon.schrinlicher Enlwicklungsprozesse in der 
Welt. Im Gegensatz zur westlichen und zur Pekinger Linie be­
greift sie die Politi k der Nichtpaktgebundenheit sowohl von ih· 
rem historischen Ursprung als auch von ihren aktuellen Aufga­
ben her als "ei ne mächtige Waffe in den Händen der Völker 
und Länder im Kampf gegen Kolonialismus und 
Imperialismus". l " Den gesellschaftlichen Wert der Blockfrei­
heitspolitik sehen wir darin, daß deren Kampf für eine positive 
Veränderung der Welt einen objektiven und geeigneten Rah­
men für den Kampf um eigenen Fortschritt und Unabhängig­
keit der blockfreien Länder abgib!. .. • 
DiC$(' r Antiimperialismus unterschätzt jedoch die Tatsache, daß 
die Grtlndung des War.schauer Venrags (1955) l~iglich die 
Antwort auf die Formierung des aggressiven NATO-Bündnisses 
(1949) war. Statt die MiliUlrblOCke konkret nach ihrer Rolle im 
amiimperialistischen Kampf zu beurteilen, werden sie tendezidl 
nur von ihrer formalen Seite her betrachtet. Bündnisse der 
Nichtpaktgebundenen mit den sozialistischen Staaten werden 
deshalb von dieser Strömung als reaktionäre Bestrebungen zu­
rückgewiesen, "die die Blockfreiheit in den Dienst eines 
Blockinteresses , und sei es auch sozialistisch gefärbt , stellen 
wollen. " J 

Dies läuft jedoch in der Tendenz nicht nur auf eine schemati­
sche Gleichsetzung der Hauptkontrahenten der internationalen 
Klassenauseinandersctzung - imperialistische und sozialisti­
sche Hauptländer - hinaus, als könnten die beiden Blöcke los­
gelöst von ihren gesellschaft lichen Grundlagen beurteilt wer­
den. Es verkennt auch, daß sich die Tendenz zum Zusammen­
wirken mit dem sozialistischen Lager auf der Grundlage der an­
tiimperialistischen Orientierung der Nichtpaktgebundenen 
selbst entwickelt. mithin nicht Unterordnung unter ein abstrak­
tes "Blockinteresse" , sondern gemeinsame objektive Imeres­
senlagen in der Weltpolilik als solides Fundament des Zusam­
menwirkens hat. 

Blockpolitik und anliimperia listische Einheit 

Vor dem Hintergrund ihrer praktischen Erfahrungen wird diese 
Erkenntnis heute vor allem von solchen Landern eingebracht, 
die im Prozeß ihrer eigenen Befreiung besonders harte Ausein­
andersetzungen mit dem Imperialismus erlebt ha~n. 

Nicht nur von Kuba und Vietnam werden die sozialistischen 
Lander als natOrliche Verbündete der Nichtpaktgebundenen im 
antiimperialistischen Kampf begriffen . Auch die in seiner Er­
öffnungsrede auf dem BOro-Treffen von Maputo vom 
m~cambiquanischen Prasidenten Samara Machel gdußene 
Position ist durchaus repräsentativ für eine stärker werdende 
Gruppierung innerhalb der Bewegung. 
"Wir gewinnen auch an Kraft," sagte Machei, "weil die Bewe­
gung der nichtpaktgebundenen Länder in der Lage war, Ver­
bündete in anderen Friedens- und Fortschrittskräften zu fin · 
den, mit denen sie in der antiimperialistischen Auseinanderset­
zung kämpfte .•. Die sozialistischen Länder standen auf unse­
rer Seite und gaben uns politische. diplomatische und militäri­
sche Unterstützung in den bewaffneten nationalen Befreiungs. 
kämpfen: sie gaben uns entscheidende Unterslützung im be­
warfneten Kampf der Völker von Angola, M~ambique und 
Guinea-Bissau. In einem kritischne Moment des Schicksals von 
Angola gewährten die sozialistischen Lander die Unterstützung 
und die notwendigen Miuel. um die territoriale Integrität Ango­
las zu schützen , die Früchte des bewaffneten Kampfs für natio­
nale Befreiung zu ~wahren und die südafrikanische Invasion 
zu vereiteln. Zu jeder Zeit waren und sind die sozialistischen 
Länder unser verläßlicher Rückhalt ... Die Eliminierung der 
Blockpolitik, die wir alle wollen und für die die Bewegung steht , 
wird als ein Ergebnis unserer Einheit und der Stärke der antiim­
perialistischen Bewegung erreicht werden ... Unsere Einheit 
und unsere Allianz mit den anderen fortschrittlichen Kräften 

wurde erreicht , weil wir den gemeinsamen Feind definierten, 
dem wir uns gegenllbersahen, einen ~hr konkreten Feind, einen 
Feind, der unterdrückt und ausbeutet auf sehr offene Weise 
... Der Imperialismus ist unser Feind, unser ökonomischer, 
politischer, militärischer und kultureller Feind. Diese klare De­
fin ition des Feines, zusammen mit unserer Einheit. ist der 
Schlüssel zu unserer Stärke und dem steten Anwachsen unserer 
Bewegung."6 
Es ist ein klares Zeichen fIlr die Richtung, in die sich die Ausein­
andersetzungen innerhalb der Nichtpaktgebundenen-Bewegung 
heute entwickeln, daß dies keine Positionen einzelner Länder 
mehr sind , sondern - wenn auch in abgeschWächter Form -
bereits Eingang in Konsensdokumente gefunden haben. Die 
nachfolgend auszugsweise dokumentierte Deklaration von Ma­
PUIO vom Januar 1979 ~ispielsweise ~nennt den Imperialis­
mus als Hauptdrsache von Kolonialismus, Rassismus und 
Apartheid. Sie druckt ihre Anerkennung für die Unterstlltzung 
und die Hilfe der sozialistischen Länder und aller demokrati­
schen und friedliebenden Kräfte für den Kampf der Volker 
Zimbabwes, Namibias und Süda frikas aus. Zudem stimmten 
die Delegierten der Tagung darin überein, die Machel-Rede zum 
offiziellen Dokument der Konferenz zu erklären. 

Tagesordnung für Havanna 

Auch die Versuche, Kuba und Vietnam als Exponenten eines 
konsequent antiimperialistischen Kurses aus der Bewegung der 
Nichtpaktgebundenen hinauszudrängen, si nd abgeschlagen 
worden. Stellten Ägypten und Somalia noch vor dem Belgrader 
Treffen vom Juli 1978 einen AusSChlußantrag gegen Kuba, so 
wird in Havanna - ein Ergebnis der letzten Tagung von Co­
lombo im Juni 1979 - über den Ausschluß Ägyptens wegen sei­
ner Separatpolitik im Nahostkonflikt entschieden werden . 
Auch das Problem der Vertretung des Volkes von Kampuchea 
nach der Vertreibung der Pol Pot-Clique wird in Havanna einer 
prinzipiellen Klärung zugefühn werden müssen. 
Im Mittelpunkt der Debatte jedoch - so steht zu hoffen -
werden in Havanna die brennendsten Probleme der Weltpolitik 
slehen, so wie sie im Tagesordnungsentwurf, den das Colombo­
Treffen beschlossen hat, festgehalten sind . Vom Südlichen 
Afrika über die Palästina- und die Westsaharafrage, die Situa· 
tion in Lateinamerika (besonders Chile und Nikaragua), die Zy­
pernfrage, das Koreaproblem, die Spannungssituation in Süd­
ostasien bis hin zur Aufgabe, die Mittelmeerregion und den In­
dischen Ozean zu einer Zone des Friedens und der Zusammen­
arbeit zu machen , stehen auf dieser Tagesordnung praktisch al­
le Themen der Wehpolitik, die die Nichtpaktgebundenen un­
mittelbar betreffen. Großes Gewicht wird auch die Frage der 
Fortführung des Entspannungsprozesses und seine Ausdeh­
nung auf die Dritte Welt, die Frage des Fortgangs der Abrll­
slungsinitiativen, darunter die Überprü fung der Ergebnisse der 
von den Nichtpaktgebundenen mitinitiierten UN-Sondertagung 
über Abrüstung, haben. 
In engem Zusammenhang damit steht die für Havanna anvisier­
te Erstellung von Vorschlägen zu einer Strategie ror die Dritte 
Entwicklungsdekade im Rahmen der UNO (1980-1990). Von 
besonderer Bedeutung ist hier auch die vorgesehene überprü­
fung der Umselzung des auf dem Colombo-Gipfel 1976 verab­
schiedeten Programms Ober ökonomische Zusammenar~it. 1 

Anmt'rkungen : 
I) VII. dazu: AlB 9/ 1976, S. 30-31 
2) Siehe: Bulletin des Presse- und Info rmationsamts der Bundesrelie­

rung. Nr. 84/28. 6. 1979, S. 84 
3) Dokumentation einer ZK-Talung des Bundes der Jugoslawischen 

Kommunisten. in: tnternationale Politik, Belgrad, 20. 4. 1979, $. 
14 

4) Ebenda. S. IS 
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Koordinierungsbüro der Nichtpaktgebundenen 

Erklärung von Maputo 
( .. . ) 
I. Einlri lung 

7. Die Tagung wurde ausschließlich abgchalten, um die Lage im Südli­
chen Afrika zu erörtern und um die gemeinsame Solidarität und die tat· 
kräftige UnterstÜtzung der nichtpaktgebundenen Under fUr die Völker 
des SIldlichen Afrikas zu erneuern in dieser kriti schen und entscheiden­
den Phase ihres Kampfes: um sich 'Ion Kolonialismus, Rassismus, der 
Rassendiskriminierung und der Apartheid zu befreien und um ihr uno 
veräußerliches Recht auf Selbstbestimmung und nationale Unabhän­
gigkeit zu erringen. 
8. Die Tagung gab den nichlpaklgebundcncn Landern cil1e doma!ig<: 
Gelegenheit, die Aufmerksamkeit verstärkt zu lenken auf die Solidari­
tät mit den nationalen Befreiungsbewegungen in ihrem tapferen Kampf 
filr die Befreiung Zimbabwes und Namibias, und mit den Frontstaaten, 
die sich einer fortwIIhrenden Aggression von Sei ten der rassistischen 
Kolonialregimes gegenllherschen, sowie für die vollständige Identifler· 
~erung mit dem Kampf, der sich in SIldafrika entwickelt, fIlr die voll· 
ständige Beseitigung der Apartheid - die allgemein als ein Verbrechen 
gegen die Mensthlichkeit anerkannt wird - und fOr die sthnelle Er· 
rithtung einer wahrhaft igen Mehrheitsregierung. ( ... ) 

11 . Die Lage Im Südllehu Afrika 

19. Das Büro hat die Lage im SUdlichen Afrika umfassend analysiert . 
Das Sildliche Afrika ist die Region, wo der Imperialismus. indem er sei· 
ne letzten Bastionen - die kolonialen Rassisten· und Apartheidregimes 
- benutzt, die Völker von Zimbabwe, Namibia und SIldafrika den 
schllndlichsten Formen der Aggression, Unterdrilckung und Ausbeu· 
tung aussetzt mit dem Ziel, seine diversen Interes,o;en zu sichern, ein· 
schließlich seiner wirtschaftlichen Interes,o;en in der Region . Es werden 
Operationen militärischer und anderer Art gegen die anliegenden sou· 
ve ränen Staaten unternommen und dadurch der Friede und die interna­
tionale Sicherheit ernsthaft gefährdet. 
20. Fllr d3!i überleben und die Entwicklung der großen Monopolgrup­
pen verstarkt der Imperialismus immer mehr seine verwerfliche Aus· 
beutung der Völker und ReichtOmer des Südlichen Afrika. Anderer· 
sei ts garantieren die rassistischen und illegalen Minderheil5regimes im 
SUdlichen Afrika die politische, militärische und wirtschaftl iche Vor· 
herrschaft des Imperialismus in der Region: sie werden fi nanziell, tech· 
nologisch. materiell und pol itisch von bestimmten west lichen und ande· 
ren Landern gestärkt, was ein Anwachsen der Aggrcssionskapazitllt 
dieser Regimes zur Folge haI. 
21. Das BUro schäme ein, daß die militärische und tech nologische Hil· 
fe und die wirtschaft liche, politische. und diplomatische Unterstützung, 
die der Imperialismus den rassistischen MinderheilSregimes zukommen 
läßt, die einzigen Faktoren sind, die es ihnen er lauben, ihre rassisllsche, 
kolonialistische und Apartheid·Politik fortzusetzen und daß deren Ag· 
gressionsakte eine offene und bewußte Verletzung der Prinzipien und 
Ziele der Charta der Vereinten Nationen sowie der einschillgigen Reso· 
lutionen der Vereinten Nationen und von allem darstellen. wofür die 
Vereinten Nationen stehen. 
n . Als Antwort auf diese Lage kämpfen die Völker von Zimbabwe, 
Namibia und SIldafrika für die Erringung ihrer unveräußerlichen Rech· 
te auf Selbstbestimmung, umfassende und vollständige Unabhängig· 
keit, auf Fortschritt und Frieden, sowie für die freie Wahl ihrer polit i· 
schen, gesellsthaftlichen und wirtschaftlichen Ordnung. 
23. Das BUro beobachtete mi t Zufriedenheit, daß der Kampf einen im· 
mer günstigeren Aufschwung nimmt dank der Änderung des Kraftever· 
hältnisses in der Region zugunsten der Völker und ihrer nationalen Be· 
freiungsbewegungen. Das BUro schätzte ein, daß der entsprechende 
Faktor bei dieser Veränderung die militärische Niederlage sei, die dem 
portugiesischen Kolonialismus von den Völkern Angolas, Mo­
/fambiques und Guinea·Bissaus nach einem langwierigen und harten be· 
waffneten nationalen Befreiungskampf zugefagt worden ist. Diese Nie· 
derlage gab den KolonialVOlkern Auftrieb. indem sie ihnen neues Ver· 
trauen in ihre Fähigkeit. die mächtigen Kolonialhtt re auf dem 
Schlachtfeld zu besiegen, einflößte. Andererseits verloren die Imperia· 
listen mit dieser Niederlage einige ihrer strategischen Basen. Konfron· 
tiert mit dem Willen und der Entschlossenhei t des Volkes, fUr seine 
Freiheit zu kämpfen. sahen sich die Imperialisten gezwungen, zu einer 
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neuen Strategie zu greifen, um den Schwung des Kampfes zu behindern 
und um ihre Interessen in der Region zu wahren. 
24. Das Büro schlitzte ein, daß ein anderer wichtiger Beitrag zu dieser 
Veränderung der Sieg des angolanischen Volkes über das Httr des ras· 
sistischen Regimes von Südafrika war, als dieses eine offene Aggression 
gegen es durchführte. Der Sieg des angolanischen Volkes war ein harter 
Schlag fOr die imperiali5lischen Kräfte im SUdlichen Afrika und ermun­
terte die VOlker der Region, die Angriffe gegen die noch bestehenden 
Vorposten des Kolonialismus und des Rassismus zu verstärken. 
25. Der Sieg Angolas und MOI;ambiques. die Erringung ihrer nationalen 
Unabhängigkeit und die Errichtung von Regierungen und politisthen 
Systemen in diescn ländern, die frei von ihren Völkern gewllhlt worden 
sind, haben zu eincr größeren Konsolidierung der Staaten im Südlichen 
Afrika beigetragen und so das sithere Hinterland für die nationalen Be· 
freiungsbewegungen erweitert. 
26. Das Büro bemerkte, daß in übereinstimmung mit der Init iative der 
nichtpaktgebundenen Lander, die Organisation für Afrikanische Ein· 
hei t. die Vereinten Nationen. die sozialistischen L'änder und alle fried· 
und freiheitsliebenden Länder und Kräfte der ganzen Welt ihre UOIer· 
stützung und Hilfe angeboten haben, was zu den Siegen der afrikani· 
sehen Länder beigetragen hat. Das Büro drUckte seine Anerkennung 
rar diese aktive Solidarität aus und hob mit Zufriedenheit alle Arten 
dn Hilfe hervor. besonders an Materialien, Ausrüstungen und Ausbil· 
dungseinrichtungen, die diese Lander zur VerfUgung stellen mit dem 
Ziel, die Fähigkeiten der nationalen Befreiungsbewegungen zu erhö' 
hen. einen erfolgreichen Befreiungskampf zu fOhren. und die Verteidi· 
gungsfähigkeit aller Frontstaaten zu verstärken, um ihre wahre Unab· 
hängigkeit, Souveränität und territoriale Integrität zu sichern. 
27. Das Büro analysierte die Tätigkeit der imperialistischen Kräfte und 
besonders diejenige bestimmter Machte. die schon seit einiger Zeit mit 
dem Regime Südafrikas und dem der britischen Kolonie Slldrhodesien 
Verpflichtungen eingegangen sind. 
28. Das Büro scMtzte ein, daß sich die imperialistischen und koloniali· 
stischen Kräfte entschlossen der wirklichen Unabhllngigkeit der Region 
widersetzen, da sie sie ja als eine unmittelbare Bedrohung ihrer Pläne· 
Verewigung der ungehemmten wirtschaftlichen Ausplünderung und 
militärischen Beherrschung des Subkontinents - betrachten. Deshalb 
wird auch der Kampf für die Freiheit, einschließlich des bewaffneten 
Kampfs, unterminiert, der sich in Namibia und Zimbabwe entwickelt 
hat und der gerade in SOdafrika selbst Auftrieb erhält, um den Völkern 
dieser Länder ihren unvermeidlichen Sieg zu entreißen. 
29. Die imperialistischen Milchte nehmen Zuflucht zu hinterhältigen 
Machenschaften wie der " Internen Lösung", wobei sie Marionetten· 
Cliquen organisieren, Stammeshttre schaffen und einige Neger zu Re­
präsentanten und direkten Agenten ernennen, um so die Illusion einer 
reprllsentativen Regierung zu schaffen, die sie damit zu rechtfertigen 
versuchen, daß ihr Ziel die Abschaffung der Rassistenregimes sei. In 
Wirklichkeit richtet sie sich auf die Festigung ihrer Eigeninteressen, auf 
die Fortführung der Unterdrückung und Ausbeutung. der Teilung und 
der Schwächung der vereinigten Front der Kämpfer für die Freiheit, ih· 
rer festen Verankerung im Volk und der Unterstützung und Solidarität, 
die ihr gerechter Kampf weiterhin bei den demokratischen, fried· und 
freiheitsliebenden Kräften und Staaten in der internat ionalen Gemein· 
schaft hervorruft. Diese Machenschaften sind zu Recht an der zuneh· 
menden Kraft und festen Entschlossenheit der Befreiungsbewegungen 
und an dem festen und konsequenten Engagement und der Unterstüt· 
zung, welche die Bewegung der Nichtpaktgebundenen erwiesen hat, ge· 
scheiten. 
30. Die Mächte, die Vorschläge für eine friedliche Lösung in Zimbab· 
lOIe und Namibia yorgelegt hatten, reyidierten ihre Plane systematisch 
und einseitig, als sie fesl5tellten, daß sie anfingen, konkrete Gestalt 
zum Nachteil der rassist ischen Minderheitsregimes und der großen Mo­
nopole anzunehmen. Durch wiederhaltes Verändern ihrer UnterstÜt· 
zung zwischen interner und internationaler Lösung benutzten die Impe· 
rialisten nacheinander die eine oder andere Lösung, in der Absicht. 
nicht die [nitiative gegenüber den Befreiungskrlften zu verlieren und 
um die entscheidende Rol1e des bewaffneten Kampfes für die nationale 
Befreiung in Abrede zu stellen. 
3 1. Die Absichten der rassistischen Regimes der imperialistischen 



Mlchtc sind: 
- die unterdrückten Massen zu zwingen, ihren Kampf aufzugeben; 
- ihre Unterdrückung und Ausbeutung zu festisen; 
- den Prozeß der zunehmenden internationalen Isolierung von Salis-
bur)' und Pretoria aufzuhalten_ 
32. In seiner Analyse schltzte das Büro ein, daß die Becndiguns dieses 
Teufelskreises von der EntwictlunS des bewaffneten Bdreiunsstamp­
fes abhlinSt, der von der Patriotischen Front Zimbabwes und von der 
SWAPO (Sildwestafrikanische Voltsor,anisation; d. Red.) in Namibia 
geführt wird. Insbesondere dieser Kampf hat nach und nach die Wirt­
samteit der feindlichen Machenschaften verringert, die Marionetten in 
Mißkredit gebracht und demastiert. 
33. Die rassistischen Heere, unterstlltzt von Söldnern und von Grup­
pen, die von den imperialistischen Machten aufsesteIlt wurden, verYiel­
faltisten ihre Angriffe und Aggressionsakte gesen die Frontstaaten . 
34. Das BOro schäme ein, daß die ständige Bereitschaft der Imperiali­
sten, die Militlirarsenale der tolonialist ischen und Apartheid-Regimes 
im SOdlichen Afrika zu vermehren, indem sie ihnen die nötige Techno­
logie und die nöti,en Mittel fOr die Entwictlung nuklearer Waffen ge-­
wlhren. sich orren legen die Bemühungen der in ternationalen Gemein· 
schaft richtet, das WettrOSlen zu ~nden und die internationale Ent­
spannung zu vermehren. HierfOr tragen die Regierungen der Vereini,­
ten Staaten, der Bundesrepublik Deutschland, des Vereinigten Kö­
nigreichs (Großbritannien), Frankreichs und Israels eine besondere 
Verantwortun,. 
]5. Das Büro verurteilte zum wiederholten Male die wachsende politi­
sche, wirlSthaftiithe und militlrische Zusammenarbeit innerhalb der 
rassistischen Achse, die aus Südafrika. Rhodesien und Israel besteht. 
und die sehon mehrmals von der Vollversammlung der Vereinten Na­
tionen verurteilt worden war. Es unterstrich. daß die israelische Unter· 
nützung Südafrikas und Rhodesiens diesen gestattet. ihre wachsende 
militlrische Aggressionsflhigkeil und ihre Maschinerie lur Unter­
drückuns und Ausbeutung aUSlubauen. Besonders verurteilte das BOro 
die nukleare Zusammenarbeit zwischen den rassistischen Regimes in Is­
rael und SIldafrika, die eine schwere Bcdrohuna fllr den Frieden und 
die Sicherheit auf der Weil darstellt. 
36. Der Gebrauch des Vetos sei tens der Imperialisten unterstreicht die­
se neue Art von Verschwörung, um die wi rtschaftlichen Sanktionen ge­
gen SUdafrika gemäß Kapitel VI I der Charta der Vereinten Nationen ~u 
behindern, und dadurch die fortwIIhrende Anwesenheit der mult inat io­
nalen Gesellschaften zu ermutigen, die ihrerseits immer mehr in das Mi­
litlrprogramm des Regimes von Pretoria einbezogen werden. Die In­
standSC'lzung des Resimes, die es ihm ermöglicht. die ausl.lndischen Ge­
sellschaften zu verpflichten. strategische Produkte herzustellen, ist ein 
Beispiel für den Anfang eines Prozesses, der zur direkten oder indirek­
ten militärischen Intervention zur Verteidigung des Regimes von 
Pretoria·Salisbllry fOhren könnte. 
]'7. Das BOro beSroBt die kürzlich im Iran unternommene Aktion . ci· 
nen Ölboykolt gegen die rassistischen Regimes in SUdafrika, Rhodesien 
und Israel zu verhängen; es rief alle erdötexponierenden U.nder dazu 
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auf, den Export von Erdöl für diese Regimes vollstlndi, einzu5teJlen, 
falls sie es noch nicht getan hlitten. 
]8. &:hließlich bemerkte das BOro, das trotz der Aggressivitlt der ras­
sistischen Minderheiu resimes die Völker des Südlichen Afrika sich im­
mer mehr ihres Kräftetllwachses bewußt werden, und den Kampf hel­
denhaft \'erstlrken, wobei sie den Feind in aufeinanderfolgenden 
Schlachten schlagen. 
]9. Das Boro verurteilte die Verbindungen, die von bestimmten La· 
teinamerikanischen LIndern mit dem rassist ischen Regimes SOdafrikas 
errichtet wurden. und deren Absicht , diese Verbindungen zu verbrei· 
tern. 
40. Das Büro gelangte zu dem Schluß, daß das Südliche Afrika einer 
der zentralen Spannunssherde in den in ternat ionalen Beziehunsen und 
den Mittelpunkt der Auseinandersetzung zwischen den imperialisti­
schen Kräften der Aggression und den Kräften der Befreiung, des Fort­
schritts und des Friedens darstellt. Das sog. Verteidungsgcset t, das 
jüngst vom Regime in Pretoria verabschiedet wurde, und nach dem 
man sich das Recht auf In tervention in allen afrikanischen Staaten an­
maßt. ist Teil dieser imperialistischen Globalst ralegie, die eine schwere 
Bedrohung für den ganten afrikanischen Kontinent und für den Welt· 
frieden darstellt. 
41. Alle Mitglieder der 8eweguns der Nichtpaktgebundenen und alle 
demotratischen fried - und freiheiuliebenden LAnder und Kräfte auf 
der ganzen Welt mtlssen, als zwingende Priorität, Hilfe gemäß den Be­
dll rfnissen der Befreiungsbewegungen und der FrontstaatC11 geben, de­
ren Kampf in lettter Konsequenz für den Kampf aller Völker der Welt 
rur die nationale UnabhAngigkeit, den Fortschritt und gegen die Aus­
beutung und alle Formen fremder HerT$Chaft steht. ( .. . ) 

VI . Die FronllinienSlaa ten 

( ... ) 
'79. Die Minister schätzten ein , daß die VI. Gipfelkonferenz von Ha­
vanna (Kuba) in einem entscheidenden Augenblick fOr den Befreiungs­
kampf im SIldlichen Afrika stattfinden wird, und daß sie ein geeignetes 
Forum auf höchster Ebene der nichtpaktgebundenen Lander darstellen 
wi rd, um die Beschlüsse. die auf der außerordentlichen Si tzung des 
Koordinationsbüros der nichtpaktgebundenen Llinder auf AuBenmini­
slerebene in Maplito angcnommen wurden. einzuschätzen und in die 
Praxis umzusetzen. 
SO. Das Büro beschloß, seinen Prllsidenten, den Minister rur Auswärti­
ge Angelegenhei ten von Sri Lanka, aufzufordern. daß die in Maputo 
angenommene Schlulkrkllrung als oflizielles Dokument der Vollver­
sammlung der Vereinten Nationen und des Sicherheiurates verbreitet 
werde. 
81. Das Bllro nahm mit großer Befriedigung das Angebot Indiens an. 
1981 nach der VI. Gipfelkonferenz als Sitz der Konferenz der Außen­
minister zu fungieren. 
Der Kampf geht weiler! 

(Quelle: Dohemia. Havanna, Nr. 11116. J. 19'79, S. 32-3'7) 

Rainer Falk Offergeids Variante 
In AlB 7-8 bis /01/978 brachten wira/s Einstieg unserer Serie 
BRD Neokoloniafi$mus einen Oberblicksarfikel unler dem The­
ma BRD-Exponsion in die Driltt' Weil, der die OeschichLe der 
bundesdeulschen Enlwicklungspolitik nachzeichne/I!. Erst in 
Umrissen war damals die Bed~lUng QUSl,umachen. die der 
Obernohme des Bundesministeriums JtJr Wirtschaftliche Zu­
SQmmenarbeit (8MZ) durch Rainer Offerge/d Ende 1978 zu­
kommen soflte. A nknüpjend an den Einleirungsbeitrog der 
AlB-Serie werden nachfolgend die AkUn/setzungen der Offer­
geld'sehen Entwicklungspolitik an Hand der Ende Mai /979 
veroffemlichten enlwickfungspolitlschen Thesen der Bundesre­
gierung eingl!SchDlt,t. 
In der Entwicklungspolitik scheint ein besonders schneller Ver­
schleiß von Konzepten und Suategien stattzufinden. Dies hingt 
- zum Teil - damit zusammen, daß die Entwicklungspolitik 

von ihrer Funktions- und Aufgabenbestimmung her, globale 
Systemsicherung zu betreiben, darauf angewiesen ist, polit iSChe 
und gesellschaft liche Veränderungen in der Dritten Welt mög­
lichst umgehend zu verarbeiten . In diesem Kontext sind auch 
die am 30. Mai 1979 vom Bundeskabinett beschlossenen 17 
Thesen zur " Politik der Zusammenarbeit mit den Entwick­
lungsländern" I zu sehen. 
Unter allen grundsltzlichen entwicklungspolitischen Dokumen­
ten, die die Bundesregierung in den letzten zehn Jahren verat>­
schiedete, besitzen diese Thesen die mit Abstand geringste Ori­
ginalität. Die 1971 verabschiedete entwicklungspolitische 
SPD/ FDP-Konzeption fixierte den integraüven Sozialreformis­
mus Erhard Epplers. Im Juni 1975 signalisienen die "Gymni­
cher Thesen" 2 bereits die Abkehr von der entwicklungspoliti­
schen Reformeuphorie und bereiteten programmatisch die im 
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Herbst 1975 vollzogene Neuformulierung der entwicklungspoli­
tischen Konzeption VOt. Stand Epplers Name für eine Politik 
der materiellen Zugestandnisse an die Entwicklungslander im 
Irtteresse der langfristigen Integration der Dritten Welt in das 
kapitalistische Weltwinschartssystem, so symbolisierte 
sein NaChfolger Egon Bahr als Minister fü r winschaftliehe 
Zusammenarbeit die Anpassung der entwicklungspolitisChen 
Leitlinien an die Krisensituation der kapitalistischen Weltwirt­
schaft und die aktuellen Expansionsinteressen des westdeut­
schen Kapitals. 
Nachdem es unter der Ägide Marie Schleis (von 1976 bis 1978 
Ministerin fOr wirtschaftliche Zusammenarbeit) zu einer vorü· 
bergehenden Neubelebung w zial-rdormerischer Momente in 
der Entwicklungspolitik gekommen zu sein schien, knüpfen die 
Thesen Rainer OffergeJds, der seit 1978 an der Spitze des Bun­
desministeriums fOr Wirtschaftliche Zusammenarbeit (8MZ) 
steht, an die 1974n S eingeleitete Prioritatensetzung an und 
konkretisieren diese. 
In den vorl iegenden Thesen tun sich Widersprüche auf, von deo 
nen die Entwicklungspolitik der Bundesrepublik seit jeher ge­
kennzeichnet ist. So heißt es in These 2: "Bestimmendes Ziel 
der Entwicklungspoltik bleibt die langfristige Friedenssicherung 
durch die FOrderung des wirtschaftlichen und sozialen Fon­
schrins der Entwicklungsländer. Die Entwicklungspolitik un­
terstützt die winschaftliche und politische Unabhängigkeit der 
Länder der Dritten Welt. Die Bundesregierung spriCht sich ge­
gen die Errichtung von Einflußzonen auswAniger Machte aus. " 
Gleich im Anschluß an dieses wohlklingende Bekennmis zu Un­
abhängigkeit und umfassender Souveräni tät heißt es jedoch be­
reits einschränkend: "Die zunehmende Verflechtung der Wirt­
schaften der Industrieländer und der Entwicklungslander fOhrt 
zu größerer gegenseitiger Abhängigkeit (I) . .. Das Wachstum 
der Industrielander und das Wachstum der Entwicklungsländer 
sind unauflösbar miteinander verbunden." (These 3) 

Bonn als Verf«hter natio naler Unabhängigkeit? 

überprUft man den Realitätsbezug der beiden Eingangsthesen, 
so enthOlit allein der VelWeis auf das Abstimmungsverhalten 
der Bundesregierung auf den UN-Konfcrenzen Ober eine Neue 
Internationale Wirtschaft!Ordnung das Bekenntnis zur wirt­
schaftlichen Unabhangigkeit der Dritten Welt als bloße Rheto­
rik. Die These von der, ,gegenseitigen Abh:t ngigkeit" suggeriert 
demgegenOber gerade, man habe es mit einer wachsenden Ver­
unmOglichung echter Souveränität im Rahmen des gegebenen 
Weltwirtschaftssystems zu tun. Sie gibt vor, daß angesichts 
"wachsender Interdependenz" kapitalistische Industrieländer 
wie Entwicklu n~slll.nder gleichermaßen aufeinander angewiesen 
seien. 
Wenngleich hier zumindest an reale Gegebenheiten des beste­
henden weltwinschaftlichen Systems angeknOpft wird, ist je­
doch nicht zu verkennen, daß reale Abhangigkeiten ideologisch 
verschleiert werden. Der Nutzeffekt der Interdependenz-These 
fOr imperialistische Strategien in der gegenWärtigen Situation 
liegt gerade darin, daß erstens die untergeordnete Stellung der 
Entwicklungsländer im System der kapitalistischen Wdtwin­
schaf! vertuscht wird, indem ein symmetrisches Gleichgewicht 
zwischen den einzelnen Ulndergruppen unterstell t wird. Zwei· 
tens erscheinen alle Bestrebungen in Richtung auf eine Reduzie­
rung der einseitigen Abhängigkeit von den entwickelten kapita­
listischen Zentren als perspektivlos. 
Die Interdependenz-These beruht letztlich auf einer vorge­
täuschten InteressenObereinstimmung zwischen kapitalistischen 
Industrieländern und Entwicklungsländern, was zur VerkOppe­
lung der Wachstums- und Entwick lungschancen der Dritten 
Welt mit der wirtschaftlichen Prosperität in den kapitalistischen 
ZenlTen fOhrt. Hatte dies in der EppJer-Phase die Funktion, il­
lusionen Ober die harmonisch-kooperative Durchsetzbarkeit 
von Systeminteressen zu befOrdern, SO dient es heute nur noch 
als ideologischer KampfbegriH der westlichen Regierungen ge-
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gen solche Forderungen, die - angesichts der ungleich stärke­
ren Betroffenheit der Entwicklungslander von der kapitalist i. 
schen Krise der Wehwirtschart - auf die ü berwindung ihrer 
untergeordneten Position abzielen . 
Die Thesen bestätigen erneut, daß die Bundesregierung unter 
dem zweifachen Druck eines verengten ökonomischen Manö­
vrierspielraums im lnnern und dem vehementer gewordcnen 
Verlangen nach ökonomischer Unabhängigkeit im Bereich der 
Weltwirtschaft zu einer Veränderung ihrer neokolonialistischen 
Konzeption übergegangen ist. Nunmehr ist die Positionssiche­
rung für die multinationalen BRD-Konzerne und die Erweite­
rung ihres Expansionsradius nicht nur langfristig, sondern un­
mittelbar und aktuell in den Mittclpunkt gerückt. "Die Bundes­
regierung weist mit Nachdruck," so heißt es in These 9 in fast 
wörtlicher übereinstimmung mit den Gymnich-Thesen, " auf 
die Bedeutung der privatwirtschaftlichen Zusammenarbeit fOr 
den wirtschaftlichen , technologischen und sozialen Fortschritt 
der Entwicklungsländer hin. Sie unterstützt dies durch den Aus­
bau ihrcs FOrderungsinstrumentariums. Sie betont die Notwen· 
digkeit einer ständigen Verbesserung des Investitionsklimas in 
den Entwicklu ngslandern . . . " 

Privatmonopolistische Akzente 

Die sich hierin ausdrUckende Anpassung der entwkklungspoli­
tischen Konzeption an die Expansionsinleressen des Monopol­
kapitals der Bundesrepublik kann - in Anlehnung an Jungl_ 
ais privatmonopolistische Variante in der Entwick lungspolitik 
interpretiert werden. Diese besteht im wesentlichen darin, daß 
unter dem Vorrang der ökonomisch-politischen Positionserwei­
terung des BRD·lmperialismus und angesichts sich verschärfen· 
der Auseinandersetzungen sowohl auf der Ebene der zwischen­
imperialistischen Konkurrenz als auch zwischen kapitalistischen 
Industrieländern und Entwicklungsländern der weitgehende 
Verzicht auf ein Konzept umfassender Okonomischer Staats!.ll­
tigkeit in Form der Entwicklungshilfe geboten erscheint. FOr 
die Entwicklungspolitik heißt dies: 
I. Die direkte FOrderung der Kapitalexpansion in die Dritte 
Welt wird immer mehr zum dominierenden Moment, während 
frUher der Hauptakzcnt auf der durch Staatsakt ivität vermittel· 
ten Schaffung allgemeiner Rahmenbedingungen und Vorausset· 
zungen für das private Kapital lag. Die im März. 1979 verab­
schiedete Novelle zum Entwiclclungsländer-Steuergesetz4 hat 
neben der FOrderung privater Kapitalanlagen zum Ziel, zur 
Rohstoffsicherung der Bundesrepublik mittels privatem Kapi­
talexport beizutragen '. 
2. In engem Zusammenhang damit steht die staatliche finan­
zierung von Exportaufträgen der westdeutschen Konzerne Ober 
die Entwicklungshilfe. Wenngleich mit Ausnahme von ~flI.hr­
deten Branchen (z. B. StahlinduSlrie und Schiffsbau) an der 
prinzipiellen Lieferunggebundenheit der westdeutschen Ent­
wicklungshilfe festgeha lten wird, so ist der Zusammenhang zwi· 
schen Entwicklungshilfe und EX"portförderung das durchgehen· 
de Argumentationsmuster, wenn es um die Erhöhung der Lei­
stungcn geht. 
Bei dem Bundestagshearing zum Thema "Nord.Süd. Ver­
flechtung" im Mai 1979 bemOhten sich die Vertreter der eta­
blierten und s)'Stemtreuen Wissenschaft den Bonner Politikern 
einsichtig zu machen, daß eine Steigerung der Entwicklungshil. 
fe mittelbare oder unmittelbare Wachslumseffekte rur die 
BRD-Wirtschaft mit sich bringe. So populär eine solche Argu­
mentation in winschaftlichen Krisenzeiten auch iSl, so Obersieht 
sie doch, daß staatliche Ausgaben in diesem Bereich zunächst 
nichts weiter als Ober den Steuerhaushalt umverteilte, schon exi­
stierende Kaufl::raft sind. Schon deshalb ist auch der Beitrag der 
Entwicklungshilfe zur Sicherung der westdeutschen Arbeits­
plätze fraglich. 
3. Daß wiche Argumentationen ohnehin an Grenzen stoßen, 
ist bei den jüngsten Debatten um die Aufstockung des entwick· · 
lungspolitischen Etats erneut deutlich geworden. Dic jetzt be-



schlossene Erhöhung um 12.5 070 filr 1980 liegt zwar wieder über 
den durchschnittlichen Steigerungsraten des Gesamtetats, ent­
spricht jedoch nicht dem von der "entwicklungspolitischen 
Lobby" geforderten verbindlichen Stufenplan, mit dem das 
UN-Ziel von 0,7% des Bruttosozialprodukts bis Anfang der 
SOcr Jahre erreicht werden sollte. Dies zeigt, wie schwer es ist, 
die von der Bundesregierung seit der Krise 1974/75 verfolgte re­
striktive Haushaltspolitik auch nur in einem Teilbereich zu 
durchbrechen. 

EtU"'jcklungsminisleT Rainu Offu~ld 

Wesentlich aber ftir eine grundsätzlichere Beurteilung dieser Er­
eignisse im Zusammenhang mit der These von der privatmono­
polistischen Entwicklungsvariante ist, daß seit 1974 der Anteil 
der staatlichen Mittel am gesamten Nettofluß aus der Bundesre­
publik Oberhaupt im Sinken ist. Die privaten Kapitalexporte 
(Direktinvestitionen und Portfolioinvestitionen) der BRD in die 
Entwicklungsländer i1bersteigen heute die staatliche Entwick­
lungshilfe um mehr als das Doppelte: Der Anteil des staatlichen 
Kapitalexports am gesamten Mittelfluß machte 1977 nur noch 
21, I OJo aus (1973 noch 73,6I1Jo). Der Anteil der privaten Kapi­
talexporte ist demgegenOber auf 52,3 OJo angewachsen (1973 
noch etwa 25 %). 6 Dem entspricht die Tendenz der Privatmo­
nopole, den Warenexport immer stärker durch die unmittelbare 
Produktion vor Ort zu ersetzen, die heute schon den Umfang 
des Warenexports erreicht haben dUrfte. 7 

4. Unter diesen Rahmenbedingungen werden freilich die so­
zialintegrativen Momente der Entwicklungspolitik immer stär­
ker zurtlckgedrängt bzw. ad absurdum geftlhrt. Bereits das 
zweite Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats des BMZ von 
1977 hatte ein völliges Fiasko des zum entwicklungspolitischen 

Hauptanliegen erklärten Konzepts, vorrangig eine Befriedigung 
der Grundbedürfnisse anzustreben, konstatiert. 8 Auch im 
.. neuen" GrundbedUrfniskonzept der Bundesregierung, das 
Ende 1978 der Öffentlichkeit vorgestellt wurde9, sind nicht die 
Ursachen der Unterentwicklung, sondern deren Auswirkungen 
und Erscheinungen der Ansatzpunkt. 
Ihr strategisches Hauptziel, die Integration der Entwicklungs­
länder in die kapitalistische Weltwirtschaft zu sichern und ihren 
ü bergang zu nichtkapitalistischen Vorstellungen zu verhindern, 
versucht die westdeutsche Entwicklungspolitik heute stärker 
denn je durch einen "differenzierten" Einsatz ihrer Instrumen­
te zu erreichen. "Die Bundesregierung trägt bei der entwick· 
lungspolitischen Zusammenarbeit der differenzierten Entwick­
lung der Dritten Welt Rechnung." (These 6) 

Das G rundbed ürfnis- und Schwellenlä nderkonzepl 

Bei den relativ fortgeschrittenen Entwicklungsländern (den sog. 
Schwellenländern lO ist die traditionelle Entwicklungshilfe nur 
noch als Kompensalionsmechanismus "sozialer und wirtschaft­
licher Engpässe" (These 6) gefragt. Bei der Deckung ihres Fi­
nanzbedarfs "spielt die privalwirlSchaftliche Zusammenarbeit 
die größte Rolle." " "Die öffentliche Hilfe, ror die noch Raum 
und Bedarf besteht. erleichlert den Übergang zu den neuen, 
mehr privatwirtschafllichen Formen der Zusammenarbeit." 12 

Entsprechend steht hier die Kombination staatlicher und priva­
ter Instrumente (Mischfinanzierung) und die direkte Stimulie­
rung des privalmonopolistischen Kapitalexports (über Bundes­
garantien, Exportkredite, steuerliche Hilfen, die Tätigkeit der 
Deutschen Entwicklungsgesellschafl) im Vordergrund. 
Die Funktion der staatlichen Entwicklungshilfe, dem privaten 
Kapital den Boden zu bereiten und sich somit langfristig über­
nussig zu machen, gehörte von jeher zu den Maximen neokolo­
nialistischer Stralegien. Neu ist hier jedoch, daß Bonner Ent­
wicklungspolitiker inzwischen offensichtlich davon ausgehen, 
daß in einer Reihe von Ländern die privatmonopolistische 
Durchdringung immer mehr das Haupünslrument ihrer Inle­
gration in die kapi talistische Weltwirtschaft bildet. Es versteht 
sich, daß unter diesen Bedingungen die traditionelle ökonomi­
sche StaatSUitigkeit der Metropolen in den Entwicklungslän­
dern an Bedeutung verlieren muß. 
Bei einem anderen Teil der Entwicklungsländer, vornehmlich 
den 28 am schwächsten entwickelten Ländern (LLDC's) sind je­
doch diese Voraussetzungen für die volle Integration in das ka­
pitalistische Weltwinschaftssystem über den privatmonopolisli­
schen Hebel noch nicht gegeben. Deshalb ist hier nach wie vor 
ein System der slaatsmonopolistischen Subventionierung von­
nöten. "Die Bundesregierung," so heißt es folgl ich in These 6, 
"wird die Entwick lungshilfe ftir die besonders bedilrftigen Ent­
wicklungsländer weiter erhöhen. Im Rahmen der finanziellen 
Zusammenarbeit erhahen die am wenigsten entwickelten Län­
der (LLDC) Zuschüsse; frtlher an sie gewährte Kredite können 
von Fall zu Fall in ZuschOsse umgewandelt werden." 
Besonders das Grundbedürfniskonzept soll hier Abhilfe schaf­
fen: " Die Bekämpfung der absoluten Armut ist vorrangige 
Aufgabe der deutschen Entwicklungspolitik. Dazu gibt es viel­
fältige Ansatzpunkte. Wirksame Maßnahmen zur Befriedigung 
der wichtigsten menschlichen Grundbedurfnisse (Nahrung, Ge­
sundheit. Arbeit, Bildung, Wohnen) setzen voraus, daß die 
Entwicklungsländer die Bekämpfung der absoluten Armut zu 
ihrem eigenen Anliegen machen." (These 7) 
Da die Bundesregierung ihr Grundbedilrfniskonzept von vorne­
herein unter die Maxime stellt, Voraussetzungen fü r die Her­
ausbildung kapitalistischer Strukturen zu schaffen, fällt es 
schwer, hierin (Wer wäre nicht ftir die Beseitigung der Armul?) 
nicht systemgebundene Zweckmäßigkeit als Motiv oder zumin­
dest doch objektive Funktion zu erblicken. Entscheidend ist­
setzt man die Befriedigung der Grundbedürfnisse der Masse der 
Bevölkerung als aktzeptables Ziel rationaler Gesellschafts- und 
Wirtschaftspolitik voraus - , wie die Bedingungen, d. h . die ge-
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seIlschaftlichen und politischen Machtverhältnisse aussehen 
müssen, die dies erst ermöglichen . Die zweite Frage, die erst da· 
nach beantwortet werden kann, ist die "wie heule Enlwick­
lungspolKik gestaltet werden muß, die erfolgreicher als die bis­
herigen Versuche zur Befriedigung der menschlichen Grundbe­
dürfnisse in der Dritten Welt beitragen kann." Il. 

Während das Grundbedürfniskonzepl der Bundesregierung bei 
der Formulierung von Durchsetzungsbedingungen im Ansatz 
stecken bleibt, sind seine Hauptkomponenten konzeplionell zu­
mindest fragwürdig. Zwar wird als Voraussetzung ror die Ver­
wirklichung "ein beschleunigtes Wachstum bei innerem Struk­
turwandel (z. B. Agrarreform)" und "eine aktive Beteiligung 
der betroffenen Bevölkerungsgruppen" genannt, die Frage des 
sozialökonomischen Charakters dieses "Strukturwandels" 
bleibt jedoch offen, weil die System frage konsequent ausge-­
klammert bleibt. 14 

Dennoch werden Einkommensslcigerungen bei bislang verarm­
ten Gruppen als Hauptvorausselzung für die Ausdehnung der 
Ware--Geld-Beziehungen, mithin ror die Entwicklung kapitali­
stischer Produktions-, Eigentums- und Aneignungsverhältnisse 
erkennbar. Schließlich muß selbst die Umsetzung solch minima­
ler "Fortschrine" fragwürdig bleiben, so lange die Bundesre-­
gierung durch ihre Kollaborationspolitik mit reaktionären Regi­
mes zur Stützung solcher Verhältnisse beiträgt, deren notwendi­
ge Konsequenz gerade in der Beibehaltung und Verschärfung 
von Zuständen besteht , die das Grundbedürfniskonzept zu be­
kämpfen vorgibt. Der Hinweis darauf, daß es schließlich zu al­
lererst die Entwicklungsländer sind, die " die Bekämpfu ng der 
absoluten Armut zu ihrem eigenen Anliegen machen" müssen, 
gerät angesichts dessen nur allzu leicht zur Heuchelei. 
Gewollte oder ungewollte Heuchelei ist auch im Spiel, wenn 
empört der von der Gruppe der 77 etwa im Programm von 
Arusha vom Februar 1979 erhobene Vorwurf zurückgewiesen 
wird, das vom Westen propagierte Grundbedürfniskonzept sei 
nichts weiter als ein Ersatzangebot, mit dem von den Zielen ei­
ner Neuen Internationalen Wirtschaftsordnung abgelenkt wer­
den soll. Die Haupthestandteile des GrundbedUrfniskonzepts 
(höhere Investitionen im traditionellen Sektor, Steigerung des 
Umfangs und der Produktivität der Beschäftigung mittels ar­
beitsintensiver Technologien "mittlerer" bzw. "angepaßter 
EntwiCklungsstufe, Produktion billiger MassengOter elc.) kön­
ncn wichtige Funktionen erfüllen. Die Schaffung eines eigen­
ständigen ökonomischen Reproduktionsprozesses kann damit 
jedenfalls nicht erreicht werden. 

Förderung welches "Struklurwandels" ? 

Der Anspruch der westdeutschen Entwicklungspolitik, die 
"wirtschaftliche Unabhängigkeit" der Dritten Welt zu unter­
stUtzen, wird somit auch hier nicht eingelöst. Die Förderung der 
ökonomischen Unabhä ngigkeit der Entwicklungsländer müßte 
an der Schaffung von GrundstoffinHustrien, also produktions­
mittel produzierenden Produktionszweigen ansetzen. Nur dies 
und nicht die Romantisierung " bodenständiger" Techniken 
versetzt sie mittel- und langfristig in die Lage, bei entsprechen­
den politischen und gesellschaftlichen Voraussetzungen von ei­
ner eigenständigen Produktivkraftbasis aus die immer bessere 
Befriedigung der Massenbedürfnisse zum Hauptziel ihres Wirt­
schaftens zu machen. 
Die Produklivkrartentwicklung wird heute von den internatio­
nalen Konzernen monopolisiert. Wenn die Forderung nach ei­
ner Neuen Internationalen Wirtschaftsordnung auf die Bre­
chung dieses Monopols orientiert, ist sie geeignet, eine wesenlii­
che Voraussetzung für die überwindung der Unterentwicklung 
und Abhängigkeit zu schaffen. Die UnterstUtzung der von den 
Entwicklungsländern selbst art ikulierten Forderungen und die 
Solidarität mit den anti imperialistischen Kräften in der Dritten 
Weil ist nicht zuletzt deshalb die aktuell wichtigste Alternative 
zu den neokolonialistischen Grundpositionen in der Bundesre-­
publik. 

3& 
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7) Die Direktinvestitionen westdeutscher Konzerne im Ausland sind 
1978 erneut um etwa 20 1170 auf 58. tOO Mio DM gestiegen. Vgl. 
IMSF (Hrsg.), Informationen zur Wirtschaftsentwicklung und La­
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r. 

9) Vgl. Das Grundbedllrfniskonzept der Bundesregierung, in: E + Z, 
1211978, S. 11 - 12 
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11 ) G. Jentsch, Eine neue Internationale Entwicklungsstrategie der 
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Rezensionen 
Aktuelles zum Iran 

I 

In jüngster Zeit kam es geradezu zu einer Flut von Neuerscheinungen 
zum Thema Iran. Es gibt kaum einen renommierten Vertag, der nicht 
eine eigene VerOffentlichung beisteuerte. 
Als "erste authentische Biographie über den Ayatollah Khomeini" 
rUhmt der Hcyne-Verlag das Buch von 
H. Nu!lba,"uu, Khomeini. Ruolutlollir In Allahs Namen, Htrot­
Vtrll'. München/ WH tberiin 1979. 185 Seiten, 5.80 DM. 
Zum Teil ..... erden hier auch ganz anschaulich historische Details über 
den Werd~ng Khomeinis -und seine Auscinanderseizulli mit dem 
Schah geschilden. Insbesondere die Unterdr1lckußg der Schiiten durch 
den Schah und seinen Geheimdienst SAVAK kommt gUt zum Aus­
druck. Leider verliert diese Abhandlung durch ihre rtiBerische Aufma­
chußi! (etwa auf dem Umschlag: ,,1m Iran gehen die Lichter aus. Ter­
ror, Fanatismus, Willkürjusliz und unkontrolIierte Machtkämpfe herr­
schen seit dem blutigen UmSlUn: Khomeinis. ") ernorm an Wer!, was 
nicht zuletzt dem Umstand geschuldet sein dürfte, daß sie praktisch ei­
ner für den Wiener KUR ]ER geschriebenen Artikelserie entspricht. H. 
Nußbaumer schreibt aus einer äußerst personalisierenden Sicht ("Aus 
seinem Exi] peitscht Khomeini die Menschenrnassen in immer neue 
Aufmärsche", S. ]45), die den Blick auf die eigentlichen politisch­
ökonomischen Ursachen rar den Volksaufstand verspem. 
Selbst den Anspruch, authentisch zu sein, kinn die Biographie nicht im 
mindesu:n erranen; 50 wurden wichtige Quellen, die über die islamische 
Be:wquna Auskunft geben, wie etwa die Werke A. Schariatis oder 
Khomeinis selbst, nichl berilcksichtigt. Aufschluß Ilber den spezifi­
schen Charakter der islamischen Bewegung im Iran, die sie tragende 
Basis bzw. ihre führende Persönlichkeit Khomeini ist von daher nicht 
zu erwarten. 
Lesenswert ist dagegen das Buc~ von 
A. Farughy/J. -L. Rrvf ri~r. Persion: Aufbruch i n~ Chao~! Goldmann 
Vrrl . x München 1919. 253 ~ten, 6.80 DM. 
Sicherlich haI man den Autoren keinen Gefallen damit getan, den fran­
ZÖSischen Originaltitel L ' Iran Contre Le Chah derart abzuwandeln, zu­
mal die im Titel vorgtfllhrte Frage keineswegs Hauptgcgenstand des 
Buches ist. Tats4chlich behandelt es in sich acschlosscn den Zeitraum 
vom Sturz Mossadegtu 19S3 bis l.ur Flucht des Schah im Februar 1979. 
Vorteilhaft wirkt sich hier vor allem die Auswertung von Originaldoku­
mentcn und Analysen der iranischen Oppo,sition aus, so z. B. die Einbe­
riehuna von Abhandlungen des schiitischen Wirtschafuwissenschaft­
leu A. Bani-Sadr zur Ökonomie des Iran oder der Reden von Said 
Mohsen (Mohjahedin e Kalgh, Volkskllmpfer) sowie Bijan Djazani 
(Fcdayin e Khalg, Die sich fU r das Volk Aufopfernden) vor den Militär· 
tribunalen des Schah·Regimes. 
Es nimmt jedoch keine Einschlltzuna des Krll fteverhaltnisscs innerhalb 
der Opposition vor. Da nicht davon ausgegangen wird, daß politi$Che 
Handlungen in den Interessen bestimmter Klassen und Schichten wur­
zeln, ergibt sich zudem eine sehr oberfllchliche Beschreibung der irani­
s<:hen Geschichte, die in einigen willkürlichen VcraJeichen gipfelt, wie 
etwa: "Seit seiner Gründung durch Kyros truj der iranische Staat die 
Keimzellen des Totalitarismus in sich wie einen bOsartigen Tumor." (S. 
19) Dennoch ist das Buch aus den oben jenannten Gründen nützlich. 
Die zwei folgenden Bllcher beanspruchen für sich, die "objektiven 
Gründe fUr das Scheitern des Schah-Regimes" l.U analysieren: 
F. HlIlTlda)" Iran. Analyse einer G~lIsch aft Im Entwicklungskrifg, 
Hotbuch Verl la, Westberlin 1979, 319 ~Iten , 16.- DM , und R. Gr-.­
ham , Iran. Die illusion du Milcht , Ullsteln Verlag, frank· 
furt l WHtberllnlWien 1979, 261 Stlten, 6,80 DM . 
F. Halliday, dessen Untersuchungen sich auf den iranischen Staat, den 
Repressionsapparat, die wirtschaftliche Entwicklung, die Opposition 
und die auswllrtigen Beziehungen erstrecken, deckt die im System be· 
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gründeten WidersprUche des iranischen Entwicklungsmodt lls unter 
dem Schah auf. Seine weitgehend fu ndierte Wirtschaftsanalysc weist 
aber die Schwlche auf, daß er der Vorherrschaft ausillndischer Konzer­
ne nicht den gebOhrenden Stellenwert einräumt lind so die Frage der 
Abhlngigkeit des Iran vom Imperialismus nicht klar genug beantwor­
tel. 
DarOber hinaus kommt die DaT$lellung der Entwickluna des antidikta­
torischen Widerstands im Jahre 1978 zu kun:. Nach F. Halliday ist das 
darauf zurückzuführen. daß sie sich "in kaum zu erwartendem MaOc 
beschleunigt" (S. 7) hat . Um diesem Mangel abzuhelfen, geht er in ei· 
nem linge ren Vorwort darauf ein. Er hebt den .,nationaiistischr(n) und 
antiimperialistischen(n) Charakter diC$Cr Revolution" (5. 14) und die 
enormen internationalen Folgen hervor. 
Was die Rolle der Religion und insbc:sondere den Begriff "islamisch" 
anbetrifft, so dient dieser "als ideologische Maskierung, um den klas· 
scnübergreifenden Charakter der Oppositionsbewcgung zu verbergen, 
vor allem aber, um die wesentliche Rolle des KleinbOrgertums inner· 
halb dieser Bewegung zu ]egitimieren." (5. 11) Angesichts der von ihm 
selbst betonten Rolle der Religion ist seine Einschlltzung, daß "die lin­
ke jetzt noch das Bündnis mit Bourgeoisie und Kleinbürgertum am 
Hals hat" (5. 16), aUerd inas grotesk und entspricht keineswegs der rea­
len Lage. 
Der Korrespondent der FinanciaJ Times, R. Graham. setzt andere Ak­
untc. Er berichtet über interessante Details aus der Pahlewi-Ära und 
arbeitet solche Erscheinungen wie Korruption und Unte:wtlrfigkeit 
auf. In vielen Punkten ist er jedoch außerst oberflächlich. So etwa, 
wenn er behauptet: " Die ,Weiße Revo]ution' war nichts weiter als das 
Ende der parlamentarischen Demokratie im westlichen Stil und der An­
fang absoluter Monarchie." (S. 84) Gleiches trifft zu, wenn er unbese­
hen die Totalitarismus-Hypothese in Bezug auf den Schah übernimmt. 
Wie R. Graham alaubt, ist der Bankroll des SyStems haupUlIchlich 
dem perwnlichen Machutreben des Schah, der UnterdrUckunj anderer 
Initiativen sowie dem NichlVorhandenstin liberaler Traditionen und 
Alternativen geschuldet. 
Obwohl das Buch viele Fehler aufweist, hat es dennoch nicht das nur 
als katastrophal zu bezeichnende Vorwort P. Scholl-Latours verdient. 
Originalton Scholl-Latour: "Das Phllnomen Khomeini gehört zu den 
großen Rlueln unserer Zeit. Hier kommen wir mit modernist isehen Er­
kllrungen nicht mehr aus. Hier mll.5scn wir uns - wie gesagt - auf die 
Realitllt jener Mylhen besinnen, die in unserer angeblich auf materiel_ 
len WohlstaTld und rationale OeseUschaftsanalyse eingeschworene Epo­
che immer stärker den Ton angebtn." (5. XII) 
Auf die aktuelle Si tuation ~ugeschnillen sind die Bücher von 
U, li lgnrr (HT!lg.), Umbruch Im Iran, Rowohlt Vfrlag, Rt'inbfk brl 
Hamburg 1919, 190 Stiten, 5,80 DM und 
U. SaDdcr/ J. Pomorin, Inm ~'I"i$then Februar uod .' rübllol , Velraa 
PI. mbcc:k &: Co., Nt'u~ 1919, 176 Sei ten , 7,80 DM . 
Das Zid U. Tilgners ist es, "Informationen Um die Volksbcweguna im 
Iran zu liefern" (S. 1). Dieses Ziel wurde auch weitgehend erreicht. weil 
aus den hier vt'röffentlichten Dokumenten der Charakter der Volksbe· 
\\Iegung sehr gut zu erkennen isl. Gerade die hier zum Ausdruck kom­
mende religiöse Gesinnung der Massen und eine angemessene Selbst· 
darstellung der islamischen Krllfte verhelfen hier zu einer besseren Ein· 
schätzung der Situation. Freilich wird auch deutlich, daß U. Tilgner 
selbst die Klassenspezifik dieser Bewegung nicht erkennt und von einem 
"weder von Moskau noch von Washington bestimmten Weg" sowie 
von den "in den Moscheen" gepredigten "Idcalf{n) einer Gesellschaft 
der Brnderlichkeit und Gerechtigkeit" (S. 15) derart eingenommen ist, 
daß er die inneren Widersprllche und Grenzen der religiOSen Bewegung 
kaum mehr wahrnimmt. 
U. Sander/ J. Pomorin veröffent lichten ihren Reisebericht im Ansehluß 
an einen Iran-Aufenthalt vom Febru,U" d. J. Sie geben einen anschau· 
lich und lebendig geschriebenen Situationscindruck, der sich aus der 
Schilderung eigener Erlebnisse, Interviews und aus Dokumenten zu· 
sammensetzt. Besonders klar \\ ird hier die bis heute fortdauernde Be­
drohung der iranischen Revolution durch den Imperialismus und ein­
heimische reaktionllre Kreisc, zu denen u. a. Anhanger des alten ReSi· 
mes, aber auch fanatisch-religiöse Krlfte zlhlen. Wünschenswert wlre 
allerdings gewesen, wenn bei den Gesprlchen mit oppositionellen lin­
ken Gruppen das Spektrum erweitert ... ·orden ware und Kontakte etwa 
auch mit den Modjahedin e Kha]g, den Fedayin oder der Demokrati­
s<:hen Nationalen Front staUjefunden hlltten. W. Ritter 



Kurzinformationen 

Westsahara 
Nach einem Jahr einsciliger Feuerpause nahm die sahraouische Bcofrei­
ungsorganisalion Frente POLISAR IQ gegenuber Mauretanicn Mitte 
Juni d. J . den bewaffneten Kampf gegen die Okupanten aus dem SUden 
erneut und mit Erfolg auf: Die mauretanischen Stellungen in der West­
sahara wurden völlig lentOn, wonach endlich am S. 8. 1979 ein Frie­
den$8bkommen zwischen beiden Konfliktparteien abgtsehloSKn wer­
den konme. Nachgeholfen haue dabei dlU 16. Gipfeltrcrfen der Orga­
nisation für Afrikanb;che Einheit (OAU) Mim Juli in Monrovia. Erst­
mals _ und zwar legm den Widerstand des Sentgal. Zai res, GabußS 
und der Komoren - fordene die OA.U eine alJaemeine Feuen:instd­
Jung und die Organisierung eines Referendums zur Selbstbestimmung 
über das ganze Territorium der Wcstsahara. Marokko, durch diese 
POLISARIO-Erfolge international isoliert. weigerte sich dttweilen 
nicht nur seine 6000 Mann starken Truppen aus Mauretanien wrUckl:u· 
ziehen. Es reagierte zudem mit der Annexion des am ]6. August von 
Mauretanien gerllumten sahraouischen Territoriums und stationierte 
dort einen Teil seiner fast 2000 Söldner aus Shaba/Zaire, die dafür mit 
US- Hilfe zurOcktransportiert ..... orden ..... aren. 
Das aktivere Enaagement des US· lmperiaUsmus im Wesuahara· 
Konflikt zeigt sich zudem in der Lieferung von US-Au fktarunJSgerlten 
In Marokko und in der quasi Anerkennung marokkanis<:her 
Westsahlrl·Ansprilche durch den US-Kongre.ß. Der Außenminister 
der Demokratischen Arabischen Republik Saharl (DARS), Hakim 
Brahim, verkündete am 14. August als Antwort auf die "Großmarok· 
ko"· Plane, daß die Frenle POliSAR IO "ihre militliris<:hen Operatio­
nen im Inneren Marokkos, so weit und so hart wie möglich intensivie· 
ren ..... ird. genauso wie im Inneren des von den Marokkanern okk~pier. 
ten sahraouischen Territoriums" (Le Monde, Paris. 15. 8. 1979). 

Äquatorial-Guinea 

Am J. AugUSt 1919 ..... urde in dem zentralafrikanisclten Kleinstaat (FUI· 
che etwa gleich Nordrhein-Westfalen) das Diktatur· Regime von Fran· 
cisco Macias Nguema durch einen unblutigen Militärputsch beseitigt. 
Macias, ein ehemaliger Kolonialbeamter, war mit der Entlassung 
Äquatorial-Guineas aus der spanischen Kolonialherrschaft ]%8 an die 
Macht gekommen. Alsbald ernannle er sich ~um Prllsidenten "auf Le­
benneit" und "Einmaligen Wunder". Das Macias-Regime paarte die 
Aull:llndiguna der Beziehungen zu den Westmächten, ausgenommen 
Frankreich. mit einem seltenen Isolationismus - einzige Staatsvisite 
1977 in die VR China - und einer extremen Repressionspolitik. üblich 
waren Offentliche Folterungen und Hinrichtunaen "on Abertausenden. 
darunter auch 10 der insgesamt 12 Kabineusmitglieder Macias. Ober 
20000 Opponnenten wurden in Zwanasarbeitslagern und rund S 000 in 
Geflngnissen gehalten. Von den 300000 Einwohnern des Landes 
waren rund I/J ins Exil genohen. Daneben trUB die ..... irtschaftliche 
Ruinierung des landes zum Sturz Macias bd. Die Produktion des 
Hauptexportgules Kakao war 1978 von einstmals 40000 I auf 8 000 pro 
J ahr gefallen. Dem Zusammenbruch der Stromerzeugung in der 
Hauptstadt Malab-b war die Schließung der Ban~en und seit Anfang 
d. J . die Zahlungsunfllhigkeit der Beamlenllehlil ter gefolgt. Unmillel · 
bar nach seiner Machtübernahme kündigte der RevolutionIIre Militär· 
rat unter Oberst Obianga Nguema Mbasogo die Freilassung aller politi· 
schen Gefangenen sowie einen Prozcß aegenMacias ..... egen Verbrechens 
segen d ie Men~hl ichkeit an. 

Karibik 

Bereits im Mllrz d. J . hatten in Grenada d ie Linkskrafte nach einem uno 
blutigen Staatsstreich die Macht.(lbernommen (siehe AlB 6/ 1979, S. 
39). Massenakt ionen filhrten nun auf zwei weileren OSlkaribischcn In· 
seln - Ende Mai auf Dominika, Anfang J uli auf St. Luda - zum 
SIUrz der bisherigen Regimes unter Pauick John (Dominika) und John 
Compton (SI. Lucia). In beiden erst kürzlich aus der britischen Kolo­
nialherrschaft entlassenen Antilleninseln (in SI. Lucia erst im Februar 
1979) wandte' sich die BevGlkerung gegen die gewerkschafl5feindliche 
Polilik und den Ausverkauf ihres landes an US·Konzerne. Den letnen 
AnStoß zum Regierunj$wechsel auf Dominika gab die Kollaboralion 
mit Chile und dem Rusistenregime Sildafrikas. Nach dem Rllcklritl 
Johns wurden Neuwahlen ausgeschrieben. Zum Intenmspremier ..... urde 
Oliver Seraphine ernannt. zum neuen Präsidenten Jenner Armour. Bei 
den von den Massen geforderten Parlamentswahlen auf SI. Lucia ge­
wann die von George OdIum geführte linksgerichtete Labourpanei 12 
der 17 Sitze in der verfassungsgebenden Versammlung. Die Linksent­
wicklungen auf Grenada, Dominika und St. Luda werden von den 
USA mit Argwohn verfolgt. Washingion befllrchtet. zumal nach den 
Revolutionsereignissen in Nikaragua, eine Keltenreaktion im gesamten 
karibiS<:hen Raum. Speziell einer engen Zusammenarbeit der neuen 
progressiven Regimes (Panama, Jamaika und Guyana kommen m. E. 
hinzu) mit dem sozialistischen Kuba suchen die USA - u. a. durch eine 
Ausweitung ihrer karibischen Entwicklungshilfevergaben - entgegen­
zuarbeiten. Neben die militärstrategische Bedcutung dieser Nachbarre­
lion der USA treten handfeste ökonomische Interessen: die US­
Aluminiumkon~erne beziehen 3/ 4 ihres Bauxits aus diesem Raum und 
2S '" der US-Ölimporte wandern durch karibische UmschlaghIlfen. 

Zimbabwe 
Nach der 33. Ministerratstagung der Organisation fIlr Afrikanische 
Einheit (OAU) J uli 1919 in Monrovia, der Hauptstad t Liberias, war 
der Druck auf die konservative britische Regierung Thatcher offen· 
sichtlic'h zu groß geworden. Ihr ursprilnglicher, im Wahlkampf bereits 
verkOndeter Plan, die Regierung Muzorewa an~uerkennen und die 
Sanktionen gegen das rhodesische Marioneuenregime aufzuheben. hat 
sich in der gegenwlr1igen Situation als unrealist iS<:h erwiesen, Die 
Commonwealth·Konferenz Anfang August d. J . in Lusaka/$ambia en· 
dete mit einem neuen Rhodesien· Plan, der wegen seines Kompromiß· 
charakters jedoch auch in Zukunft mehrere Entwicklungen offenUtßt. 
Kernpunkt dieses elf Punkte umfassenden Plans ist d ie Abhaltung 
nochmaliger Wahlen unter Beteiligung der Pau iotis<:hen Front. Eine 
Allparteienkonferenz am 10. September in London so ll hierzu Einzel· 
heiten aushandeln. Nach bri tischen Vorstellungen wird fOr Zimbabwe 
eine bOrgerlich·parlamentaris<:he Demokratie nach dem Vorbild eines 
Z"'·ei·Kammern·Modells angestrebt. Es soll sich von der Marionetten· 
lOsung S mith/ MuJ;ore ..... a (siehe ausfllhrlich AlB 611919, S. 30-36) 
durch ein reduziertes Gewicht der weiBen Minderheit und durch eine 
schwarze Souveränität über Polizei, Streitkräfte und Administration 
unterscheiden. Die entS<:heidende Schwachstelle dieses neuen Plans, der 
auch die Unttrstützung der Frontstaaten als "Schriu nach vorn" ge­
nieBI. ist jedoch die Tatsache, daB alle Modalitäten fIlr die Obergangs. 
periode ausgespart sind. Infol&edessen haben auch der anvisierte Waf· 
fenstillstand und die Oberwachung der Wahlen durch Großbritannien 
kaum Aussicht auf Verwirklichung unter den gegebenen Bedingungen . 
Das Gespann Smith/Muzorewa hat jedenfalls das Vorhaben nochmali· 
ger Wahlen zurllckgewiesen. Die Patriot ische Front sicht die HauptKa· 
ramie zur Sicherung ihrer legitimen Interessen darin, den bewaffneten 
Kampf bis zur InstallierunK eines akzeptablen Obcrgangsmodus. der 
auch die Rolle ihrer Streitkrlrte einzubeziehen hlittC, fortzuführen. 
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JU"*,, OslroWSQ. MlttuWl/~" A lB bot s/dIlm Somlfltr d. J . Qr-
1qMIwII, skII bI MtNOfO'O "If Orlilttd 5'.';11 Bild Qbn dw Arbti­Iftf."" SeIt .. der ANC ZM trWICMtI. Hittf 1ft" &rldrl, 

SokJmoa.Mablarlp-FnakJm..CoUete: 10 lauleI der Name der Schule 
_ die ~ et.r Stalle der Kultur uM der Zukunh ab Aat­
wort auf .. JusdDDord. den du I6dafrikanilcbe Rctime im Man 
cfieIa Jahre an deIII ;IIIIFI ANC-Umpfer SoIomon Mahlaap be­..... 
Die Auunale da ProjetlCS lIiod um den PIInen becJkht1kb: Im 
endaOldcen Ausballiladium wird es nahezu 2000 Penoneo. dllvoa ce­
... 1600 SchOkl' und Sd!Olef'inMII, ab Wohn-und Ausbildunp- ~ 
wie Arbeitlllllte dienen; nebm dm SchOIern wesdm also auch die 
Lehrer. du technische und Verwaltunppcnonal. die ArbeiUkrtf'e in 
der ~en LandwirUcblrt SOWtc 'du Penonal eiDer kleinen 
Klinik In MOfOIOfO unteJtommm. 
Wohnblldtr, E8- und Aufenthalurtumc fQr eine jewdb p08erc 
Zatd "'on SchIlIeriDDm und Sc:hOIem bUden iIIIlicb IICIChklaerle Kom­
pkJIe. die skb um die z.emrUea Qebluck puppieraa, in dmen Ualer­
ridlurtumc, Bibliotheken II$W. UDIcrpblw:ht lind. 
Es wird bereiu jeut UDlerricbtce: EftlÜKh, OesdlIdne. Mathemlilik, 
nIIlunrissmsehaftticbt' F1c:ber. zunlc:hst nodI in einer eiDZiaen KIu­
se. Geplant ist die Auswe:iwna auf alle etDZdAm Sturm bis zu, Uni­
\'CfIitiurdJe. Sopr vondIulisc:he Erziehuna soU an,eboIm werdm. 
Soweit ein Oberblick Ober die PlrInunl. Wk .ät die ReaJitlt cleruit 
lus1 Aur dem .... o6en. von der WIIInllChen Rqieruna zur Verru­
, uq ICItellien OdIInde berncht reae lklriebsamkeit. IM Geblude 
einer alten Flbrik dienen provilOrisdllls Mlteriallqer und Stallun­
tm: die teitweise winzilen ebemaIlaen Arbe!terunterkOnfte mOlKn 
alt Wohnunaen rur SchOIer und Lehrer berbaltm. In eim,m Inderen 
umlleemdm GeblItdeD sind die a.,...rbeiter. du PlInunppenonal 
und eine kleine Krankmstation unl~ht. 

In Inderm Teilen des Arelb wird GemOse ~ut. nidll weit dI­
von stehen bereits dje Rohblutm kllnrtiaer Wohnblocks, ...erom die 
Fundamente rur weitere lus,ehoben. Schwwnpeitm in der Zement· 
versor,uq hilben den Fortpq des Baus erheblkh ven.öaert . 
Dennoch iSt der Unterricht Anfln, Mli d. J. mit 46 SchU1ef'innen und 
SchOlerTI luftmommen worden - in beMlfsmlOia her&erichtetm 
Rlumen; Balken, Uber SteinblOcke ac1qt, mUssen IIs Sitzblnke die­
nen. Es fehlt In zahlreichen Unternchtsmlterialien - vor l ilem Zei­
chtftlelt.t rUr Ml lhemltik und Geometrie - , Iber der Enthuliumul 
Ilkr ist beeindruckend: du Vorhlben IW bqonnm, Gestalt annt­
neillnen - Ausbikiuna und Unterricht rOr eine bessere Zukunrt. rur 
den Aufblu des zukOnftitm, befreiten SOdIfrikl. 

Helf .. Sie beim Bau eI_ Scbule fi r tädofrlkanl­
SCH Flücbdlapldad. rl 

Spead.n Sie für die Schule d .. ANC In MOl'Olorol 

Soad. rltonto Prof. Erleh Wulff 
527055-602 PscbA Frankfurt/M. 
Keuwort "Scbale in Moroaorou 




